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Wer stranguliert die Griechen?

Während meiner Tätigkeit als die por-
tugiesische Revolution begleiten-

der ND-Korrespondent mußte ich erleben, 
daß unser Lissabonner Quartier nicht nur 
von Wohlmeinenden angesteuert wurde. 
So instruierten wir die Kinder, in unse-
rer Abwesenheit keine Unbekannten ein-
zulassen. Doch als wir eines Tages nach 
Hause kamen, umringten sie in der „Sala“ 
freudig einen Fremden. „Das ist ein alter 
Krieger aus Athen“, verkündete die knapp 
sechsjährige Susanne. Thanassis Georgiu 
hatte sich auf die durch einen Türschlitz 
an ihn gerichtete Frage, wer er denn sei, 
als „alter Grieche aus Athen“ vorgestellt. 
Da er sich bereit erklärte, den Kindern ein 
Märchen zu erzählen, wurde ihm die Tür 
geöffnet. 
Der seit über sechs Jahrzehnten in Berlin 
lebende heute 97jährige symbolisiert die 
besten Traditionen seiner hellenischen Hei-
mat: Ein Veteran der Griechischen Demo-
kratischen Armee, hatte Thanassis nach 
deren Niederlage Ende der 40er Jahre poli-
tisches Asyl in der DDR erhalten. Zunächst 
Journalist der Nachrichtenagentur ADN, ist 
er seit „einer Ewigkeit“ Berliner Korrespon-
dent der Athener Tageszeitung „Rizospastis“ 
– des Organs der KKE. Die drei Buchsta-
ben stehen für eine besonders gestählte 

Abteilung der internationalen kommuni-
stischen Bewegung: die über beachtlichen 
Masseneinfluß verfügende und der Gewerk-
schaftszentrale PAME starke Impulse 
verleihende KP Griechenlands. Nach der 
Niederlage der Volksarmee im Grammos-
Massiv nahm die DDR auch viele hundert 
Kinder von Genossen auf. Sie waren vor dem 
konterrevolutionären Terror in Sicherheit 
gebracht worden. Ich erinnere mich noch 
genau daran, mit welcher Wärme und Herz-
lichkeit wir sie in unsere Arme schlossen.
Hellas – das war für uns zunächst der 
Widerstandsheld Manolis Glezos, der die 
Hakenkreuzfahne der Nazi-Okkupanten 
von der Akropolis heruntergerissen hatte. 
Zur Zeit des griechischen Monarcho-Fa-
schismus erfuhren wir Schreckliches über 
Makronissos und andere KZ-Inseln in der 
Ägäis. Verzweifelt und erfolglos kämpften 
wir um das Leben des zum Tode verurteil-
ten ZK-Mitglieds der KKE Nikos Belojan-
nis. Damals waren die kommunistischen 
Parteien nur in vier Ländern Europas ver-
boten: in Hellas, in Franco-Spanien, im 
Portugal Salazars und in der „freiheitlich-
demokratischen“ BRD. 

Der Rettungsschirm
Es regnet, Gott segnet,
die Erde wird naß 
ohne Boden das Faß!
Griechischer Wein
fließt in den Rhein
hätte einen Listenplatz 
nah beim Nibelungenschatz,
doch bei Wucherzinsen
geht er in die Binsen.

Alles rennet, rettet, dichtet
leere Fässer ab!
Sparen oder Grab!
Lesung Benedikt
dankbar abgenickt, 
und Angelas Wort
schafft das Wunder noch vor Ort:
Mehrheit zu ihr stand:
Schirm wird aufgespannt!

Bei va banque in diesem Spiel
wird der Bürger in Zivil
als getreuer Steuerzahler
für Milliarden Eurotaler 

mit dem Sparbuch gradesteh’n, – 
schmerzlich, aber wunderschön,
daß das Volk sein letztes Geld 
zur Verfügung stellt. 

Leider hat das KAPITAL 
eine andere Moral 
sehe jeder, wo er bleibe,
schaut  nicht hin, was es so treibe!

Fragst du aber nach der Spur 
alter griechischer Kultur 
die einst Eingang fand 
fast in jedem Euro-Land 
wirst du es erfahren:

Kulturell bewahren 
heißt  s p a r – t a n i s c h  leben
nicht nach Wohlstand streben!
Daß zum Brot gehört der Wein
muß Geschwätz von gestern sein!
Die als Schuldner großer Banken
an den hohen Zinsen kranken
sollten ihrem Schöpfer danken,
wenn sie unter’m Schirm verschlanken.

Käthe Seelig 

Fortsetzung auf Seite 2
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In jenen Jahren ging der Name eines ein-
zigartigen Künstlers um die Welt: Mikis 
Theodorakis. Seine eingängigen Lieder wur-
den sofort zur Folklore, die Vertonung von 
Pablo Nerudas Großem Gesang war eine 
Kampfansage des Griechen an Chiles Pino-
chet-Faschisten.

Als im April 1967 über Athen die sieben 
Jahre wütende Schreckensherrschaft der 
Schwarzen Obristen hereinbrach, begann 
eine neue Periode besonders grausamer 
Verfolgung aller Demokraten. Zu jenen 
aber, welche schon zuvor auf Makronis-
sos Schwerstes hatten erdulden müssen, 
gehörte KKE-Generalsekretär Harilaos Flo-
rakis. Als ich Mitte der 80er Jahre DDR-
Volkskammerpräsident Horst Sindermann 
nach Athen begleiten durfte, saß ich dem 
legendären Arbeiterführer im Parlaments-
gebäude gegenüber. Absolvent eines huma-
nistischen Gymnasiums, wo Homers Ilias 
und Odyssee im Originaltext gelesen wur-
den, ließ ich die imposante Geschichte der 

Griechen vor meinem geistigen Auge Revue 
passieren. Ich dachte an Sokrates, Aristo-
teles, Plato, Aischylos und Heraklit, dessen 
berühmtes Wort „Alles fließt“ zum Grund-
stein der Dialektik wurde.
Hellas – das Land des zur Sonne strebenden 
Prometheus – ist heute Spielball finsterer 
Mächte des Kapitals, reaktionärer Politiker 
und profaner Politikaster. Beim Inszenie-
ren der modernen griechischen Tragödie 
sind selbst die Merkels und Sarkozys nicht 
mehr als Regieassistenten, während der den 
Euro „beschirmende“ Finanzmagnat Jean-
Claude Juncker aus dem territorial zwer-
genhaften Luxemburg in diesem Orchester 
den Taktstock schwingt. Eine willige Athe-
ner Kollaboranten-Truppe unter dem Groß-
bankier Papadimos soll den Hellenen, die 
unter Brüssels „Rettungsschirm“ im Regen 
stehen, jetzt die Würgeschlinge noch fester 
um den Hals ziehen.
Wie der antike Brandstifter Herostratos 
einst den Diana-Tempel auf der Akropo-
lis ansteckte, um wenigstens so in die 
Geschichte einzugehen, bereiten sich auch 
Brüssels Bankrotteure auf neue Herostra-
tentaten vor. Sie erwägen ungeniert, in das 
Boot der Euro-Zone hineingezerrte schwä-
chere Nationalstaaten im Falle weiteren 
„Versagens“ wieder über Bord zu werfen. 
Das Elend Athens ist zugleich ein Offenba-
rungseid der EU. Denn nicht den Griechen 
angedichtetes eigenes Unvermögen, son-
dern das ihnen übergestülpte Euro- und 
Europa-Projekt der tonangebenden impe-
rialistischen Mächte hat die Nachfahren 
der größten Kulturnation der Antike in der-
artige Bedrängnis gebracht. Ohne Brüssel 
gäbe es heute in und um Hellas kein solches 
Gezeter. Manolis Glezos und Mikis Theodo-
rakis haben das in ihrem dringlichen Appell 
an die Völker der Welt unterstrichen.
Doch die Augen jener, welche Griechen-
land auf ihre Speisekarte gesetzt haben, 

sind größer als deren Mägen. So wird aus 
Triumphgebrüll am Ende Katzenjammer. 
Immerhin: Die Banken haben ihr Schäfchen 
ins trockene gebracht. 
Man sollte indes nicht verkennen, daß mit 
der Verschärfung der innenpolitischen Kon-
frontation zwischen sich wehrenden Mas-
sen und staatlichen Repressionsorganen 
ein neuer Rückgriff auch auf „Schwarze 
Obristen“ nicht ausgeschlossen werden 
kann.
Während andere sich darauf kaprizieren, 
weitere „Tranchen“ ihrer „Rettungspakete“ 
lockerzumachen oder festzuzurren, setzen 
wir auf die Kraft der griechischen Werk-
tätigen: Ihre Generalstreiks haben gezeigt, 
daß der kämpferische Geist unseres „alten 
Kriegers aus Athen“ in dessen Heimat nicht 
erloschen ist.  Klaus Steiniger 

Bei ihrem Erfurter Parteitag schärfte die 
PDL ihr Profil als größte – allerdings 

keineswegs einzige – Antikriegspartei und 
wichtigste parlamentarische Kraft des kon-
sequenten Antifaschismus in Deutschland. 
Das in der thüringischen Landeshauptstadt 
verabschiedete Programm enthält zugleich 
antimonopolistische Aussagen, ohne damit 
die revolutionäre Lösung der Macht- und 
Eigentumsfrage im marxistischen Sinne 
anzuvisieren.
Auffällig war die perfekte Kosmetik, derer 
sich die Veranstalter bedienten: Buchstäb-
lich über Nacht hatte man die tiefen ideo-
logischen Gräben zwischen Parteirechten 
und Parteilinken – nun als „Moderatere“ 
und „Radikalere“ umschrieben – aus der 
taktischen Überlegung „zugeschüttet“, daß 
eine zerstrittene Partei für Wähler nicht 
attraktiv sei.
Als in vielen Sätteln erprobter Politiker von 
Format erwies sich einmal mehr der frühere 

und möglicherweise auch künftige Parteivor-
sitzende Oskar Lafontaine – ein gestandener 
linker Sozialdemokrat. Um ihm den Wieder-
eintritt in die PDL-Bundespolitik schmack-
haft zu machen, wurde in Erfurt anstelle 
von Marx, Engels und Lenin ein Name ins 
Spiel gebracht, der wohl jeden PDL-Genossen 
aufschrecken dürfte, dessen Geschichtsge-
dächtnis noch nicht völlig ausgelöscht oder 
restlos angepaßt ist: Willy Brandt. Der ein-
stige Westberliner Frontstadtbürgermeister, 
spätere Berufsverbotskanzler und notori-
sche Vietnamkriegsbefürworter – als Vor-
sitzender der Sozialistischen Internationale 
erwarb er in den Augen seiner Gefolgschaft 
dadurch zusätzliche Meriten, daß er beim 
Abwürgen der Portugiesischen Revolution 
die Führung übernahm – wurde als Patron 
eines ominösen Hilfskorps ohne Skrupel 
unter die Lichtgestalten der PDL eingereiht. 
Gregor Gysi brachte sogar seinen Stolz dar-
auf zum Ausdruck, daß Brandt nun „nicht 

Warum nicht gleich Kurt Schumacher?

Paul und die Euro-Krise
„Warum kriegen Griechen unser Geld …“,
schimpft Freund Paul und hadert mit der Welt.
Ahnt nicht, daß der Griechen Schulden  
  schmoren
als Profit in dicken Banktresoren – 
deutschen gleichwohl wie von anderswo –, 
deren Bosse meistens sowieso
niemals einen Cent begleichen!
Wie auch in Athen die Reichen!
Reichtum hortet Schulden ohn’ Erbarmen
bei den Griechen wie bei allen Armen!
Was dem Paul so niemand sagt,
denn die Meinungsmacherriegen
setzen auf bewährte Lügen,
damit Paul so auch nicht fragt!
Käm’ sonst gar auf den Gedanken, 
Griechen seien Gläubiger der Banken …!

Rainer Köhler

mehr der SPD, sondern uns gehört“. Im glei-
chen Atemzug hatte der PDL-Fraktionsführer 
eine alte Abgrenzung erneuert: „Wir wollen 
doch nicht zurück zur DDR – wir sind doch 
nicht doof. Wir wollen keinen Staatssozia-
lismus!“
Man sollte es präziser fassen: Gysi, der sich 
inzwischen damit brüstet, er sei „Zentrist“, 
will überhaupt keinen Sozialismus, der die-
ses Qualitätsmerkmal verdient, sondern 
offensichtlich zurück zur Godesberger Sozi-
aldemokratie. Heute noch unter der Fahne 
Willy Brandts, könnte er seine Partei schon 
morgen oder übermorgen mit der Ankündi-
gung überraschen, auch Kurt Schumacher 
gehöre dazu.
Einen solchen Etikettenschwindel haben die 
aufopferungsvoll an der Basis wirkenden 
Genossinnen und Genossen der Linkspar-
tei, die sich mehrheitlich unter einem roten 
Banner versammelt sehen möchten, nicht 
verdient. K. S. 

Eingesandt von Walter Drexler
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Kämpferische Aufbruchstimmung
6. Mitgliederversammlung des RF-Fördervereins zog Bilanz  

und steckte neue Ziele ab

Am 29. Oktober fand im Münzenberg-
Saal des Berliner ND-Gebäudes die  

6. Mitgliederversammlung des „RotFuchs“-
Fördervereins e. V. statt. Er kann wohl mit 
Fug und Recht als einflußreiches Forum 
zur Bewahrung und Verbreitung der 
Ideen des wissenschaftlichen Sozialismus 
betrachtet werden. Der Verein zählt heute 
– trotz schmerzlicher Verluste in den 
Jahren seines Bestehens – über 1500 
Mitglieder, die 31 Regionalgruppen 
angehören. Hinzu kommen örtliche 
Lesergruppen, deren Wirken ebenfalls 
auf politische Bildung gerichtet ist. 
Neben der „jungen Welt“, die natürlich 
auch andere Aspekte zu berücksichti-
gen hat als eine Monatszeitschrift, ist 
der vom RF-Förderverein herausge-
gebene „RotFuchs“ das derzeit meist-
gelesene Periodikum konsequenter 
Linkskräfte in der BRD. Seine Print-
ausgabe erreicht inzwischen etwa  
30 000 Interessenten. Hinzu kommen 
32 000 bis 35 000 mehrheitlich jüngere 
Downloader der Internet-Ausgabe. Der 
vor 14 Jahren begründete RF geht an 
Bezieher in 39 Ländern. 
Die 6. Mitgliederversammlung fand kurz 
nach der von etwa 350 RF-Genossen wahr-
genommenen Zentralen Veranstaltung in 
Rostock statt, auf der Götz Dieckmann 
mit einer richtungweisenden Rede wich-
tige neue Akzente gesetzt hatte. Wie diese 
signalisierte sie den Übergang zu einer 
höheren Qualität unserer politisch-ideo-
logischen Arbeit. Das klar herausgearbei-
tete strategische Konzept des RF geht vom 
historischen Händedruck Wilhelm Piecks 
und Otto Grotewohls im April 1946 aus, 
mit dem der alte Vereinigungstraum von 
Kommunisten und Sozialisten auf marxi-
stischer Grundlage verwirklicht wurde. 
Wir leisten einen aktiven Beitrag zur Her-
ausbildung einer wirklich systemverän-
dernden antikapitalistischen Formation. 
Dabei geht es um eine endlich wieder mas-
sengestützte und klassenkämpferische 
gesamtdeutsche Partei, die sich auf die 
Erkenntnisse von Marx, Engels und Lenin 
sowie anderer gedanklicher Wegbereiter 
des Sozialismus gründet. Das ist ein Kon-
trastprogramm zu den Absichten jener, 
welche Kurs auf einen Vereinigungspartei-
tag mit der SPD unter umgekehrten Vorzei-
chen nehmen, Willy Brandt huldigen, sich 
zum Antikommunismus bekennen und die 
DDR schmähen. Die Bereitschaft zur Teil-
nahme an der Formierung einer solchen 
Kraft zog sich wie ein roter Faden durch 
die 6. MV des RF-Fördervereins. Diese ver-
lief in einer Atmosphäre der Konstruktivi-
tät und des Optimismus. Ihre Teilnehmer 
gehören verschiedenen linken Parteien an 
oder sind derzeit parteilose Kommunisten 
und Sozialisten. 

Begeistert wurde zu Beginn das pointierte 
und treffsichere Programm des Berliner 
politischen Kabaretts „Charly M.“ auf-
genommen, das in der BRD Herrschende 
und in ihr herrschende Mißstände unter 
Beschuß nahm. 
Im Mittelpunkt der Beratung stand dann 
der analytische, in die Zukunft weisende 

Bericht des Vorstandes, den Rolf Berthold 
erstattete. Er nannte die Hauptaspekte 
der geleisteten und der noch bevorste-
henden Arbeit. 
Allen daran Beteiligten sprach er den 
Dank aus: der Redaktion, den zahlreichen 
Autoren und künstlerischen Mitarbeitern, 
dem Vertrieb, der Verantwortlichen der 
Internet-Ausgabe, dem Korrektor, dem 
Gestalter und der Druckerei sowie allen 
Basis-Aktivisten, die Monat für Monat in 
den Regionalgruppen den Bildungsauf-
trag des Vereins erfüllen. 
Mit seinen Leitartikeln und weiteren 
Grundsatzbeiträgen habe der RF wich-
tige politische Fragen aufgeworfen und 
zu aktuellen Debatten Position bezogen. 
Unter den Veranstaltungen der beiden 
letzten Jahre rage das RF-Gespräch mit 
Angela Davis auf der Hauptbühne des vor-
jährigen ND-Pressefestes heraus, mit dem 
die Planungen der Veranstalter gesprengt 
worden seien. Besondere Anerkennung 
galt den einsatzbereiten Referenten, dar-
unter Heinz Keßler, Egon Krenz, Christa 
Luft, Helga Hörz, Heinz Grote und Arnold 
Schölzel.
Zuvor hatte bereits Dietmar Koschmieder 
als Geschäftsführer der jW dem RF für 
dessen tatkräftige Solidarität in schweren 
Tagen, als andere zum Boykott aufriefen, 
gedankt und Gefühle herzlicher Verbun-
denheit übermittelt. 
Den Berichten des Kassierers und der Revi-
sionskommission folgte ein von Bruni Stei-
niger gestalteter Videobeitrag über die 
Rostocker RF-Großveranstaltung, der 
einen lebendigen Eindruck vom „Gesche-
hen vor Ort“ vermittelte.

Höhepunkt der Diskussion, die Harry 
Machals, Vorsitzender der Rostocker 
Regionalgruppe, eröffnete, war die mit-
reißende Rede des 85jährigen Leo Kunz 
aus der RG Königs Wusterhausen: Der 
Sohn des im KZ Mittelbau-Dora von der 
SS ermordeten kommunistischen Wider-
standshelden Albert Kunz aus Thäl-

manns Kampfstab erfüllte damit 
einmal mehr das Vermächtnis sei-
nes Vaters. 
Walter Schmidt, Vorsitzender der 
RF-RG Bitterfeld-Wolfen, berichtete 
vom solidarischen Zusammenwirken 
mit Genossen der PDL und anderen 
Linkskräften am ehemaligen DDR-
Chemiestandort.
Der Berliner Arbeiter Marco Oswald 
appellierte als einer der jüngsten 
Teilnehmer an die Versammelten, die 
neuen Generationen nicht aus dem 
Blickfeld zu verlieren. 
Bernd Gutte schilderte anschaulich 
erste Aktivitäten der gerade gebilde-
ten RF-Lesergruppe Görlitz.
Ingrid Buchhorn, bis 1990 Vorsitzende 

des Rates des Kreises Güstrow, sprach 
in bewegten Worten davon, wie ihr der 
„RotFuchs“ zur politischen Heimat gewor-
den sei. 
RF-Chefredakteur Klaus Steiniger nahm 
zum Erfurter PDL-Parteitag Stellung. Er 
charakterisierte Die Linke als bedeutend-
ste parlamentarische Antikriegspartei 
und unverzichtbaren antifaschistisch-
demokratischen Faktor der BRD-Gesell-
schaft. Der RF solidarisiere sich mit allen 
Mitgliedern der Linkspartei – und das 
sei wohl die überwiegende Mehrheit –, 
die den sozialistischen Idealen die Treue 
wahren. 
Mehrere Genossen – so der Saßnitzer Karl-
Heinz Schulz, Andreas Krämer aus Chem-
nitz und Günter Burckhardt aus Berlin 
– sprachen zu Fragen der Aktionseinheit 
und Zusammenarbeit der Linken.
Götz Dieckmann begründete einen Ände-
rungsantrag zu den Leitsätzen – dem Pro-
gramm des RF-Fördervereins. Anstelle 
der bisherigen Formulierung „Einigung 
– nicht Vereinigung!“, solle es fortan hei-
ßen: „Einigung – mit dem Ziel der Verei-
nigung!“
Der Vorstandsbericht wurde einstimmig 
bestätigt. Auch die Wahl des neuen Vor-
standes, dem Rolf Berthold wiederum als 
Vorsitzender, Götz Dieckmann und Wolf-
gang Dockhorn als dessen Stellvertre-
ter angehören, erfolgte ebenso einmütig. 
In der ersten Vorstandsberatung wurde 
Klaus Steiniger abermals als Chefredak-
teur des RF berufen. 
Die erfolgreiche und Orientierung gebende 
Beratung klang mit dem Gesang der Inter-
nationale aus.  RF

Bei der Wahl des neuen Vorstandes
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Schon die Ankündigung, der „deutsche 
Papst“ werde im Bundestag sprechen, 

löste eine kontroverse Diskussion aus. 
Unter Verweis auf das Grundgesetz, das 
die Trennung von Staat und Kirche fest-
legt, lehnten auch etwa 100 Abgeordnete 
den Auftritt des Pontifex mit der Begrün-
dung ab, das Parlament sei keine Kirche.
Von offizieller Seite lancierte man, Bun-
despräsident Wulff habe den Papst als 
Staatsoberhaupt eingeladen. Der gebie-
tet in der Tat nicht nur über die Seelen 
von weit mehr als einer Milliarde Katho-
liken, sondern auch über den mächtigen 
Vatikanstaat mit seinen rund tausend 
Einwohnern. Der Streit um die Rolle 
des Papstes widerspiegelte sich in der 
An- oder Abwesenheit von Abgeordne-
ten. Etwa einhundert von ihnen hör-
ten sich dessen Rede nicht an, bei der 
Linksfraktion waren nur 28 der 76 Stühle 
besetzt. 
Um die Lücken im Saal zu kaschieren, 
füllten sich die Fraktionen mit Ex-Abge-
ordneten auf. Joseph Ratzinger begann 
mit einem Paukenschlag. Er käme nicht 
nur als Landsmann in seine deutsche 
Heimat, sagte er. „Die Einladung gilt mir 
als Papst, als Bischof von Rom, der die 
oberste Verantwortung für die katholi-
sche Christenheit trägt. Sie anerkennen 
damit die Rolle, die dem Heiligen Stuhl 
als Partner innerhalb der Völker- und 
Staatengemeinschaft zukommt.“
Nur der Grüne Christian Ströbele durch-
schaute das Spiel und verließ den Saal.
Der „Heilige Vater“, wie Lammert Herrn 
Ratzinger begrüßt hatte, schlüpfte für 
kurze Zeit in die Rolle eines Theolo-
gieprofessors, der den Politikern eine 
Lektion in Sachen Recht und Unrecht 
erteilte. 
Benedikt XVI. zitierte zunächst aus dem 
Alten Testament: „Im ersten Buch der 
Könige wurde erzählt, daß Gott dem jun-
gen König Salomon bei seiner Thron-
besteigung eine Bitte freistellte. Was 
wird sich der junge Herrscher in diesem 
Augenblick erbitten? Erfolg – Reichtum – 
langes Leben – Vernichtung der Feinde? 
Nicht um diese Dinge bittet er, er bit-
tet: Verleih deinem Knecht ein hören-
des Herz, damit er dein Volk zu regieren 
und das Gute vom Bösen zu unterschei-
den versteht. 
Die Bibel will uns mit dieser Erzählung 
sagen, worauf es für einen Politiker 
letztlich ankommen muß. Sein letz-
ter Maßstab und der Grund für seine 
Arbeit darf nicht der Erfolg und schon 
gar nicht materieller Gewinn sein. Die 
Politik muß Mühen um Gerechtigkeit 
sein und so die Grundvoraussetzung 
für Friede schaffen.“ 
Das war zweifellos starker Tobak. Traf 
Ratzinger damit den Nerv der Zuhörer? 
Beifall zollten sie ihm jedenfalls nicht. 

Das ist verständlich. Und der Papst ver-
stärkte das Gewicht seiner Mahnung 
mit dem berühmten Zitat des Heiligen 
Augustinus: „Nimm das Recht weg – was 
ist dann der Staat noch anderes als eine 
große Räuberbande?“ Wie soll und darf 
ein Bürger mit DDR-Biographie einen 
solchen Ausspruch nach 21 Jahren Anne-
xion aufnehmen? Die Berufung Benedikts 
XVI. auf Augustinus hat jedoch auch ihre 
Tücken. Zu dessen Taten gehörte, daß 
er kaiserliche Militärhilfe anforderte 
und nutzte, um seinen Bischofskollegen 
Donatus niederzumachen. Der hatte das 
„Verbrechen“ begangen, sich gegen die 
Ausbeutung von Tagelöhnern und Wan-
derarbeitern auszusprechen. 
War Augustinus das Vorbild Ratzingers 
bei der Maßregelung von Befreiungs-
theologen? 
Der Papst hielt es für nötig, dem Augu-
stinus-Zitat noch eine Aktualisierung 
hinzuzufügen: „Wir Deutschen wissen 
aus eigener Erfahrung, daß diese Worte 
nicht ein leeres Schreckgespenst sind. 
Wir haben erlebt, daß Macht von Recht 
getrennt wurde, daß Macht gegen Recht 
stand, das Recht zertreten hat und daß 
der Staat zum Instrument der Zerstörung 
wurde – zu einer sehr gut organisierten 
Räuberbande, die die ganze Welt bedro-
hen und an den Rand des Abgrunds trei-
ben konnte.“
Wer wird dem Papst hier widersprechen? 
Leider „vergaß“ der Pontifex wichtiges. 
Wer hat diese „Räuberbande“ an die 
Macht geschoben und warum? Weshalb 
haben Bischöfe Hitlers „Räuberbande“ 
und deren Waffen gesegnet? Welche Rolle 
spielte der päpstliche Nuntius Pacelli, 
aus dem dann Pius XII. wurde? 
Stillschweigend schmuggelt der Heilige 
Vater in die Kritik am totalitären Dritten 
Reich auch „andere totalitäre Regime“ 
ein. Was ist gemeint? Die Sowjetunion 
jedenfalls war die Hauptkraft bei der 
Zerschmetterung des Naziregimes. Übri-
gens fanden die Soldaten der Roten 
Armee im Bedarfsfalle auch christlichen 
Segen. Die orthodoxen Priester beteten 
für den Sieg im Großen Vaterländischen 
Krieg. Die Totalitarismusdoktrin, die 
Joseph Ratzinger propagierte, ist also 
ein vergifteter Dolch in den Händen von 
Geschichtsfälschern.
Benedikt XVI. sah zwischen „Sein und 
Sollen“ einen „unüberbrückbaren Wider-
spruch. Der reale Widerspruch besteht 
indes zwischen der Macht der ausbeuten-
den Klassen und ihrer politisch-ideologi-
schen Hilfsarmee auf der einen und der 
großen Mehrheit auch der Gläubigen, die 
ihre Arbeitskraft verkaufen müssen, auf 
der anderen Seite. Es gibt Bischöfe und 
Theologen wie Reinhard Marx und Hans 
Küng, die über diesen Konflikt nach-
denken. Aber sie gelten keineswegs als 

Freunde des Papstes. Und eine Analyse 
der Wirklichkeit sollte Ratzingers Rede 
nicht sein.
Statt dessen erhob er seinen totalitä-
ren Machtanspruch: „Außerhalb der Kir-
che ist kein Heil.“ Und: „Vom Blick auf 
die Gottheit her wird entschieden, was 
unter Menschen rechtens ist.“ Es „wird 
entschieden“. Durch wen? Wer verfügt 
über den „Blick auf die Gottheit“? Die 
Abgeordneten jedenfalls nicht. 
Hinter den gelehrten und dunklen Rede-
wendungen des „Heiligen Vaters“ ver- 
barg sich der Absolutheitsanspruch ei- 
nes Mannes, der sich anmaßt, allein zu 
bestimmen, was Wahrheit, Vernunft 
und Recht sind. Der Papst erklärte: „Im 
Gegensatz zu anderen großen Religio-
nen hat das Christentum dem Staat und 
der Gesellschaft nie ein Offenbarungs-
recht, eine Rechtsordnung aus Offenba-
rung vorgegeben.“ Welcher Abgeordnete 
hatte das Bedürfnis, da einen Einwurf 
zu wagen? Inquisition, Hexenverbren-
nungen, die Ermordung von Ketzern und 
Ungläubigen dürften in der Tat keine 
Offenbarung gewesen sein.
Die Medien lobten, daß die Parlamenta-
rier die verdunkelnde Rede des Pontifex 
mit Respekt und Aufmerksamkeit ver-
folgt, sich am Ende erhoben und höflich 
applaudiert hätten. Das angeblich welt-
bewegende „Event“ war ohne Zwischen-
fälle abgelaufen. 
Nun darf gefragt werden: Was wird in 
die Geschichte eingehen? 
Einige Abgeordnete hatten es eilig, das 
zu beurteilen. Thomas Oppermann von 
der SPD verkündete schon um 17.53 Uhr 
sein Lob, der FDP-Fraktionsvorsitzende 
Rainer Brüderle fünf Minuten später. 
CDU-Geschäftsführer Hermann Gröhe 
hatte bereits um 17.41 Uhr in der Papst-
rede „eine wertvolle Orientierung“ gefun-
den. Gregor Gysi wandte ein, er hätte 
sich gewünscht, von Benedikt zu hören, 
daß der Krieg kein politisches Mittel ist. 
Zum anderen habe das Thema Armut und 
Reichtum in der Rede gefehlt.
Das Presseecho war gemischt. „Je genauer 
man die Rede liest, die als anspruchsvoll 
und akademisch gilt, desto unverständli-
cher wird sie“, erfuhr man bei „Publik-Fo-
rum“. „Papst verlangt Treue zum Vatikan“ 
und „Benedikt XVI. enttäuscht die Prote-
stanten“, überschrieb die „Süddeutsche 
Zeitung“ ihre resümierenden Berichte. 
„Über wirklich Wichtiges schwieg der 
Papst“, titelte „neues deutschland“, wäh-
rend „junge Welt“ die Bilanz zog „Der Papst 
hat das Land wieder verlassen, aber was 
hat er eigentlich gewollt?“
Das bleibt tatsächlich die große Frage: 
Was hat der vom bayerischen CSU-
Anhänger zum „Stellvertreter Gottes“ 
avancierte Papst in Berlin gewollt und  
erreicht? Prof. Dr. Horst Schneider

„Lücken“ in einer päpstlichen Lektion
Bei seiner Bundestagsrede „vergaß“ der Pontifex wirklich Wichtiges
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Entern eines leckgeschlagenen Schiffes
Warum Berlins PDL 13 000 Stimmen an die „Piraten“ ablieferte

Nach zehnjähriger Kuschelpolitik mit 
der SPD hat es die kapitalismus-

freundliche Fraktion um den Ex-Grünen 
Wolf sowie um die Hoffnungsträger des 
rechten PDL-Flügels Lederer und Bartsch 
endlich geschafft, die Wahlergebnisse 
ihres Berliner Landesverbandes von 22,6 % 
im Jahr 2001 auf nunmehr 11,6 % beinahe 
zu halbieren. Enttäuschung über eine 
unsoziale und doppelbödige Kommunal-
politik ist der Grund für das Desaster. 
Ihr auf eine Randrolle zugeschnitte-
nes Konzept wollen die Versager in der 
Hauptstadt nun der ganzen Partei auf-
zwingen.
Schon vor dem Abstimmungstag 
wußten sie ganz genau, was passie-
ren würde. So suchten sie mit wüsten 
Angriffen auf die „Doppelspitze“ in 
Sachen „Castro-Gratulation“, „Mauer“ 
und „junge-Welt-Boykott“ dieser die 
Verantwortung für das sich abzeich-
nende Berliner Fiasko rechtzeitig in 
die Schuhe zu schieben. 
Die scheinbar aus der Retorte und 
per Internet erzeugte „Piraten“-Partei 
errang rund 9 % der Stimmen, darun-
ter auch die von 13 000 früheren PDL-
Wählern. Die bundesweite Bedeutung 
dieses vermutlich nicht zufällig auf-
getauchten „Phänomens“ liegt darin, 
daß das Entern des leckgeschlagenen 
Schiffes der „rot-roten“ Senatskoali-
tion durch die Piraten ein Ausdruck 
des Scheiterns der PDL-Pluralismus-
Konzeption signalisiert. Die 2008 in 
Cottbus von Gregor Gysi beschworene 
„neue Kraft“ der Linkspartei, die „mar-
xistische Schubladen“ nicht mehr benötige, 
stellte sich als „Papiertiger“ heraus. Vor 
allem 18- bis 34jährige, aber auch 23 000 
Nichtwähler, 17 000 Grüne und 14 000 ehe-
malige SPD-Anhänger fanden in der Partei 
mit dem aufmüpfigen Charme innovativer 
Techno-Freaks ihre neue politische Hoff-
nung. Die „Piraten“ offerierten sich frei von 
dämonisiertem Sozialismus, ohne sozio-
ökonomische Orientierungsprobleme, mit 
von Linken wie Grünen entliehenen Deko-
rationen und einem besitzergreifenden 
Netzwerk-Optimismus. Organisations-
struktur und basisdemokratische Offen-
heit erlauben eine rasche Wandelbarkeit 
im Programm, das jedermann bedienen 
kann. 
„Die Piraten-Partei will sich auf die im 
Programm genannten Themen konzentrie-
ren ... Wir glauben, daß sie für Bürger aus 
dem gesamten traditionellen politischen 
Spektrum unterstützenswert sind und daß 
uns eine Positionierung in diesem Spek-
trum im Streben nach Wahrung der Pri-
vatsphäre und Freiheit hinderlich wäre“, 
verkündeten die „Piraten“ vor Jahresfrist 
in der Präambel ihres „programmatischen 
Dokuments“. Dieses läßt die Schlüssel-
probleme unserer Zeit – imperialistische 

Raubkriege, Klassenkampf und Welter-
nährungskrise, aber auch nationale Befrei-
ungsbewegungen – völlig außer Betracht. 
Zwar werden Bürgerrechte und Antimo-
nopolismus angemahnt, doch streben die 

„Piraten“ eine kapitalistische Marktwirt-
schaft mit überdimensionaler Förderung 
kleinbürgerlicher Unternehmen an, was 
wohl mehrheitlich ihrer eigenen Klassen-
lage entspricht. 

Die Staatsfrage wird mit idealistischen 
Utopien und typisch anarcho-syndikali-
stischen Entwürfen nur ganz am Rande 
berührt. Das von attac, aber u. a. auch von 
der stellvertretenden PDL-Vorsitzenden 
Katja Kipping propagierte „bedingungs-
lose Grundeinkommen“ – CDU-FDP-Exper-
ten haben es freudig als „Hartz-IV-Ersatz“ 
aufgegriffen – entkoppelt die Daseins-
sicherung von den Lohnzahlungen der 
Kapitalisten. Dadurch würde der Gewerk-
schaftsbewegung der Boden entzogen, 
und Dumpinglöhne erhielten ihre Salon-
fähigkeit. Die „Piraten“ glauben an die 
Technologie als solche. Zwar hat der 
mikroelektronisch-chiptechnologische 
Quantensprung als Basis Strukturwan-
del, Standortverteilung sowie erhebliche 
Veränderungen in der Arbeitswelt und 
Lebensweise bewirkt, bleibt aber, teils 
sogar verschärft, im kapitalistischen Ver-
wertungsrahmen Quelle von Ausbeutung, 
Unterdrückung und Krieg. 
Nur bei Verfügungsgewalt über das 
Eigentum an den Produktionsmitteln im 
Ergebnis des Klassenkampfes der Werk-
tätigen kann höhere Produktivität zu 
gerechter Umverteilung des im Arbeits-
prozeß geschaffenen gesellschaftlichen 

Reichtums genutzt werden. Und: Ursache 
der Volksrebellionen in einigen Ländern, 
wie wir sie gerade erleben, sind nicht das 
Internet oder die PCs, sondern die wirt-
schaftlichen Konflikte und Klassenwi-
dersprüche. 
Die Piraten-Partei greift das Erbe sol-
cher Bürgerbewegungen wie „Stuttgart 21“  
auf, eröffnet durch die Gesellschaft ver-
nachlässigten – überwiegend jungen 

– Menschen  Möglichkeiten für „Kirch-
turmpolitik“, ständische Interessen 
und Konzentration auf ihre technolo-
gischen Präferenzen, denen Heilungs-
kräfte für alle Übel der Menschheit 
zugeschrieben werden.
Wer wie die Pluralisten in der PDL 
ohne antikapitalistische Agitation und 
marxistische Aufklärung als bloßer 
Trittbrettfahrer von Bürgerprotesten 
gegen einzelne Mißstände neue Anhän-
ger zu gewinnen hoffte, hatte an den 
Wahlurnen das Nachsehen. Auch in 
Koalitionen unter Verzicht auf eigene 
politisch-ideologische Substanz ver-
wischt die PDL ihr Profil und geht im 
Brei der bürgerlichen Parteien unter. 
Bloße SPD-Imitation braucht niemand, 
denn das Original besitzt schon seit 
1914 Erfahrung in solcherlei Politik 
und ist da weitaus bewanderter, wie 
der Verbleib Wowereits an der Berli-
ner Senatsspitze beweist. 
Da viele technologische Forderungen 
der „Piraten“ für CDU, FDP und SPD 
durchaus kompatibel sein könnten, 
dürften einige gewiß auch umgesetzt 
werden. Nur da, wo es unbeabsichtig-

terweise ans „Eingemachte“ der Bourgeoi-
sie geht, werden die „Piraten“ abblitzen. 
Eine „Linke“ indes, die ihren Verzicht auf 
systemüberwindende antikapitalistische 
Forderungen in vorauseilendem Gehorsam 
verkündet und der bereits praktizierten 
Kommunistenhatz Vorschub leistet, stellt 
auch keine Wahlalternative mehr dar. Die 
PDL muß sich nicht wundern, wenn sie 
von jungen Wählern zu den „verknöcher-
ten traditionellen Parteien“ gezählt wird, 
welche „Piraten“-Anhänger so abschrek-
kend finden. 
Übrigens sollte man – was mögliche 
Regisseure im Hintergrund sowie denk-
bare Mäzene der zahlreichen geschickt 
gemachten Werbeplakate zugunsten einer 
Anfängerpartei ohne ernsthafte Struk-
tur betrifft – noch folgendes in Betracht 
ziehen: Seit 2011 amtiert der 28jährige 
Bioinformatik-Student Sebastian Nerz 
als Bundesvorsitzender der „Piraten“. Er 
kommt aus der CDU und gilt als konser-
vativ. Diese Partei aber verlor auffälli-
gerweise keine oder fast keine Stimmen 
an die „Piraten“ – für sie ein Grund mehr, 
das Projekt landesweit zu fördern, um 
anderen das Wasser abzugraben. 

Jobst-Heinrich Müller, Lüneburg

Das Pariser Satireblatt „Le Canard Enchaîné“ rief 
im Oktober zur Einheit der französischen Sozia-
listen auf: „Die harte Linke muß weicher werden, 
die weiche Linke härter!“
Irgendwelche Parallelen?
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Am 23. August erschien auf dem Inter-
netportal www.kommunisten.de ein 

Artikel unter dem Titel „... Stalin, der 
Verräter bist du!“ Dessen Sichtweise auf 
den vor 72 Jahren zwischen der UdSSR 
und dem Deutschen Reich geschlosse-
nen Nichtangriffspakt ist folgende: Der 
„Schandvertrag zwischen der Sowjet-
union und Hitlerdeutschland“ bela-
ste die kommunistische Bewegung bis 
heute. Ausgangspunkt seiner Entstehung 
seien deutsche Interessen an einem Wirt-
schaftsabkommen mit der UdSSR um das 
Jahr 1939 herum gewesen, um die Ver-
sorgung mit kriegswichtigen Rohstoffen 
zu verbessern, worauf sich Stalin nur 
allzu gerne eingelassen habe. Das sei 
eine Mißachtung der Beschlüsse des VII. 
Weltkongresses der Kommunistischen 
Internationale (Komintern) gewesen, 
wonach die UdSSR und die kommuni-
stische Weltbewegung Kurs auf antifa-
schistische Volksfronten unter Einschluß 
bürgerlicher Demokraten bzw. Demokra-
tien zu nehmen hatten. Die britische und 
französische Bereitschaft zur Bildung 
eines Antihitlerblocks sei in sträflicher 
Weise ungenutzt geblieben und Stalin so 
zum Komplizen der Zerschlagung Polens 
durch die Naziwehrmacht geworden. Das 
müsse als Verrat an den Prinzipien des 
Antifaschismus und der Komintern-Po-
litik betrachtet werden.
Doch stellen wir die Frage: Ließ sich Sta-
lin wirklich ohne Not auf den Vertrag mit 
Hitler ein? Oder war er zu der Erkenntnis 
gelangt, daß die Westmächte kein Inter-
esse an einer antifaschistischen Koalition 
hatten und den deutschen Expansions-
drang nach Osten lenken wollten? Sah 
sich die UdSSR unter diesen Vorausset-
zungen nicht gezwungen, durch einen 
solchen Vertrag Zeit zur Vorbereitung auf 
den erwarteten Krieg mit Nazi-Deutsch-
land zu gewinnen?
Der Historiker Isaac Deutscher gilt als 
einer der wichtigsten Stalin-Biogra-
phen. Sein Werk zu diesem Thema ver-
rät wenig Zuneigung in bezug auf den 
sowjetischen Parteiführer und Staats-
mann. Um so bemerkenswerter ist, was er 
zur Vorgeschichte des Vertrages zu sagen 
hat. Diese setzt er wesentlich früher an 
als der anonyme Autor des über kommu-
nisten.de verbreiteten Artikels. Bereits 
Mitte der 30er Jahre bemühte sich der 
Kreml um eine Antihitlerkoalition: „Aber, 
wie dem auch immer gewesen sein mag, 
hat man doch den gerechtfertigten Ein-
druck, daß Stalin in den Jahren 1935 bis 
1937 und auch noch später ernsthaft und 
ehrlich eine Koalition gegen Hitler auf die 
Beine bringen wollte“, schrieb Deutscher. 
„Aber hier erwartete ihn eine Enttäu-
schung nach der anderen. Der russisch-

französische Beistandspakt blieb ein 
Stück Papier. (...) Frankreich und England 
rührten zu allen Provokationen Hitlers 
nicht einmal den kleinen Finger.“ Eine 
nachvollziehbare Einschätzung, denkt 
man an das passive, Hitler ermutigende 
Verhalten der französischen Regierung 
beim Einmarsch der Wehrmacht ins 
entmilitarisierte Rheinland. Deutscher 
resümiert: „Die französische Regierung ... 
behandelte Hitler – ihren künftigen Feind 
– beinahe wie einen Verbündeten und 
ihren nominellen Verbündeten Rußland 
beinahe wie einen Feind.“ Weiter heißt es 
in dem 1989 in Darmstadt erschienenen 
Werk „Stalin. Eine politische Biografie“: 
„Der bedrohten Tschechoslowakei stell-
ten die Sowjets militärische Hilfe für 
den Fall eines Angriffs in Aussicht, ohne 
daß die Westmächte zu bewegen gewe-
sen wären, sich diesem Angebot glaub-
würdig anzuschließen. … Stattdessen 
opferten sie die ČSR im Zuge des Münche-
ner Abkommens. Aber auch nach Mün-
chen war es das Bestreben sowjetischer 
Außenpolitik, doch noch zu einer gegen 
Hitlerdeutschland gerichteten Einigung 
mit Großbritannien und Frankreich zu 
kommen. … Die französische und die 
britische Regierung beantworteten die 
sowjetischen Bemühungen mit albernen 
Kapriolen, als sie z. B. diplomatisch un- 
terbesetzte Delegationen mit demonstrati-
ver Verspätung nach Moskau entsandten, 
wo sich die mitgeführten Vollmachten 
als unzureichend erwiesen.“
Die UdSSR mußte einsehen, daß sich an 
der sowjetfeindlichen Außenpolitik der 
Westmächte seit den 20er Jahren nichts 
grundsätzlich geändert hatte. Stalin 
erkannte die in Paris und London geheg-
ten Hoffnungen auf ein Losschlagen Hit-
lers nach Osten. Jetzt konnte es Moskau 
nur noch um ein Maximum an Zeit zur 
Vorbereitung auf den Angriff gehen.
Auch der damalige US-Innenminister 
Harold L. Ickes bescheinigte die Hinhal-
tetaktik des Westens: „Großbritannien 
hätte längst eine Vereinbarung mit der 
Sowjetunion erzielen können, es wiegte 
sich aber in der Hoffnung, Rußland und 
Deutschland gegeneinander aufzubrin-
gen und auf diese Weise mit heiler Haut 
davonzukommen.“
Chamberlains Politik, eine Einigung 
mit der UdSSR auf antifaschistischer 
Grundlage zu hintertreiben, wurde 
selbst von einem Reaktionär mit Reali-
tätssinn attackiert: Winston Churchill. 
Er verstand, daß die Briten es bei Hitler 
nicht mit einem Bluthund zu tun hatten, 
den man auf ausgewählte Opfer hetzen 
konnte. Vielmehr war zu erwarten, daß 
der deutsche Faschismus über kurz oder 
lang auch mit den Weltmachtansprüchen 

des Empire kollidieren würde. „Churchill 
erklärte unumwunden, daß die briti-
sche und die französische Regierung 
die Verantwortung dafür tragen, daß es 
1939 nicht zu einem Militärbündnis zwi-
schen Großbritannien, Frankreich und 
der Sowjetunion gekommen ist. Mitver-
antwortlich waren auch die Regierun-
gen Polens und Rumäniens, die keine 
Durchmarscherlaubnis im Falle einer 
deutschen Aggression für die sowjeti-
schen Truppen gaben“, konstatierte der 
verstorbene Historiker und langjährige 
„RotFuchs“-Autor Ulrich Huar.
Besonders einzugehen ist auf die Frage 
der „Teilung Polens“. Die UdSSR und Hit-
lerdeutschland einigten sich darauf, daß 
das polnische Staatsgebilde nicht weiter 
zu existieren habe. Die völkerrechtliche 
Unhaltbarkeit einer solchen Vereinba-
rung zweier Staaten über das Schicksal 
eines dritten Staates ist offensichtlich. 
Daran ändert auch die Tatsache nichts, 
daß die nach dem September 1939 den 
vormaligen Staat Polen durchtrennende 
deutsch-sowjetische Demarkationsli-
nie eine deutliche Westwärtsverlegung 
der Verteidigungsstellungen der Roten 
Armee im Fall eines deutschen Angriffs 
darstellte. Churchill bemerkte hierzu 
übrigens: „Daß die russischen Armeen 
auf dieser Linie stehen, ist für die Sicher-
heit Rußlands gegen die deutsche Gefahr 
absolut notwendig.“
„Durch die ,Westverschiebung‘ wurden 
Teile Weißrußlands und der Ukraine der 
UdSSR angegliedert, die sich Polen 1921 
im Vertrag von Riga unter Ausnutzung 
der desolaten Verfassung Sowjetruß-
lands angeeignet hatte“, konstatierte der 
Historiker Kurt Gossweiler. Die völker-
rechtliche Problematik muß also unter 
Einschluß ihrer Vorgeschichte bewer-
tet werden. Es ist verständlich, daß im 
überwiegenden Teil der (westdeutschen) 
Literatur der Vertrag von Riga überhaupt 
keine Erwähnung findet. Es würde nicht 
zum tendenziösen Bild zweier sich spon-
tan umarmender Diktatoren passen.
In Erinnerung sei gerufen, wie der Nicht-
angriffsvertrag seinerzeit seitens der 
DKP bewertet wurde. G. Judick und  
K. Steinhaus führten dazu in den „Mar-
xistischen Blättern“ aus: „Angesichts 
der Tatsache, daß sich die Westmächte 
beharrlich weigerten, der Gefahr einer 
faschistischen Aggression mit einem 
System der kollektiven Sicherheit zu 
begegnen, gab es im August 1939 zu dem 
Vertrag mit Deutschland faktisch keine 
Alternative. Der eigentliche Fehler Sta-
lins lag darin, daß er Hitler eine solche 
Dummheit, wie es die mutwillige Insze-
nierung eines Zweifrontenkrieges war, 
nicht zutraute.“ Erik Höhne, Neuß

Unsinniges zum Nichtangriffsvertrag von 1939
Rückgriff auf das antisowjetische Propagandaklischee vom  

„Pakt zweier Diktatoren“
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Am 8. Dezember 1991 wurde in den belo-
russischen Wäldern von Boris Jelzin, 

dem Präsidenten der RSFSR, Leonid Kraw-
tschuk, dem Präsidenten der Ukrainischen 
SSR, und Stanislaw Schuschkewitsch, dem 
Vorsitzenden des Obersten Sowjets der 
Belorussischen SSR, in einer Nacht-und-
Nebel-Aktion mit der „Beloweshsker Über-
einkunft“ die Sowjetunion für aufgelöst 
erklärt und zugleich die „Gemeinschaft 
Unabhängiger Staaten“ (GUS) aus der Taufe 
gehoben. Es handelte sich dabei in meh-
rerlei Hinsicht um  offenen Verfassungs-
bruch. Der Unionsvertrag von 1922, den 
die Verschwörer angeblich aufkündigten, 
hatte bereits seit langem keine juristische 
Kraft mehr, da er durch die Verfassung der 
UdSSR ersetzt worden war. Deren oberste 
Machtorgane waren ebenso wie die der 
übrigen Unionsrepubliken selbstherrlich 
übergangen worden. Und der Wille der 
Bevölkerung der Sowjetunion wurde in 
einer Weise mißachtet, die nicht augen-
scheinlicher sein konnte, hatte diese sich 
doch im Frühjahr 1991 in einem Referen-
dum mit 76 Prozent für den Erhalt der 
UdSSR ausgesprochen.
Die Verschwörer waren sich der Ungesetz-
lichkeit ihres Handelns voll bewußt. Jelzin 
soll darum gegenüber seinen Komplizen 
auch besorgt geäußert haben: „Wir sind 
Todeskandidaten.“ Die Angst erwies sich 
allerdings als unbegründet. Die Macht-
organe der UdSSR waren im Ergebnis der 
sich unter dem Aushängeschild der Pere-
stroika vollziehenden Abwicklung des 
Sozialismus bereits vollständig zersetzt. 
Nach dem vor allem an der Inkonsequenz 
seiner Akteure gescheiterten Versuch des 

„Notstandskomitees“, in letzter Minute das 
Steuer herumzureißen, wütete die Kon-
terrevolution nunmehr unverhüllt. Jel-
zin hatte die KPdSU in Rußland verboten. 
Die Volksmassen waren desorientiert und 
handlungsunfähig. Gorbatschow, der Prä-
sident der UdSSR, unternahm nichts, um 
den Gesetzesbruch zu verhindern, und die 
Obersten Sowjets der Unionsrepubliken 
setzten gehorsam ihre Unterschrift unter 
die „Beloweshsker Übereinkunft“.
Die Mehrheit der Menschen in den Nachfol-
gestaaten der Sowjetunion bedauert heute 
das Ende der UdSSR, mußten und müssen 
sie doch einen hohen Preis dafür zahlen. 
Blutige Kriege und Nationalitätenkonflikte 
haben Zehntausende das Leben gekostet. 
Viele Millionen Sowjetbürger, vor allem 
Russen, die nicht zur Stammnationalität 
der Republik gehörten, in der sie lebten, 
wurden von einem Augenblick zum ande-
ren zu Ausländern, die sich nicht selten 
ihrer Bürger- und Menschenrechte beraubt 
sahen. Das von den Völkern der Sowjet-
union in sieben Jahrzehnten gemeinsa-
mer Arbeit geschaffene Volksvermögen 
haben Oligarchen und Familienclans an 
sich gerissen. Die industrielle Produktion, 

Wissenschaft und Forschung wurden um 
Jahrzehnte zurückgeworfen, die Volksmas-
sen in bittere Armut gestürzt.
In seinem 2010 im Moskauer Verlag EKSMO 
erschienenen Buch „Der Kronzeuge“ ver-
mittelt der ehemalige Ministerpräsident 
der UdSSR, Nikolai Ryshkow, bei uns kaum 
bekannte Einblicke in den Ablauf der ver-
hängnisvollen Ereignisse von Beloweshsk. 
Sie werfen ein bezeichnendes Licht auf die 
erbärmlichen Kreaturen, die der bereits 
unter Gorbatschow ins Chaos getriebenen 
sozialistischen Supermacht Sowjetunion 
den Todesstoß versetzten. Ryshkow stützt 
sich dabei weitgehend auf die Publika-
tion A. D. Schutows „Auf den Ruinen einer 
Großmacht“.
Zum Bild gehört auch die folgende fast wie 
eine Posse anmutende Begebenheit. Danach 
wurde der Text der Beloweshsker Überein-
kunft von den dazu beauftragten Mitarbei-
tern der Verschwörer diskutiert, von dem 
in juristischen Fragen versierten Mitglied 
der russischen Delegation, Schachrai, nie-
dergeschrieben und anschließend wegen 
dessen unleserlicher Handschrift von Gai-
dar in eine lesbare Fassung gebracht.
Um vier Uhr nachts sollte der Text unter 
die Tür des Zimmers geschoben werden, 
in dem die Stenotypistin schlief. Aller-
dings sei die Tür verwechselt worden und 
das Papier bei einem Leibwächter gelan-
det. Nachdem dieser erwachte – so heißt 
es weiter – habe er dessen Sinn zu enträt-
seln versucht. Nachdem er zu dem Ergebnis 
gekommen sei, daß es sich wohl um Unsinn 
handele, habe er es zerknüllt und auf der 
Toilette in den Drahtkorb für benutztes 
Papier geworfen. Deshalb hätten die Ver-
fasser des Dokuments dieses am Morgen 
in großer Unruhe gesucht. Und man habe 
es schließlich an dem nicht zu vermuten-
den Ort wiedergefunden.
Am Tage machten sich die Präsidenten mit 
dem nun maschinengeschriebenen Text 
bekannt, stellten feierlich die Wimpel ihrer  
Republiken vor sich auf und setzten um 
14.17 Uhr ihre Unterschriften darunter. 
Der Welt wurde mitgeteilt, daß „die Union 
als Subjekt des internationalen Rechts 
und geopolitische Realität ihre Existenz 
beendet“ habe.
Um für den Fall der Fälle auf Unterstützung 
von außen rechnen zu können, berichtete 
Jelzin eiligst dem US-Präsidenten Bush 
sen: „Heute hat sich in unserem Land ein 
sehr wichtiges Ereignis vollzogen, und ich 
wollte Sie persönlich darüber informie-
ren, bevor Sie es aus der Presse erfahren“, 
gab er sich feierlich. Er unterstrich, so 
berichtet Bush in seinen Memoiren, „daß 
Gorbatschow diese Resultate noch nicht 
kennt“. Weiter sagte Jelzin speichellek-
kerisch: „Hochverehrter George, das ist 
außerordentlich, außerordentlich wichtig. 
Angesichts der Tradition, die sich zwischen 
uns bereits herausgebildet hat, konnte ich 

selbst keine zehn Minuten warten, um Sie 
zu informieren.“
Ryshkow stellt dazu treffend fest, daß sich 
in diesem Gespräch wie in einem Spiegel 
die ganze Nichtigkeit Jelzins zeige – eines 
Staatsfunktionärs, der zu jeder Gemein-
heit und Intrige, zu jedem Verrat in Ver-
folgung seiner persönlichen Interessen 
bereit war.
Nach dem Telefongespräch mit Bush fand 
ein Festessen statt. In dessen Verlauf  
habe sich Jelzin, durch das große Erleb-
nis ermuntert, derart betrunken, daß an 
die für 17 Uhr angesetzte Pressekonfe-
renz nicht zu denken war. Sie fand erst 
um zwei Uhr nachts statt, wobei es nicht 
sofort gelungen sei, Jelzins Bewußtsein 
wiederherzustellen. Anschließend habe 
es ein Bankett gegeben, bei dem dieser 

„schnell wieder die Grenzen seiner Kon-
dition erreicht habe und auf den Teppich 
gefallen sei“.
Vier Tage nach den Ereignissen in Belo-
weshsk, am 12. Dezember 1991, reagierte 
das Komitee für Verfassungsaufsicht der 
UdSSR. Es konstatierte, daß Belorußland, 
die RSFSR und die Ukraine nicht befugt 
gewesen seien, Fragen zu entscheiden, wel-
che die Rechte und Interessen aller Unions-
republiken betreffen. Das Komitee zog den 
Schluß, daß der Akt von Beloweshsk keine 
verpflichtende juristische Kraft habe.
Und wie verhielt sich Gorbatschow? Der 
ehemalige Vorsitzende des Obersten 
Sowjets der UdSSR, A. Lukjanow, beant-
wortete die Frage: „Er blieb der Oberkom-
mandierende, und ein einziges Wort des 
Präsidenten hätte genügt, und von den 
Unterzeichnern und ihren Dokumenten 
wäre nichts übrig geblieben. Ging es doch 
um das Schicksal einer Weltmacht, um 
ein Volk von dreihundert Millionen, um 
das globale Kräftegleichgewicht in der 
Welt. Das Machtwort des Menschen, der 
geschworen hatte, die Union zu bewahren 
und zu verteidigen, gab es jedoch nicht.“ 
Der Zerstörungsprozeß des einheitlichen 
Staates nahm seinen Lauf und wurde bald 

„erfolgreich“ abgeschlossen – zum Nutzen 
des Weltimperialismus und zum Schaden 
des sowjetischen Volkes, des Friedens und 
des Fortschritts in der Welt.

Willi Gerns, Bremen

Die Verschwörung von Beloweshsk
Vor 20 Jahren wurde die UdSSR durch ein kriminelles Komplott ausgelöscht

Herzliche Glückwünsche übermitteln 
wir Genossen 

Wolfgang Nicolas 
in Stralsund, der am 18. Dezem-
ber seinen 80. Geburtstag begeht. 
Gemeinsam mit seiner Lebens- und 
Kampfgefährtin Rosi gehört er von 
Beginn an zu den treuen und verläßli-
chen Unterstützern des „RotFuchs“-
Gedankens.
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Nebelwerfer in Aktion
Die Mär vom Faschismus als einer „antikapitalistischen Revolte“

In seinem Artikel „Faschismus als Bewe-
gung und an der Macht“ (RF 162) berich-

tet Götz Dieckmann von „Sturmangriffen“, 
denen sich Georgi Dimitroffs Bestimmung 
des Klassencharakters der faschi-
stischen Diktatur heute ausgesetzt 
sieht. Und er erklärt auch, warum 
das so ist: „Nichts ist schlimmer für 
das Monopolkapital als der Nach-
weis seiner Verantwortung für das 
Grauen.“ Daher werde der Faschis-
mus heute als „Diktatur wildgewor-
dener Kleinbürger“ dargestellt, der 
sich das Kapital nur unter Zwang 
gebeugt habe.
Die Ausführungen Prof. Dieckmanns 
bedürfen einiger modernisierender 
Ergänzungen. Denn längst wird der 
Faschismus an der Macht nicht mehr 
nur in eine „Diktatur wildgeworde-
ner Kleinbürger“ umgelogen. Heute 
heißt es, er sei eine „antikapitali-
stische Revolte von unten“ gewesen, 
ein „barbarischer Rachefeldzug der 
Zukurzgekommenen gegen individu-
elles Glück, Schönheit und Emanzipa-
tion“. Jene, die solchem Unsinn das 
Wort reden, sind nicht etwa Lohn-
schreiber der Bourgeoisie, sondern 
sitzen in den Reihen der Linkspar-
tei, der Antifa, in den Universitäten. 
Vermeintlich marxistische Theoreti-
ker, allen voran der US-Amerikaner 
Moishe Postone, stehen in den ersten 
Reihen der Propagandisten dieser 
neuesten „Faschismustheorien“ und 
betreiben den dramatischen Paradigmen-
wechsel in der Faschismusforschung.
So schreibt Mathias Wörsching in sei-
nem Aufsatz „Leistungen und Fehlleistun-
gen marxistischer Faschismustheorien 
aus heutiger Sicht“ (Rundbrief 1/2009 der 
BAG Rechtsextremismus/Antifaschis-
mus beim Bundesvorstand der Partei Die 
Linke), Faschismustheorien im Anschluß 
an Dimitroffs Referat auf dem VII. Welt-
kongreß krankten an „Desinteresse am 
Ideologischen“ und einer „Fixierung auf 
den Faschismus als Herrschaftsform“. 
Das führe viele Marxisten „zur Vernach-
lässigung“ der spezifisch faschistischen 
Form von Antikapitalismus. Diesen „Anti-
kapitalismus“ sieht Wörsching in einer 
„Feindschaft gegen Liberalismus, Indivi-
dualismus, bürgerlichen Lebensstil und 
Hedonismus“. 
Aufgrund dieser Analyse plädiert er dafür, 
nicht der Faschismus als Herrschaftsform 
solle länger im Vordergrund stehen, son-
dern der Faschismus als „Revolte gegen 
die kalte und gefühllose Welt der kapi-
talistischen Moderne“. Die Faschismus-
theorie müsse vor allem den „Bruch [...] 
im Verhältnis von Faschismen und Kapi-
talismus bestimmen“.
Damit die These vom „Bruch“ Sinn ergibt, 
muß allerdings nicht nur der Faschismus, 

sondern auch der Kapitalismus umgedeu-
tet werden. Dabei wird der Faschismus 
auf Antisemitismus reduziert. Der sei eine 
Revolte gegen den angeblich „abstrakten“ 

Kapitalismus, der seinerseits zu einer Art 
Herrschaft ohne Herrscher verklärt werde. 
Weil „die Menschen“ aber diese „anonyme 
Herrschaft“ nicht verstehen, suchen sie 
ständig Sündenböcke für alle Übel und 
finden sie in den Juden. Und als wäre das 
noch nicht genug, wird dieses Kunststück 
ausgerechnet mit dem Werk von Karl Marx 
begründet.
Der hat vom Kapital als „automatischem 
Subjekt“ gesprochen, um deutlich zu 
machen, daß die kapitalistische Produk-
tionsweise auch Bedingungen einschließt, 
die sich dem Willen der Akteure entziehen. 
Die neuen Faschismustheoretiker benut-
zen die Rede vom „automatischen Subjekt“ 
allerdings in einem ganz anderen Sinn. 
Die kapitalistische Gesellschaft nennen 
sie einen „apersonalen“ Gesamtzusam-
menhang. „Herrschende“ existieren darin 
angeblich nicht. „Da es sich beim Kapi-
talismus um eine warenvermittelte und 
somit apersonale ,Herrschaftsform‘ han-
delt, können keine ,Herrschenden‘ aus-
gemacht werden, da sie de facto nicht 
existieren“, erklärt etwa eine „Revolutio-
näre Aktion Erfurt“. 
Angesichts dieser „apersonalen Herr-
schaftsform“, meint ein „Arbeitskreis kriti-
scher Studierender“ aus Kiel, scheint es den 
Menschen „verlockend, die Repressivität 

der Strukturen auf Personen und Perso-
nengruppen herunterzubrechen“, denn 
damit wären „Unterdrückung und Aus-
beutung sichtbar und zuzuordnen“. Unter-

drückung und Ausbeutung sind für 
diese „Kritiker“ also unsichtbar und 
nicht zuzuordnen. Ihr Resümee: „Als 
gesellschaftliches Phänomen taucht 
diese Art von Kritik unter anderem 
als Antiamerikanismus oder Antise-
mitismus auf.“ 
Oder, in den Worten von Moishe 
Postone: „Bei der beschriebenen 
Wende zum Konkreten im Angesicht 
abstrakter Herrschaft handelt es sich 
selbstverständlich um eine Form der 
Verdinglichung. Zwei der verschiede-
nen Spielarten dieser Verdinglichung, 
die in den letzten 150 Jahren eine 
beachtliche Kraft entwickelt haben, 
sind die Identifikation des globalen 
Kapitals mit der britischen und spä-
ter amerikanischen Hegemonie und 
seine Personifizierung in den Juden.“ 
Wer Herrschende benennt, bedient 
antisemitische Ressentiments, pro-
duziert faschistische Ideologie. Jeder, 
der von „Heuschrecken“ oder „Finanz-
jongleuren“, aber auch von der herr-
schenden Klasse spricht, meint – das 
ist die Konsequenz – eigentlich die 
Juden. 
Es wäre beruhigend, wenn man das 
als Gerede einiger Verwirrter abtun 
könnte. In den verschiedensten Schat-
tierungen ist diese „Faschismustheo-

rie“ aber in der linken Theoriebildung 
vorherrschend geworden. Vielgelesene 
Theoretiker wie Michael Heinrich oder 
Ingo Elbe stehen in ihrem Dunstkreis. Kein 
Wunder, enthält sie doch ein sehr attrak-
tives Angebot: Man kann „kritisch“ und 
„gegen Nazis“ sein und gleichzeitig ganz 
antikommunistisch den Kapitalismus 
gegen die Gefahr des wahlweise linken 
oder rechten, gern auch – mit rassisti-
schen Untertönen – „muslimischen“ Anti-
kapitalismus verteidigen. Wen wundert es 
da, daß selbst im „Handelsblatt“ längst 
über den „faschistischen Antikapitalis-
mus“ geschrieben wird.
Der Faschismus „ist keine über den Klas-
sen stehende Macht, nicht die Macht von 
Kleinbürgertum oder Lumpenproletariat 
über das Finanzkapital, sondern er ist die 
Macht des Finanzkapitals selbst“, sagte 
Dimitroff. Sein Satz bildet noch immer eine 
Frontlinie im Klassenkampf. Bleibt der 
unbewußt, können selbst jene, die glauben, 
auf der richtigen Seite zu stehen, unver-
sehens auf der Seite des Klassengegners 
landen – dann mag noch so oft „Antifa“ auf 
ihren Fahnen stehen. Die Kommunisten 
dürfen dieses Phänomen nicht unterschät-
zen: Die „neuesten Faschismustheoretiker“ 
betreiben das Geschäft der Reaktion.

Werner Erdner, Hamburg

Fotomontage von John Heartfield
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Gedanken eines Generaldirektors
Die chemische Industrie war ein Herzstück der DDR-Volkswirtschaft

Chemie – unser Leben, unsere Zukunft“. 
Mit diesem Motto war das von den Ver-

einten Nationen ausgerufene Internatio-
nale Jahr der Chemie am 27. Januar 2011 
in Paris offiziell eingeleitet worden. 
Die UNESCO hob aus diesem Anlaß auch 
die Leistungen herausragender Chemike-
rinnen und Chemiker hervor. Zu ihnen zählt 
Marie Sklodowska-Curie, die gemeinsam 
mit ihrem Mann Pierre zwei neue Elemente 
entdeckte und zugleich als Begründerin 
der Radiochemie gilt. Sie erhielt 1911 ihren 
zweiten Nobelpreis – den für Chemie. Mut-
ter zweier Töchter – Eve und Irene – war sie 
eine von vier Frauen unter insgesamt 162 
Chemiepreisträgern. Irene trat in Maries 
Fußstapfen und erhielt zusammen mit 
ihrem Mann Frederick Joliot, Physiker, 
Kämpfer der französischen Résistance, 
Mitglied des ZK der FKP und in den 50er 
Jahren Präsident des Weltfriedensrates, 
ebenfalls den Nobelpreis. Beide wurden 
wegen ihrer konsequenten politischen Hal-
tung mit Berufsverbot in Kernforschungs-
instituten ihres Landes belegt.
Das Motto „Chemie: unser Leben, unsere 
Zukunft“ verlangt eine unmißverständli-
che Antwort auf die Frage, ob sie den Men-
schen dient oder gegen sie gerichtet ist. 
Die Chemie spielte bei der Herausbildung 
der modernen Produktivkräfte seit Anfang 
des 19. Jahrhunderts eine revolutionie-
rende Rolle. Ihre Geschichte ist aber auch 
in besonderem Maße mit menschenfeind-
lichem Geschehen verbunden. Erinnert sei 
hier an den Einsatz von Giftgasen durch 
die kaiserlich-deutsche Armee im Ersten 
Weltkrieg gegen französische und russi-
sche Truppen, aber auch an Zyklon B, mit 
dem Millionen Menschen – vor allem Juden 
– in den faschistischen Vernichtungslagern 
ermordet wurden. Der IG-Farben-Konzern 
war an diesen Völkermordverbrechen maß-
geblich beteiligt. Nicht unerwähnt blei-
ben darf die von den US-Streitkräften im 
Vietnamkrieg eingesetzte „Entlaubungs-
Chemikalie“ Agent Orange, die Hundert-
tausende Menschen betraf und bis heute 
zur Verkrüppelung nicht weniger Nach-
kommen führt. 
Das oben genannte Motto verlangt eine 
gewissenhafte Antwort auf die Frage: 
Haben kapitalistische Profitinteressen 
Vorrang, oder geht es um Brot, Wohlstand 
und Schönheit für alle?
Die Chemie-Industrie der DDR traf eine ein-
deutige Entscheidung: Die Profiteure wur-
den ausgeschaltet. Doch mit der Teilung 
Deutschlands entstanden schwerwiegende 
Probleme: Die traditionellen und unterein-
ander verflochtenen Stoffströme zwischen 
Ost und West flossen nicht mehr wie zuvor. 
Der größte Teil der Chemie-Anlagen auf 
DDR-Gebiet war zerstört oder wurde im 
Zuge von Reparationen demontiert. Außer 
Braunkohle, Salzen aus dem Raum Bern-
burg/Staßfurt und Kalk oder Gips aus dem 

Harz verfügte der im Osten entstandene 
Staat über keine nennenswerten Boden-
schätze. Dennoch stellte die chemische 
Industrie der Volkswirtschaft und der 
DDR-Bevölkerung ein großes Sortiment an 
Pharmazeutika, Farbstoffen, Chemiefasern, 
Filmen, Treibstoffen, Schmieröl, Gummi, 
Plaste, Haushaltschemikalien, Kosmetika 
sowie Dünge- und Pflanzenschutzmit-
teln zur Verfügung. Um ihren Rohstoff-
bedarf zu decken, baute die DDR trotz des 
Röhrenembargos Pipelines und Aufberei-
tungsanlagen für Erdöl und Erdgas aus der 
UdSSR. Für mehr als 10 Mrd. Valuta-Mark 
wurden modernste Chemie-Verarbeitungs-
anlagen aus dem nichtsozialistischen Wirt-
schaftsgebiet (NSW) importiert. Aus eigener 
Forschung konnten Stoffumwandlungsver-
fahren und Technologien zur Modernisie-
rung und Erneuerung der Produktion in die 
Praxis überführt werden. Die Anwendung 
der Automatisierungs- und Robotertechnik, 
der elektronischen Datenverarbeitung und 
der Mikroelektronik zur Rationalisierung 
sowie der Biotechnologie bestimmten das 
Bild unserer Arbeit.
Wir waren zutiefst davon überzeugt, daß 
Chemie den Menschen tatsächlich Brot, 
Wohlstand und Schönheit bringt. Sie war 
ein wichtiger Bestandteil unseres Lebens. 
Wir alle hätten uns natürlich gewünscht, 
daß die Modernisierung und Erneuerung 
mancher Anlagenkomplexe schneller und 
rationeller verlaufen wäre. Das Geld dafür 
war durchaus zu verdienen, doch die Mög-
lichkeiten der Volkswirtschaft insgesamt 
bestimmten die materiellen Voraussetzun-
gen. Das betraf besonders Technologien 
und Verfahren zur Abluft- und Abwasser-
reinigung sowie deren Wirkungen auf die 
Umwelt jener Menschen, welche auf Ter-
ritorien im Bereich der chemischen Werke 
lebten.
Vor der feindlichen Übernahme der DDR 
durch die BRD waren am 31. Dezember 1989 
in 15 Chemiekombinaten insgesamt 308 008 
Menschen tätig. Sie hatten bis zum 31. 12. 
1990 Erzeugnisse im Wert von 88 Mrd. Mark 
der DDR (ca. 22 Mrd. €) hergestellt. 
Durch unsere Arbeitsleistungen halfen wir 
mit, ein DDR-Bruttoinlandsprodukt (BIP) 
von – umgerechnet – 16 796 DM pro Ein-
wohner zu erwirtschaften. Legt man den 
1987 ausgewiesenen Umrechnungssatz von 
1 Ecu (der damals gültigen europäischen 
Währungseinheit, die 2,07 DM entsprach) 
zugrunde, dann gelangt man für 1988 zu 
einer Bruttoinlandsprodukt-Größe pro Kopf 
der DDR-Bevölkerung von 8114,32 Ecu. Im 
Rahmen der in jenem Jahr zur EG gehören-
den Länder wäre dies der 9. Platz gewesen 
– mit recht geringem Abstand zu Großbri-
tannien (9000 Ecu), aber mit deutlichem 
Vorsprung gegenüber Spanien (6130 Ecu), 
Griechenland (3800 Ecu) und Portugal (3090 
Ecu). Das habe der Wirtschaft der DDR und 
der Arbeit ihrer Bürger ein hervorragendes 

Zeugnis ausgestellt, konstatierte Prof. Sieg-
fried Wenzel in seinem Buch „Was war die 
DDR wert?“ 
Aber hatte sie denn keine Schulden?
Die Modrow-Regierung legte hierzu nie-
mals eine volkswirtschaftliche Gesamt-
rechnung vor. Die DDR hatte indes durch 
Anlagen-Importe – es handelte sich um 
etwa 700 Technologien und komplette Pro-
duktionsstrecken für die Industrie, die mit 
Erzeugnissen bezahlt wurden – langfri-
stige Kreditlinien zu den Lieferanten auf-
gebaut, woraus sich am Stichtag natürlich 
Verbindlichkeiten im kapitalistischen Aus-
land ergaben. Andererseits verfügte sie 
über Guthaben in etwa gleicher Höhe im 
sozialistischen Ausland. Im NSW betru-
gen die Verbindlichkeiten 23,3 Mrd. DM. 
Das waren 7,44 % der als BIP bezeichneten 
Wirtschaftsleistung der DDR oder 3622 DM 
pro Kopf der Bevölkerung.
Seit 1990 ist die Wirtschaft der BRD von 
drei schweren Krisen getroffen worden. 
Gegenwärtig beträgt die Staatsverschul-
dung ca. 1,976 Billionen €. Das sind 83,2 % 
des BIP, wobei maximal 60 % als zulässig 
gelten. Die Folgen für die Bevölkerung sind 
hinreichend bekannt: stillgelegte Produk-
tionsanlagen, grassierende, wenn auch auf 
vielerlei Weise kaschierte Arbeitslosigkeit, 
Kurzarbeit und Altersarmut – all das gehört 
seit 1990 zum gewohnten Bild. Die DDR-
Verfassungstexte wie die Verfassungs-
wirklichkeit hingegen garantierten allen 
Bürgern Vollbeschäftigung.
Das Motto des UN-Jahres „Chemie: unser 
Leben, unsere Zukunft“ hätte – bezogen auf 
die DDR – seine uneingeschränkte Berech-
tigung gehabt.  Dr. Adolf Eser, Muldenstein

Unser Autor war Generaldirektor des  
Chemiekombinats Bitterfeld.

Am 17. Oktober ist 

Prof. Dr. Manfred Gerlach 
nach schwerer Krankheit verstor-
ben. Der langjährige Vorsitzende 
der LDPD und namhafte Staats-
mann der DDR erwarb sich Ver-
dienste bei der Wahrnehmung der 
Friedenspolitik des sozialistischen 
deutschen Staates. Nach Her-
kunft und Prägung ein aufrechter 
Liberaler, engagierte er sich für 
das konstruktive Zusammenwir-
ken der fünf DDR-Blockparteien, 
wobei er mit kritischen Positionen 
nicht hinter dem Berg hielt. Dem 
„RotFuchs“ fühlte er sich in seinem 
letzten Lebensabschnitt als Leser 
und Autor verbunden. Wir sprechen 
seinen Angehörigen und politischen 
Freunden unser Mitgefühl aus.
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Aufrüstung um jeden Preis
Für Waffen und Militär gilt: Sparen, sparen, koste es, was es wolle

Anfang 2010 landete nach siebenmona-
tigem Testflug eine geheimnisumwit-

terte Mini-Raumfähre des US-Militärs auf 
der Luftwaffenbasis Vandenberg in Kali-
fornien. Das Unternehmen gilt als „kosmi-
sches Rüstungsprojekt“. Unterdessen erhielt 
der Boeing-Konzern vom Pentagon den Auf-
trag, für rund 35 Mrd. Dollar insgesamt 179 
Tankflugzeuge zu bauen. Rußland testete im 
Oktober vergangenen Jahres eine Interkonti-
nentalrakete, die zehn einzeln lenkbare Rake-
ten über 8000 km transportieren kann. 
In nahezu allen Staaten spielt die Waffen-
produktion bei der „Zukunftsplanung“ eine 
vorrangige Rolle. 2009 beliefen sich die dies-
bezüglichen Ausgaben im Weltmaßstab auf 
1,5 Billionen $ oder 1,1 Billionen €. Verglichen 
mit den Jahren 2001 bis 2005 sind sie seit 
2006 um etwa 24 % gestiegen. Die 100 größten 
Rüstungskonzerne steigerten ausgerechnet 
2009 – also während der Rezession – ihren 
Umsatz um 8 % und setzten todbringende 
„Produkte“ im Gesamtwert von 401 Mrd. $ 
(300 Mill. €) ab. Allein die USA stecken in 
diesem Jahr 700 Mrd. $ in die Herstellung 
von Mordwerkzeugen sämtlicher Typen und 
Kaliber. Rußland will bis 2020 umgerechnet 

475 Mrd. $ für Rüstungszwecke ausgeben. 
Dort sollen acht atomgetriebene U-Boote, 
600 Kampfflugzeuge und 1000 Hubschrau-
ber ausgeliefert werden. Die Regierung der 
BRD gab 2009 grünes Licht für 291 indische 
Rüstungsexportanfragen im Gesamtwert von 
67,9 Mill. €. Nach Pakistan gingen Waffen für 
45,5 Mill. €. Die Bundeswehr wird unablässig 
modernisiert, damit sie weltweit in Kriegen 
für „deutsche Interessen“ eingesetzt werden 
kann. Für Rüstung und Militär gilt offenbar 
die Losung: „Sparen, sparen – koste es, was 
es wolle!“ Nur ein Beispiel für das Ausmaß 
solcher Verschleuderung von Volksvermögen: 
2010 fand ein gemeinsames Manöver der US-
Streitkräfte mit japanischem Militär statt, an 
dem 44 000 Soldaten, 60 Kriegsschiffe und 
500 Flugzeuge teilnahmen. 
Bisher hat noch keine Abrüstungskonferenz 
die Erde vor der Selbstmordgefahr bewah-
ren können. Welchen Sinn ergibt z. B. die 
jüngste START-„Abrüstungsvereinbarung“ 
zwischen den Vereinigten Staaten und Ruß-
land, wenn die nuklearen Sprengköpfe inner-
halb der nächsten sieben Jahre um 30 % (!) 
von je 2200 auf 1550 reduziert und die Zahl 
der Trägersysteme (Interkontinentalraketen, 

U-Boot-gestützte Landstreckenraketen und 
Langstreckenbomber) auf jeweils 800 hal-
biert werden sollen? 
Der Rüstungswettlauf erfolgt mit einer bei-
spiellosen Unerbittlichkeit und um jeden 
Preis. „Veredelt“ wird er durch die digitalen 
Möglichkeiten, weltweit in Sekundenbruch-
teilen Befehle erteilen und Waffen einsetzen 
zu können. Zugleich erweist sich, daß die 
ihnen unterstellte Militärtechnik selbst für 
die Generäle immer unüberschaubarer und 
damit unbeherrschbarer wird. 
Überdies wissen wir, daß der Einbruch in 
die „streng geheime“ Datenwelt inzwischen 
nahezu jedem hinreichend begabten Knaben 
gelingen kann! Eine Dummheit, ein Zufall 
oder ein Fehler im System haben also für 
unseren Planeten tödliche Konsequenzen. 
Der Abschuß einer einzigen atomaren Rakete 
droht eine Kettenreaktion auszulösen. Auch 
„kleinere“ Katastrophen können fatale Wir-
kungen nach sich ziehen, wenn z. B. ein ato-
mar bestücktes Flugzeug irgendwo abstürzt, 
wie das 1966 über dem andalusischen Dorf 
Palomares geschah, wo eine US-Maschine 
mit vier Wasserstoffbomben an Bord nie-
derging.  Erhard Römer, Berlin

Sprichworte haben gelegentlich ihre Tücken. 
Ciceros „Ubi bene, ibi patria“ kann zwei-

erlei heißen: „Wo es gut ist, da ist das Vater-
land!“ Das ist die Wahrheit. Oder aber: „Mein 
Vaterland finde ich dort, wo es mir gut geht!“ 
Die zweite Variante dient Glücksrittern und 
Begrüßungsgeld-Jägern als Richtschnur: „Wes 
Brot ich eß’, des Lied ich sing!“ 
„Den Kommunisten ist … vorgeworfen wor-
den, sie wollten das Vaterland, die Nationali-
tät abschaffen“, heißt es im Kommunistischen 
Manifest. „Die Arbeiter haben kein Vaterland. 
Man kann ihnen nicht nehmen, was sie nicht 
haben. Indem das Proletariat zunächst sich 
die politische Herrschaft erobern, sich zur 
nationalen Klasse erheben, sich selbst als 
Nation konstituieren muß, ist es selbst noch 
national, wenn auch keineswegs im Sinne der 
Bourgeoisie.“ (MEW, 4/479) Bebels Sozialdemo-
kraten seien „vaterlandslose Gesellen“, hieß es 
schon zu Bismarcks Zeiten. Wäre die Reaktion 
ehrlich gewesen, hätte sie denselben Vorwurf 
gegenüber den preußischen Reformern Stein, 
Hardenberg, Scharnhorst und Blücher erhe-
ben müssen. Denn was war deren Credo? Man 
müsse Untertanen zu Bürgern erheben, der 
Armee Preußens den Zopf abschneiden und das 
entehrende Spießrutenlaufen abschaffen, sonst 
gebe es keine Patrioten, die das Land gegen 
Napoleons Armeen entschlossen zu verteidi-
gen bereit seien. Was haben Marx und Engels 

denn anderes gesagt, als die großen Reformer 
an den Wegmarken des zu ihrer Zeit historisch 
möglichen und notwendigen Fortschritts?
Proletarischer Internationalismus heißt welt-
weite Solidarität; Vaterlandsliebe ist dessen 
Fundament. „Wer sein Vaterland nicht kennt, 
hat keinen Maßstab für fremde Länder“, so 
Goethe in „Wilhelm Meisters Lehrjahre“. In 
Hölderlins „Hyperion“ ist zu lesen: „Wohl dem 
Manne, dem ein blühend Vaterland das Herz 
erfreut und stärkt!“ Und schließlich Heinrich 
Mann in einem Essay: „Der Begriff des Vater-
landes ist sozialistisch.“
Die Bolschewiki zogen sich den abgrundtiefen 
Haß aller Imperialisten und Opportunisten 
zu, als sie im Ersten Weltkrieg angesichts der 
reaktionären und annexionistischen Ziele aller 
im Krieg stehenden Großmächte die Losung 
„Niederlage der eigenen Regierung!“ aufstell-
ten. Gleichzeitig verfaßte Lenin seinen Arti-
kel „Über den Nationalstolz der Großrussen“. 
War das ein Widerspruch? Keineswegs! „Ist 
uns großrussischen klassenbewußten Pro-
letariern das Gefühl des nationalen Stolzes 
fremd?“ fragte Lenin. „Wir lieben unsere Spra-
che und unsere Heimat, wir wirken am mei-
sten dafür, daß ihre werktätigen Massen (d. h. 
neun Zehntel ihrer Bevölkerung) zum bewuß-
ten Leben erhoben werden, daß sie Demokra-
ten und Sozialisten werden. Es schmerzt uns 
am meisten, zu sehen und zu fühlen, welchen 

Gewalttaten, welcher Unterdrückung und wel-
chen Schmähungen die Zarenschergen, Gutsbe-
sitzer und Kapitalisten unsere schöne Heimat 
unterwerfen. Wir sind stolz darauf, daß diese 
Gewalttaten Widerstand in unserer Mitte … 
hervorgerufen haben. … die großrussische 
Nation hat gleichfalls eine revolutionäre Klasse 
hervorgebracht, hat gleichfalls bewiesen, daß 
sie imstande ist, der Menschheit große Vorbil-
der des Kampfes für die Freiheit und den Sozia-
lismus zu geben und nicht nur große Pogrome, 
Galgenreihen und Folterkammern, große Hun-
gersnöte und große Kriecherei … Niemand ist 
schuld daran, daß er als Sklave geboren wurde; 
aber ein Sklave, dem nicht nur alle Freiheits-
bestrebungen fremd sind, sondern der seine 
Sklaverei noch rechtfertigt und beschönigt, … 
ist ein Lump und ein Schuft, der ein berechtig-
tes Gefühl der Empörung, der Verachtung und 
des Ekels hervorruft.“ (LW, 21/92 f.)
Dürfen wir also auf unser Land der alten 
Eichen, das Land von Bach, Goethe und Heine, 
von Marx und Einstein stolz sein? Wie alle Völ-
ker haben wir das Recht, unser Vaterland zu 
lieben. Dabei dürfen wir keinen Augenblick die 
Zeiten vergessen, als es die Welt vor Deutsch-
land wie beim Anblick einer Mörderin schau-
derte. Und ebensowenig, daß schon wieder in 
deutschem Namen Ungeheuerliches geschieht 
und vorbereitet wird.
 Prof. Dr. Götz Dieckmann

Nationales und 
Internationales

Marxismus  
für Einsteiger
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Am 27. Juni gab Kriegsminister Thomas 
de Maizière vor dem Bundestag eine 

Regierungserklärung zur Sicherheitspolitik 
ab. Er forderte u. a.: „Unsere Bundeswehr ist 
jetzt so auszurichten, daß sie für die erkenn-
baren sicherheitspolitischen Herausforde-
rungen von heute gewappnet ist, aber auch 
für die nicht klar erkennbaren Forderungen 
von morgen … Es ist unsere nationale Ziel-
vorgabe, langfristig zeitgleich rund 10 000 
Soldatinnen und Soldaten in zwei großen 
und mehreren kleineren Einsatzgebieten 
flexibel und durchhaltefähig für Einsätze 
im Rahmen des internationalen Krisenma-
nagements bereitstellen zu können.“ 
Ist das ein Blankoscheck für zeitlich und 
räumlich undefinierte Kriege mit nicht be-
kannten Feinden? Ist „Krisenmanagement“ 
mit Aggressionen „out of area“ (außerhalb 
der Region) gleichzusetzen? Liegt das im 
„nationalen Interesse“? 
Im „Spiegel“ 25/2011 wurde Thomas de Mai-
zière noch deutlicher: „Sterben und Töten 
gehören dazu, das müssen wir akzeptieren 
und bejahen.“  W i r  „akzeptieren“ mörde-
rische Kriege? Wer ist  w i r  ? Wo bleibt der 
Aufschrei der „Bürgerrechtler“, die jeden 
„Mauertoten“, der sein Risiko freiwillig 
einging, in ein Opfer der DDR verwandeln, 
wenn BRD-Minister de Maizière das „Ster-
ben und Töten“ beim Mord an unschuldigen 
Interventionsopfern für normal – womöglich 
für Heldentum – hält? Der oberste deutsche 
Kriegsherr stieß nur auf den Widerspruch 
des Sprechers der PDL – der einzigen Frie-
denspartei im bundesdeutschen Parla-
ment.
Ging es in der Rede des Kriegsministers um 
den öffentlichen Bruch des Völkerrechts und 
des Grundgesetzes, dann handelte es sich 
um Delikte, die in allen Rechtsstaaten straf-
bar sind. Jeder möge das prüfen!
Das Grundgesetz bestimmt den Vorrang des 
Völkerrechts. Seine allgemeinen Regeln sind 
zwar Bestandteil des Bundesrechts, gehen 
den Gesetzen der BRD aber vor. Zum Ver-
bot der Vorbereitung eines Angriffskrieges 
heißt es im Grundgesetz: „Handlungen, die 
geeignet sind oder in der Absicht vorgenom-
men werden, das friedliche Zusammenle-
ben der Völker zu stören, insbesondere die 
Führung eines Angriffskrieges vorzuberei-
ten, sind verfassungswidrig. Sie sind unter 
Strafe zu stellen.
Zur Kriegführung bestimmte Waffen dürfen 
nur mit Genehmigung der Bundesregierung 

hergestellt, befördert und in Verkehr 
gebracht werden. Das Nähere regelt ein 
Bundesgesetz.“
Zum „Siebengestirn des Völkerrechts“ (Peter 
Alfons Steiniger), das im Grundgesetz als 
unmittelbar geltendes Recht gilt, gehören  
u. a. der Gewaltverzicht in den internationa-
len Beziehungen, die Pflicht zur friedlichen 
Streitbeilegung, das Verbot von Interventio-
nen und Aggressionen. Eine „humanitäre 
Intervention“ gibt es weder im Völkerrecht 
noch in der politischen Praxis. 
Deutschland sind in der UNO-Charta (Arti-
kel 107 und 111) spezielle Verpflichtungen 
auferlegt worden, die sich aus seiner faschi-
stischen Vergangenheit ergeben. Das trifft 
auch auf die Nachkriegsverträge bis hin zum 

„Zwei-plus-vier-Vertrag“ vom 12. September 
1990 zu. In dessen Artikel 2 heißt es: „Die 
Regierungen der Bundesrepublik Deutsch-
land und der Deutschen Demokratischen 
Republik bekräftigen ihre Erklärungen, daß 
von deutschem Boden nur Frieden ausgehen 
wird. Nach der Verfassung des vereinten 
Deutschland sind Handlungen, die geeig-
net sind oder in der Absicht vorgenommen 
werden, das friedliche Zusammenleben der 
Völker zu stören, insbesondere die Führung 
eines Angriffskrieges vorzubereiten, verfas-
sungswidrig und strafbar. Die Regierungen 
der Bundesrepublik Deutschland und der 
Deutschen Demokratischen Republik erklä-
ren, daß das vereinte Deutschland keine 
seiner Waffen einsetzen wird, es sei denn 
in Übereinstimmung mit seiner Verfassung 
und der Charta der Vereinten Nationen.“ 
Die Signatur Lothar de Maizières unter die-
sen Vertrag war die letzte internationale 
Handlung der längst nicht mehr souveränen 
DDR. Sie war aber auch ihr Vermächtnis. Da 
Thomas seinem Vetter Lothar in dieser Zeit 
mit Rat und Tat zur Seite stand, dürfte ihm 
der Vertragstext nicht unbekannt sein.
Nach den Bestimmungen des Völkerrechts 
und des Grundgesetzes war die Aggression 
gegen Jugoslawien 1999 kein Akt der Vertei-
digung. Dieses Land hatte die BRD keines-
wegs angegriffen. Es drohte auch kein „neues 
Auschwitz“, das Joseph Fischer ausgemacht 
haben wollte, sondern die dritte deutsche 
Aggression gegen Jugoslawien. Ex-Kriegs-
minister Peter Struck (SPD) behauptete zwar, 
Deutschland werde am Hindukusch ver-
teidigt, aber einer seiner Vorgänger, der 
CDU-Mann Volker Rühe widersprach ihm: 
„Am Hindukusch wird nicht unsere Frei-
heit verteidigt.“ 
Der neueste Fall einer „Intervention aus 
humanitärem Geist“ sei Libyen, las man 
im „Spiegel“. Um das behaupten zu können, 
muß dessen Autor Gerhard Spörl das gül-
tige Volkerrecht auf den Kopf stellen: „An die 
Stelle klassischer Invasionen mit dem Ziel 
der Besetzung fremden Territoriums sol-
len von nun an humanitäre Interventionen 

treten. Sie haben den Vorteil, daß sie sich 
moralisch begründen lassen und theore-
tisch auf kurze Sicht angelegt sind. Sie sind 
kein Alleingang einer Nation und finden fast 
immer den Segen der UNO. Sie sind gedacht 
als Hilfe zur Selbsthilfe für eine Opposition, 
die sich gegen ein Unrechtsregime auflehnt!“ 
Das Rezept: Jemand ernennt einen Staat 
zum „Schurkenstaat“, erfindet einen neuen 
„Hitler“, finanziert und bewaffnet „Rebellen“ 
– und schon gibt es Gründe für eine „huma-
nitäre Intervention“. 
Thomas de Maizière war bekanntlich einer 
der Referenten auf dem 33. Deutschen Evan-
gelischen Kirchentag in Dresden. Auch dort 
propagierte er seine zutiefst unchristliche 
Politik. 
„Wir Deutschen sind von Freunden umge-
ben“, äußerten einst Helmut Kohl und die 
Seinen. Also besteht überhaupt kein Grund 
zu aggressiven Handlungen. Die übergroße 
Mehrheit der Deutschen lehnt Kriege ab. 
Da wäre es demokratisch, wenn die Abge-
ordneten jeglicher Aggression ihre Stimme 
verweigerten. Das politisch-moralische Ver-
sagen der Parlamentsmehrheit wiegt um so 
schwerer, wenn man das Grundgesetz zu 
Rate zieht: „Der Einsatz von Streitkräften 
ist einzustellen, wenn der Bundestag oder 
der Bundesrat es verlangen“, heißt es dort. 
Warum ist ein solches Verlangen ausgeblie-
ben?  Angesichts der kriegsbegünstigenden 
Haltung des überwiegenden Teils der „Volks-
vertreter“ wäre das Bundesverfassungs-
gericht anzurufen und ziviler Widerstand 
zu leisten, der gesetzlich dann geboten ist, 
wenn Gefahren für die Republik offensicht-
lich sind.
Die „Sicherheitspolitik“ der Bundesregie-
rung stellt eine Gefahr für Leib und Leben 
der BRD-Bürger und der von den Aggres-
sionen betroffenen Völker dar. Die düsteren 
Erfahrungen in der ersten Hälfte der 30er 
Jahre dürfen sich nicht wiederholen. Damals 
ließ sich die Mehrheit der Deutschen wider-
standslos mit dem Segen von Bischöfen auf 
die Schlachtbank treiben.

Prof. Dr. Horst Schneider

„Sterben und Töten gehören dazu“
Die „humanitären“ Offenbarungen des BRD-Kriegsministers  

Thomas de Maizière 

Mit jeder gewonnenen Schlacht
geht die Hoffnung auf Frieden verloren! 
In den Siegen der Supermacht 
werden die Terroristen geboren!

Helmut Preißler (März 2003) 

Grellbunte Mitternacht
wenn Silvesterraketen 
mit Übermutsantrieb
himmelwärts zischen
geldrollenturmhoch 
umschließt in Ländern 
wo ein Reiskorn
plantagengroßen Wert hat
die Nacht aus Erde
Haut-und-Knochen-Menschen
Ödem statt Odem

Jürgen Riedel, Minden
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Vor bald 2100 Jahren erhoben sich 
Sklaven unter Führung des Sparta-

kus gegen ihre Herren im Süden Italiens 
und damit gegen den mächtigen römi-
schen Staat. Diese Erhebung, die nach 
einem langwierigen 
und opferreichen Krieg 
(73–71 v. u. Z.) mit einer 
blutigen und vollstän-
digen Niederlage des 
Spartakus und seiner 
Armee endete, war eine 
der großen Rebellionen 
der Weltgeschichte. 
Unter schwierigsten 
Bedingungen gab der 
Gladiator Spartakus – 
Marx nannte ihn einen 
„großen General, noblen 
Charakter und wahren 
Vertreter des antiken 
Proletariats“ (MEW 30, 
160) – ein Zeichen, das 
im Kampf gegen Unter-
drückung und für den 
Aufbau einer ausbeu-
tungsfreien Gesell-
schaft immer wieder 
aufgenommen und an 
Spätere weitergegeben 
werden konnte.
Machen wir einen Zeit-
sprung: Aus den poli-
tisch-ideologischen Strömungen der 
deutschen Sozialdemokratie entstan-
den verschiedene Gruppierungen, deren 
Stellung zum Krieg und zur Errichtung 
einer sozialistischen Gesellschaft Maß-
stab für ihre Klassenposition war. Aus 
der antiimperialistischen sozialdemokra-
tischen Linken formierte sich die Gruppe 
„Internationale“, die frühzeitig Kurs auf 
die Schaffung einer neuen Arbeiterinter-
nationale nahm. 1916 wurde Spartakus 
zum Namensgeber dieser Gruppe, für die 

besonders Rosa Luxemburg, Karl Lieb-
knecht, Franz Mehring und Wilhelm Pieck 
standen, deren politische Vorstellungen 
in den „Spartakusbriefen“ verbreitet wur-
den. Am 7. Oktober 1918 fand in Berlin die 

illegale Reichskonferenz der Spartakus-
gruppe statt. Deren Programm: sofortige 
Beendigung des Krieges, revolutionäre 
Erkämpfung demokratischer Rechte und 
Freiheiten, Sturz des deutschen Imperia-
lismus als Voraussetzung für den Über-
gang zur sozialistischen Umgestaltung 
der Gesellschaft. 
Am 9. November 1918 begann eine bürger-
lich-demokratische Revolution, die zum 
sofortigen Sturz der Monarchie führte. Am 
14. Dezember 1918 wurde das Programm 

des Spartakusbundes veröffentlicht. Es bil-
dete die programmatische Grundlage für 
die dann am Jahresende gegründete KPD. 
Die Ermordung Rosa Luxemburgs und Karl 
Liebknechts am 15. Januar 1919 bedeu-

tete das Ende der Spar-
takusbewegung, die 
in den nun folgenden 
Kämpfen gegen die 
Konterrevolution und 
den weißen Terror des 
Militärs besonders 
grausamer Verfolgung 
ausgesetzt war und 
faktisch zerschlagen 
wurde.
Heute berufen sich 
nicht wenige Pseudo-
linke auf den großen 
Helden der Antike und 
bedienen sich in Verfol-
gung eigener Ziele frei-
zügig seines Namens. 
Mit den Anliegen der 
deutschen Spartaki-
sten jener Jahre, dem 
mörderischen und für 
die europäische Sozi-
aldemokratie zerstöre-
rischen Weltkrieg ein 
Ende zu bereiten und 
den Weg zur soziali-
stischen Revolution 

zu bahnen, oder auch mit den Anfängen 
der KPD haben sie indes nichts gemein. 
Die Partei Rosa Luxemburgs, Karl Lieb-
knechts und Ernst Thälmanns war knapp 
anderthalb Jahrzehnte nach ihrem Grün-
dungskongreß die mitgliederstärkste und 
einflußreichste kommunistische Klassen-
vorhut aller kapitalistischen Länder.
Der Name Spartakus steht bis in unsere 
Tage gegen Unterdrückung und Gewalt, 
für Freiheit und wahre Demokratie.

Dr. Wolfgang O. Schmitt, Berlin

Spartakus ist ein Programm
Ein Name, der seit der Antike für soziale Befreiung steht

Verdächtige Analogie. Manchmal stockt einem das Blut in den Adern, wenn 
man dessen gewahr wird, was unter diesem System alles möglich ist. Am 19. 
September – unmittelbar nach den Berliner Wahlen, bei denen die Linkspartei 
bekanntlich eine Niederlage einstecken mußte – ließ das Boulevardblatt „BZ“ an 
den Zeitungskiosken der Hauptstadt einen Sonderdruck aushängen. Man feierte 
damit die Abwahl des angeblich rot-roten Senats. Der Text erinnerte fatal an den 
Mordappell der faschistischen Freikorps-Soldateska und der Noske-Bluthunde 
von 1918/19, mit dem zum Lynchen von Spartakisten aufgerufen wurde. W. M.

Am 10. November ist unser

Walter Ruge 
 – Autor, Freund und Genosse 
der großen „RotFuchs“-Familie 
– im hohen Alter von 96 Jahren 
gestorben. Wir verlieren mit 
ihm einen ganzen und wahren 
Menschen, der trotz eines 
überaus harten Schicksals bis 
zuletzt ein unerschütterlicher 
Kommunist war. Walters 
Angehörigen – besonders 
Tatjana und Ina – drücken wir 
unser inniges Mitgefühl aus. 

Am 26. Oktober ist unser Genosse

Herbert Thomas 
 – Buchenwaldhäftling und 
verdienter Staatsfunktionär der 
DDR – nur einen Monat vor Voll-
endung seines 99. Lebensjahres 
nach kurzer Krankheit in Berlin 
verstorben. Wir trauern um einen 
wunderbaren Menschen und 
treuen Kommunisten, der sich von 
Anfang an auf das engste mit dem 
„RotFuchs“ verbunden fühlte und 
zu seinen frühen Autoren zählte. 
Unser Mitgefühl gilt den Angehö-
rigen.
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Der „Vorwärts“, das Zentralorgan der 
Sozialdemokratischen Partei Deutsch-

lands (SPD), empfand keinerlei Scham, als 
es im Verein mit der bürgerlichen Ber-
liner Presse schon wenige Tage nach 
Beginn der Novemberrevolution in übel-
ster Weise über Emil Eichhorn herfiel. 
Der Mann habe in seinem Dienstzimmer 
eine Notenpresse aufgestellt und drucke 
Falschgeld, außerdem habe er die Kasse 
des Polizeipräsidiums aufgebrochen und 
ausgeraubt, er erhalte enorme Summen 
aus Moskau überwiesen und lasse für 
seine Leibwache feinste Torten backen, 
während das Volk hungern müsse, gaben 
diese Blätter zum Besten.
Wer war Emil Eichhorn, und warum 
wurde er von den hohen SPD-Chargen 
so gehaßt? Der unmittelbare Anlaß 
dafür bestand darin, daß der Unabhän-
gige Sozialdemokrat Eichhorn seit dem  
9. November 1918 als Polizeipräsident 
der Hauptstadt amtierte. Der Berliner 
Arbeiter- und Soldatenrat, der sich gleich 
am ersten Tag der Revolution gebildet 
hatte und dem Eichhorn angehörte, 
übertrug ihm diese Funktion, nach-
dem es ihm gelungen war, die im Poli-
zeipräsidium am Alexanderplatz schwer 
bewaffnet verschanzten Polizisten und 
Soldaten zur friedlichen Übergabe des 
riesigen Gebäudekomplexes zu bewe-
gen. Zwei Tage danach, am 11. November, 
bestätigte der Vollzugsrat der Berliner 
Arbeiter- und Soldatenräte Eichhorn in 
dieser Funktion.
Robert Emil Eichhorn stammte aus Sach-
sen. Am 9. Oktober 1863 als Sohn eines 
Strumpfwirkers in Röhrsdorf bei Chem-
nitz geboren, erlernte er den Beruf eines 
Mechanikers. Der Ausbildung schlossen 
sich Wanderschaft und zwei Jahre Mili-
tärdienst an. Da er mit 17 bereits Mitglied 
der SPD geworden und deshalb vom Bis-
marckschen Sozialistengesetz bedroht 
war, emigrierte er in die Schweiz, wo er am 
Druck revolutionärer Schriften mitarbei-
tete, die illegal nach Deutschland gebracht 
wurden. 1893 in die Heimat zurückgekehrt, 
entschloß er sich, künftig als Funktionär 
in seiner Partei zu wirken. Sieben Jahre 
gehörte er als Redakteur der „Sächsi-
schen Arbeiter-Zeitung“ in Dresden an, 
bis ihn die Partei 1900 mit der Leitung der 
„Mannheimer Volksstimme“ beauftragte. 
Nacheinander übte er Parteifunktionen 
in Sachsen und im Herzogtum Baden aus. 
Er vertrat seine SPD-Genossen auf insge-
samt zwölf Reichsparteitagen zwischen 
1893 und 1911. Emil Eichhorn war Stadt-
verordneter in Mannheim, Mitglied des 
badischen Landtags und von 1903 bis 1911 
Reichstagsabgeordneter.
1908 wurde ihm die Leitung des sozial-
demokratischen Pressebüros in Berlin 
übertragen. Seit langem dem linken Flü-
gel der SPD zugehörig, schloß er sich Karl 

Berlins roter Polizeipräsident
Im November 1918 nahm Emil Eichhorn den Klassenfeind auf die Hörner

Liebknecht und dessen Genossen an. Er 
trat entschieden für den politischen Mas-
senstreik ein. So war es eine logische Folge, 
daß er unmittelbar nach Kriegsausbruch 
den sofortigen Friedensschluß ohne Anne-
xionen propagierte. Als die kaiserlichen 
Behörden ihre Zensur über den „Vorwärts“ 

verhängten, protestierte er heftig gegen 
diese Knebelung der Arbeiterpresse, was 
ihm eine mehrmonatige Haftstrafe ein-
trug.
Das Jahr 1917 wurde zu einem entschei-
denden Wendepunkt in seinem Leben. 
Eichhorn gehörte im April nicht nur zu 
den Gründungsmitgliedern der Unab-
hängigen Sozialdemokratischen Partei 
Deutschlands (USPD), sondern schloß sich 
zugleich den Führern der Spartakusgruppe 
– Liebknecht, Luxemburg, Mehring, Pieck 
und Duncker – an. Von der Oktoberrevo-
lution begeistert, entsprach er 1918 der 
Bitte, beim Aufbau des Berliner Büros der 
sowjetrussischen Telegraphenagentur zu 
helfen. 
Am 9. November zum obersten Polizeibe-
amten der deutschen Hauptstadt ernannt, 
ließ er sofort die in der „Zwingburg am 
Alex“ eingekerkerten 650 politischen 
Gefangenen frei. Unverzüglich löste er 
die politische Polizei des Kaiserreiches auf 
und ordnete an, deren Akten zu verbren-
nen. Bereitwilligen Polizisten gestattete er 
die Fortsetzung des Dienstes, allerdings 
unbewaffnet. Nur die Kripo durfte ihre 
Pistolen behalten. Um die öffentliche Ord-
nung in der Stadt zu gewährleisten, stellte 
Eichhorn eine etwa 3000 Mann starke 
Sicherheitswehr aus Arbeitern und Sol-
daten auf, die einen regulären Streifen- 
und Ordnungsdienst versah, aber auch 
konterrevolutionäre Aktionen unterband. 
Anfang Dezember nahmen Angehörige 

dieser Wehr Karl Liebknecht in Schutz, 
als er von reaktionären Militärs verhaf-
tet werden sollte.
Das alles mißfiel dem aus Spitzenfunktio-
nären der SPD und der USPD gebildeten 

„Rat der Volksbeauftragten“. Von Anfang 
an sah dieser seine Hauptaufgabe darin, 

die Revolution mit Waffengewalt nie-
derzuschlagen. Das hatte SPD-Reichs-
kanzler Friedrich Ebert schon am  
10. November mit General Groener von 
der Obersten Heeresleitung vereinbart. 
Dem entsprach auch die Ernennung des 
rechten SPD-Politikers Otto Wels zum 
Stadtkommandanten. Dieser bildete 
eine „Republikanische Soldatenwehr“ 
aus aktiven kaiserlichen Militärs. Sie 
sollte das Gegengewicht zu Eichhorns 
Sicherheitswehr sein. Kapitalisten und 
Adel Berlins zahlten den Sold für diese 
Truppe.
Als die Konterrevolutionäre am 24. De-
zember die Volksmarinedivision im Mar-
stall angriffen, schickte Eichhorn seine 
Sicherheitswehr den roten Matrosen zu 
Hilfe. Das reichte den Ebert, Scheide-
mann, Noske und Konsorten. Sie wie-
sen den preußischen Innenminister 
Paul Hirsch (SPD) an, den roten Polizei-
präsidenten abzusetzen. Das geschah 
am 4. Januar 1919. Nachdem Eichhorn 
aktiv an den Januar- und Märzkämpfen 

der Berliner Arbeiter teilgenommen hatte, 
suchte man ihn per Steckbrief und setzte 
eine hohe Belohnung auf seinen Kopf aus. 
Doch er entkam den Häschern und organi-
sierte schon im April einen großen Streik 
in Braunschweig. Kurz danach wurde er 
in Halberstadt verhaftet, aber von revo-
lutionären Arbeitern befreit.
Trotz der Verfolgung hielt die USPD zu 
Emil Eichhorn. Sie entsandte ihn als einen 
ihrer 22 Abgeordneten in die National-
versammlung und ein Jahr später in den 
ersten Reichstag der Weimarer Repu-
blik. Dort führte er die 81köpfige USPD-
Fraktion. Wiederholt ergriff er im Plenum 
das Wort, setzte sich mit der reaktionä-
ren Haushalts-, Steuer- und Sozialpoli-
tik der Regierung auseinander und griff 
die bürgerliche Klassenjustiz an. Auf dem 
Außerordentlichen Parteitag in Halle/Saale 
(Oktober 1920), bei dem sich die USPD orga-
nisatorisch in zwei Flügel spaltete, wurde 
Eichhorn in das Zentralkomitee der Linken 
gewählt. Er zählte dort zu den eifrigsten 
Befürwortern eines Zusammenschlus-
ses mit der KPD. Dieser für die deutsche 
Arbeiterbewegung bedeutungsvolle Schritt 
wurde im Dezember 1920 in Berlin vollzo-
gen. Die Vereinigte Kommunistische Partei 
Deutschlands zählte danach 300 000 Mit-
glieder. Emil Eichhorn gehörte zu ihnen. 
Nach seinem Tod am 26. Juli 1925 schrieb 
„Die Rote Fahne“, er sei das Beispiel eines 
mutigen und kampfbereiten Revolutionärs 
gewesen. Günter Freyer



Seite 14 RotFuchs / Dezember 2011

Im vergangenen Jahr kippte das in Erfurt 
angesiedelte Bundesarbeitsgericht den 

Grundsatz der Tarifeinheit in einem Betrieb. 
Vorgänge dieser Art sind in der Geschichte 
der deutschen Arbeiterbewegung keines-
wegs neu. Es gibt nicht wenige Bei-
spiele plötzlicher Gründung durch 
die Unternehmer ausgehaltener 
Arbeiter-„Vertretungen“. Ich will 
einen solchen Fall hier vorstellen.
Am 12. November 1938 teilte das 
Amtsblatt für den Landesbezirk 
Berlin die scheinbar normale 
Umbenennung der Grünauer Bahn-
hofstraße in Büxensteinallee mit. 
Die Nazis hatten gute Gründe, 
den 1924 verstorbenen einstigen 
Hofbuchdruckereibesitzer Georg 
Büxenstein nachträglich auf sol-
che Weise zu „ehren“, waren doch 
seine Besitzungen in die Hände des 
von ihnen besonders geschätzten 
Hugo Stinnes übergegangen. 
Büxenstein war der „Prinzipal“ der 
Berliner Druckereibesitzer. Er tat das Sei-
nige, um Tarifverhandlungen zu unterlau-
fen. So findet sich die Feststellung: „Die 
Bemühungen der Kommission, in Verbin-
dung mit den Prinzipalen der Zeitungs-
druckereien Ergänzungsbestimmungen 
für den Zeitungssatz zu schaffen, waren 
erfolglos. Die Kommission hatte sich nach 
ihrer Konstituierung an den derzeitigen 
Vorsitzenden des hiesigen Zeitungsdrucke-
reivereins, Prinzipal Büxenstein, mit dem 
Ersuchen gewandt, dahin gehend wirken zu 
wollen, daß die Prinzipalität ebenfalls eine 
gleiche Anzahl aus ihrer Mitte wähle, wel-
che alsdann gemeinsam mit der Gehilfen-
kommission die Bestimmungen aufstellen 
sollten. Herr Büxenstein benachrichtigte 
hierauf im Auftrage der vereinigten Zei-
tungsdruckereien Berlins die Gehilfenkom-
mission, daß der § 39 des Tarifs die Art 
und Weise der Berechnungen von Zeitungen 
geregelt habe und daß deshalb eine Veran-
lassung zu Beratungen über diesen Gegen-
stand nicht vorhanden sei.‘“ Der § 39 aber 
enthielt die Bestimmung, wonach neu ein-
gestellte Arbeiter einen niedrigeren Lohn 
erhalten sollten.
Das führte zwangsläufig zu Konflikten, so 
bei der „Freisinnigen Zeitung“. „Der dor-
tige Geschäftsleiter hatte nach längeren 
Verhandlungen zugestanden, daß er dem 
jetzigen Personal das bisherige Verhältnis 
belasse, Neueintretende dagegen müßten 
nach den Prinzipalbestimmungen berech-
net werden. Das Personal ging auf dieses 
,Abschlachtungssystem‘ nicht ein, und ca. 
50 Kollegen legten die Arbeit nieder. Die 
Firma Büxenstein, telefonisch benachrich-
tigt, sandte sofort den zweiten Faktor und 
eine Anzahl Lehrlinge zur Aushilfe. Vom 
Personal ersucht, die Lehrlinge zurückzu-
ziehen, erklärte die Firma, mit ihren Lehr-
lingen machen zu können, was sie wolle“, 

Druckerei-Prinzipal und Arbeiterschinder
Warum die Nazis Grünaus Bahnhofstraße in Büxensteinallee umbenannten

las man 1912 in der „Geschichte des Vereins 
der Buchdrucker“. 
Jack London schrieb zu dieser Thema-
tik: „Nachdem Gott die Klapperschlange 
geschaffen hatte, die Kröte und den Vam-

pir, hatte er noch etwas von einer scheußli-
chen Substanz übrig, und daraus machte er 
einen Streikbrecher. Ein Streikbrecher ist 
ein zweibeiniges Tier mit einer verkorksten 
Seele, einem Wasserkopf und einem Rück-
grat, das aus einer Kombination von Gal-
lert und Kleister besteht. Wo andere das 
Herz haben, trägt er eine Geschwulst fau-
liger Prinzipien.“
Das im Vorjahr gefällte Urteil des Erfurter 
Bundesarbeitsgerichts öffnet den „Herz-
losen“ Tür und Tor. Ein aktuelles Beispiel 
aus Osnabrück: „Dort zwang die Polizei die 
Streikposten der Stadtreinigung dazu, Müll-
fahrzeuge passieren zu lassen. Am Steuer 
saßen von der Stadt zu Streikbrecherar-
beit genötigte 1-Euro-Jobber – ein klarer 
Verstoß gegen geltendes Recht“, berichtete 
die Dienstleistungsgewerkschaft ver.di im 
Internet.
Arbeitslose als Streikbrecher? In der Ge-
schichte der Gewerkschaftsbewegung ist 
auch das nicht unbekannt.

„Während einerseits der Arbeitslosenstand 
eine enorme Höhe hatte – Ende Septem-
ber 1894 gab es in der Branche rund 800 
Beschäftigungslose – wurden andererseits 
in einzelnen größeren Druckereien spezi-
ell von den Maschinensetzern eine unge-
heure Anzahl von Überstunden gemacht. 
Um das Überstundenunwesen (es wurden 
von einzelnen bis zu 40 Überstunden pro 
Woche geleistet) einzudämmen, verhan-
delte der Gauvorstand mit den Kollegen der 
in Betracht kommenden Druckereien, und 
es gelang hier und da, die Zahl der Über-
stunden einzuschränken. Bei der Firma 
Büxenstein & Becker kam es dabei zu einem 
Konflikt. Die Vertrauensleute der Arbeiter, 
die wegen einer Einschränkung der Über-
stunden vorstellig wurden, erfuhren eine 
brüske Abweisung. Sie wurden am folgen-
den Zahltag gekündigt.“ Georg Büxenstein 

war der ausgemachte Typ eines brutalen 
Ausbeuters. Er ging buchstäblich über Lei-
chen. Doch anläßlich seines Todes glorifi-
zierte ihn die „Vossische Zeitung“: „Mochte 
es sich um Setzmaschinen oder Stereotypen, 

um Vierfarbendruck oder Offset, 
um Bilanzgeheimnisse oder Zusam-
menschweißung von Gesellschaf-
ten, um Rudern oder Pferderennen, 
um Automobil- oder Reitsport, um 
Obstplantagen, Waidwerk oder 
Häuserbauten handeln, er ruhte 
nicht, bevor er die Technik bis ins 
kleinste als sein Eigentum besaß, 
so daß ihm kein Fachmann, kein 
Untergebener darin mehr imponie-
ren oder etwas vormachen konnte. 
Büxenstein hatte eine jugendliche 
Freude an den zahlreichen Aus-
zeichnungen, mit denen der Kaiser, 
die deutschen Fürsten und andere 
Potentaten ihn bedachten.“
Welche politische Farbe aber hat-
ten die Druckerzeugnisse bei Bü-

xenstein – „Berliner Neueste Nachrichten“, 
„Deutsche Warte“, „Deutscher Kurier“, „Deut-
sche Zeitung“ und zeitweise auch die „Kreuz-
Zeitung“.  „Meyers Handlexikon“ kam 1922 
nicht umhin, die „Deutsche Zeitung“ als 

„national-antisemitisch“ zu bezeichnen.
 Hans Horn

Eigentum verpflichtet
Über dem Kopf ein festes Dach,
Darunter hell und rein
Behaglichkeit macht  Sinne wach,
Daß jeder Tag entgegenlach’ –
Auch ohne Sonnenschein.

Gesundheit, Arbeit fehlen nicht,
Sind selber Eigentum –
Freud’, Würde bringend. Hieraus spricht:
Millionenfach heißt der Verzicht
Von Staatswegen kein Ruhm. 

Zeugt Eigentum den Milliardär
Als einzelne Person?
Wo nahm der Kerl das alles her?
Zumal, er giert nach immer mehr
In kriegerischem Ton.

Solch Eigentum beschneidet nur,
Ausbeutung ist der Sinn,
Gräbt lückenlos global die Spur –
Ganz gegen Mensch wie auch Natur –
Beherbergt Tod darin.

Der Untergang so imperial,
Gebiert unendlich Haß,
Stellt dich, Mensch, vor die erste Wahl:
Nimm, was der Milliardär dir stahl
Mit einem Volkserlaß!

E. Rasmus
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Wo der Geist von Goebbels wieder spukt
Über Aufbau und Verfall der Jugendhochschule am Bogensee

Etwa 15 km nördlich von Berlin liegt 
zwischen Klosterfelde, Wandlitz, 

Lanke und Prenden eines der schönsten 
Waldgebiete des Berliner Umlandes. Etwa 
500 m nordwestlich des Bogensees stößt 
man auf einen gewaltigen Gebäudekomplex. 
Für den überraschten Spa-
ziergänger hat das Ensemble 
repräsentativer Bauten fast 
etwas Unwirkliches. 
Bald nach dem Ende des Zwei-
ten Weltkrieges hielten Erich 
Honecker und Heinz Keßler 
Ausschau nach einem Anwe-
sen, das sich für eine zentrale 
Schulungsstätte der Freien 
Deutschen Jugend eignete. 
Beide gehörten seit der ersten 
Stunde zu deren Leitung. Der 
eine hatte 10 Jahre Haft hin-
ter sich, der andere war wegen 
Überlaufens zur Roten Armee 
in Abwesenheit zum Tode ver-
urteilt worden. 
Was jetzt geschah, mag wie ein 
makabrer Witz der Geschichte 
klingen. Am Bogensee entdeck-
ten die beiden das Objekt ihrer 
Begierde. Es handelte sich um 
die „Villa Waldhof“ des Nazi-
Propagandaministers Josef 
Goebbels! Dort, wo dieser 
einst seine antikommunistischen Greuel-
märchen ersann, um die deutsche Jugend 
in einen sinnlosen Krieg zu hetzen, soll-
ten nach Vorstellung der beiden Kommu-
nisten nun junge Leute dafür gewappnet 
werden, solchen Lügnern nie wieder auf 
den Leim zu gehen.
Am 9. März 1946 übergab die sowjeti-
sche Kommandantur in Bernau per Befehl  
Nr. 322 den Waldhof an die Provinzial-
Jugendkommission Brandenburg der erst 
zwei Tage zuvor gegründeten FDJ. Schon 
am 22. Mai wurde der erste Lehrgang an 
der Zentraljugendschule eröffnet. Etwa 40 
Teilnehmer waren angereist. In den Semi-
naren debattierte man über „das Wesen 
des Kapitalismus“ oder „Staat – Staats-
formen – Verfassung“. Ein Kurs dauerte 
damals zwei Monate.
Am 26. Mai 1946 hielt Wilhelm Pieck sei-
nen ersten Vortrag am Bogensee. Er sollte 
dort in den folgenden Jahren ein häufiger 
Gast sein. Am 14. September 1950 erhielt 
die Lehrstätte den Namen „Jugendhoch-
schule Wilhelm Pieck“.
Im Oktober 1950 überließ der Berliner 
Magistrat als Eigentümer des Geländes 
das gesamte Areal der FDJ. Da die Bauten 
aus den 30er Jahren für die Unterbringung 
der Hörer nicht mehr ausreichten, wurden 
zunächst Baracken errichtet, während 
man Pläne für eine neue Jugendhochschule 
auszuarbeiten begann.
Im September 1951 wurde das Vorha-
ben dann in Angriff genommen. Am  

16. Oktober erfolgte die Grundsteinlegung 
für das Lektionsgebäude. In den darauf 
folgenden Jahren entstand nach Entwür-
fen der Architekten Hermann Henselmann 
und Kurt Liebknecht ein eindrucksvol-
les Bauensemble. Dazu gehörten auch ein 

Kulturhaus und mehrere Studentenunter-
künfte. Prächtige Grünanlagen milderten 
die Strenge der Architektur, deren stilisti-
sche Nähe zum Neoklassizismus der heu-
tigen Berliner Karl-Marx-Allee sich nicht 
verleugnen läßt. 
1956 war der Komplex bezugsfertig. Der 
Lektionssaal bot bis zu 600 Personen Platz. 
Er gilt neben dem zweigeschossigen Spei-
sesaal im Kulturhaus als architektoni-
sches Glanzstück.
Längst wurde die Hochschule nicht nur 
von Deutschen besucht. In den folgenden 
Jahrzehnten absolvierten mehr als 15 000 
FDJler und über 4300 ausländische Hörer 
ein Studium am Bogensee. Sie alle wur-
den mit marxistisch-leninistischer Theo-
rie vertraut gemacht. Viele der Studenten 
waren illegal angereist, da sie in ihren Hei-
matländern politischer Verfolgung unterla-
gen. Mitglieder des südafrikanischen ANC, 
der namibischen SWAPO, der palästinen-
sischen PLO, Sandinisten aus Nikaragua 
oder der Pinochet-Diktatur entronnene 
Chilenen fanden hier Aufnahme. Täglich 
wurde proletarischer Internationalismus 
praktiziert. Die Jugendhochschule ver-
fügte mit 18 Fremdsprachenkabinen über 
die zweitgrößte Simultansprechanlage 
der DDR. 
Oft war die Bildungsstätte Gastgeber für 
Prominente. Kurt Masur dirigierte hier das 
FDJ-Sinfonieorchester, der Schriftsteller 
und erste DDR-Nationalpreisträger Eduard 
Claudius las aus seinen Werken, und DDR-

Kosmonaut Sigmund Jähn wurde begei-
stert empfangen. Neben Jorge del Prado, 
dem Generalsekretär der KP Perus, gehörte 
auch Nikaraguas Präsident Daniel Ortega 
zu den am Bogensee Begrüßten. 
Die abgeschottete Lage des Objekts stieß 

verständlicherweise auch auf 
Kritik. Im Umland sprachen 
manche vom „Roten Kloster“. In 
späteren DDR-Jahren machte 
sich wie anderswo auch eine 
ritualisierte Erstarrung im 
Lehralltag breit. Innere Pro-
bleme der DDR wurden ver-
drängt oder schöngeredet, 
freimütige Diskussionen fan-
den immer seltener statt.
Konterrevolution und Anne-
xion der DDR bedeuteten 
1989/90 auch für die Jugend-
hochschule das Aus. Die Mit-
arbeiter – zuletzt waren es 328 
– wurden nach und nach ent-
lassen. Das Gelände fiel wieder 
an das Land Berlin. Ab 1991 
stand das Areal dem „Inter-
nationalen Bund für Sozialar-
beit“ zur Verfügung, der sich 
mit „Attributen westlicher 
Freiheit“ wie Arbeits- und 
Obdachlosigkeit befaßte. Er 
betrieb ein Hotel und führte 

Seminare, Fortbildungskurse und beruf-
liches Training durch. Doch das „rechnete“ 
sich nicht. 1999 wurde die Nutzung des 
Objekts eingestellt.
Seitdem liegt das 150 000 qm große Gelände 
brach. Die Gebäude sind dem Verfall preis-
gegeben, obwohl sie 1999 unter Denkmal-
schutz gestellt wurden. Die große Plastik 
auf dem Lektionsgebäude wurde zerstört. 
Niemand will es gewesen sein. Ein Wach-
dienst soll fortan Vandalismus verhin-
dern, doch Kälte und Feuchtigkeit lassen 
die Schäden weiter anwachsen. 
Und auch diese „Errungenschaft“ der BRD 
fehlt nicht: Nazi-Sympathisanten umschlei-
chen ständig die einstige Goebbels-Villa 
und bringen den Ort in Verruf. 
2008 schrieb Berlin das Gelände zum Ver-
kauf aus. Doch sämtliche Nutzungskon-
zepte scheiterten. Inzwischen denkt man 
an einen Teilabriß. Erinnerungen an die 
Zerstörung des Palastes der Republik wer-
den wach.
Retten kann man die Jugendhochschule 
nur, wenn man sie dem Vergessen ent-
reißt. Einem der eindrucksvollsten Bau-
ensembles der DDR, das mit dem Namen 
ihres Präsidenten verbunden war, droht 
der Untergang. Dabei steht mitten im Wald, 
nicht weit von Berlin, eine komplette Uni-
versitätsstadt. Ihr Schicksal ist ein Spie-
gelbild der geistig-kulturellen Armut eines 
reichen Staates, der Kriege führt und seine 
Jugend wie einst der braune Hausherr am 
Bogensee in diese schickt.  Ulrich Guhl

Teilnehmer des internationalen Lehrgangs 1974/75 vor dem Haupt-
gebäude
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Herbstliche „Manöverkritik“
Warum man sich stets auch an das Lachen von  

Marx und Engels erinnern sollte

Als die bunten Blätter fielen und es herb-
stete, klopfte der Oktober-„RotFuchs“ 

bei mir an, und wir unternahmen einen 
gemeinsamen Spaziergang. Tolstoi sollte 
uns begegnen: „... die größten Taten gehen 
unter. Märchen aber leben, wenn sie gut 
sind, sehr lange.“ Märchenhaftes und 
Bewahrenswertes erfuhr ich über Wil-
helm Pieck, Bernard Koenen, Gerald Göt-
ting, Margot Käßmann ... Ob die „großen 
Taten“ von Besier, den Baulöwen und 
Frau Sauer einmal untergehen werden? 
Und schließlich gabelten sich zwischen 
Bewahrenswertem und „großen“ Taten 
auch die eigentümlichen Wege der PDL 
„unter einem Dach“.
So richtig munter wurden wir aber erst, 
als wir bei der Wegmarkierung 26 auf 
eine Karikatur stießen … „Nun unterbre-
chen wir unsere Werbung für 3 Minuten 
Spielfilm“, stand darunter. Ein Knaller! 
Das tapfere Schneiderlein hätte in diesem 
Augenblick auf seinen Gürtel gestickt: 
„Einer auf einen Streich!“ Ein Blick und der 
ganze TV-Rummel ist entlarvt. Lachend 
und mit effet!
Ja, das Lachen. Nicht zu glauben, 1987 
brachte Dietz „Heiteres und Bissiges 
von Marx und Engels“ heraus. Gab’s das 
wirklich? Da fiel uns Heinz Kahlau ein: 
„Überall, wo die Porträts der Klassiker 
des Marxismus gezeigt werden, macht 
es mich traurig, daß sie so ernst auf uns 
schaun ...“
Dabei waren die beiden Rheinländer doch 
ganz anders. Eleanor Marx meinte, es gäbe 
keine komischere Legende über ihren Vater 
als jene, ihn als eine Art Donnergott hinzu-
stellen. Alle Kampfgefährten schilderten 
die beiden als sehr humorvoll. Engels ging 
da sogar noch weiter: „Hätt’ ich 5000 fr.  
Renten, ich tät’ nichts als arbeiten und 
mich mit Weibern amüsieren, bis ich 
kaputt wär’. Wenn die Französinnen nicht 
wären, wär’ das Leben überhaupt nicht 
der Mühe wert“, schrieb er an Marx.
War das nicht ungeheuerlich? Ein wie Karl 
für die Historie auserwählter Roter als 
krasser Abweichler vom Ernst der Partei, 
von sozialistischer Moral und Ethik! So 
kann aus der führenden Rolle auf Dauer 
nichts werden!
Das zeigte sich aber erst sehr viel später. 
Helmut Timm aus Groß Nemerow denkt 
schon mehr als 20 Jahre darüber nach, 
warum das Kind 1989 in den Brunnen 
gefallen ist. Ihn trafen wir an der Weg-
markierung 30. 
Es muß wohl auch am fehlenden Lachen 
gelegen haben ... Wenn man mit gehö-
rigem Abstand in das todernste Partei-
statut hineinschaut ... Da war er nun 
eines Tages eingetreten, der noch kleine 
Genosse. Doch was dem so alles entge-
genschlug! Eingedeckt wurde er allein 

elfmal mit den Worten: „Er ist verpflich-
tet …“. Am schlimmsten aber war, daß er 
furchtlos Mängel in der Arbeit aufdecken 
sollte, sogar ohne Ansehen der Person. An 
Mängeln war kein Mangel, und auch nicht 
an Personen, die dazugehörten. Aber ohne 
Ansehen …?
Zur Wahl gehen sollte dem Wähler Freude 
bereiten: Ich, der Bürger, bestimme 
dadurch, wer mich fortan vertritt! Hm ... 
Die Liste einer Partei kreuzte er allerdings 
am 20. 0ktober 1946 zum letzten Mal an. 
Dabei wurde die im April jenes Jahres 
aus KPD und SPD hervorgegangene SED 
in den fünf östlichen Ländern sogar sehr 
oft angekreuzt. Dann aber gab es 43 Jahre 
lang nur noch eine „Front“ und die „füh-
rende Rolle“. Wilhelm ging, Walter kam, 
Erich blieb und wollte bleiben. Andere 
auch. Der Bürger schaute bei alldem nun 
allerdings nur noch zu. Basta!
Als ’89 das letzte Jahr eingeläutet wurde, 
fand die Mai-Wahl statt. Rund 1 Pro-
zent Gegenstimmen vermerkte das offi-
zielle Protokoll. Und auch im ND vom 
3. August offenbarte man verblüffende 
Realitätsferne: „Die Arbeitsproduktivi-
tät stieg in der DDR im Durchschnitt pro 
Jahr um 4,2 % ... In Japan waren es nur 
3,6, in Frankreich 3,2, in der BRD 2,5 
und in den USA 1,4 %.“ Texte dieser Art 
wirbelten damals in den Parteiorgani-
sationen allerhand Staub auf. Doch Ochs 
und Esel sollten keine Chance haben, 
den Sozialismus in seinem Lauf aufzu-
halten, die Mauer überdies weitere 100 
Jahre stehen. 
In Dresden fuhren unterdessen Autos mit 
einem weißen (Ausreiseantrag gestellt), 
einem grünen (ich darf ) oder einem 
schwarzen Fähnchen (abgelehnt) an der 
Antenne durch die Straßen. Die Warte-
zeiten für Trabant betrugen inzwischen 
... Der 1-Megabit-Schaltkreis wurde als 
Wunder angepriesen … Auf der Best- 
arbeiterkonferenz erfand Schabowski 
einen Wartburg mit fünf Rädern … 
Mit der vom Statut verlangten furchtlo-
sen Aufdeckung der Mängel haperte es 
leider mächtig, sonst hätte es den Herbst 
89 so wohl kaum gegeben. Selbst Karl und 
Friedrich wären dran gewesen, wenn sie 
sich allzu furchtlos gezeigt hätten. 
Als am 4. November auf dem Alex keines-
wegs nur von Gegnern des Sozialismus 
protestiert wurde, war die DDR noch nicht 
unmittelbar in Gefahr. Doch die Führung 
spielte „Kaninchen im Rübenfeld“… 
Irgendwie hatte der Bürger das all die 
Jahre DDR weggesteckt. Dabei halfen ihm 
die fast 8000 Kinderkrippen und 14 000 
Kindergärten, nur noch 4,7 Totgeborene 
auf 1000 Geburten – 1950 waren es noch 
21,7 gewesen. Ein Weißbrot bekam man für 
52 Pfennige, die Kilowattstunde kostete 8, 

anderthalb Millionen Pioniere gehörten 
den „Timur-Trupps“ an, die DDR war ein 
Lese- und Sportland, es gab Täve Schur, 
Oertel, Herricht, Preil und Helga Hahne-
mann. Stolz war man auf die Semperoper, 
den Berliner Fernsehturm, Erichs Lam-
penladen, Henselmanns nach Karl Marx 
umbenannte Allee, den Warnemünder Tee-
pott. Und es half den Menschen in der DDR 
überdies, was da in der Welt geschah: im 
Vietnam des Onkels Ho, in Fidels Kuba, 
im Chile Allendes, der den Kindern Milch 
gab, Nasser, Gagarin, Mandela, Arafat. 
Auch Nikita mit seiner „Wurst am Sten-
gel“ gehörte eine Weile dazu.
Nicht viel zu lachen gab es, wenn sich 
Lieblinge wie Eberhard Cohrs, Man-
fred Krug, Angelika Domröse und Hil-
mar Thate aus der DDR verabschiedeten 
oder Leute wie Heym, Harich und Bahro 
anders zu denken begannen. Dabei hat-
ten Karl und Friedrich doch gerade auch 
mit Andersdenkenden besonders eifrig 
korrespondiert.
„Vor hellem, lustigem Lachen flüchtet sich 
das Elend wie der Teufel vor dem Hah-
nenschrei“, schrieb Wilhelm Liebknecht, 
obwohl die Situation auch zu seiner Zeit 
nicht gerade rosig war. Es kommt immer 
auf die richtigen Leute „oben“ an – mit 
einer geistigen Nähe auch zu Morgenstern, 
Tucholsky, Kästner, Ringelnatz oder zu 
den versteckten Weisheiten in Hašeks 

„Schwejk“, Swifts „Gulliver“, Spörls „Feuer-
zangenbowle“, de Costers „Tyll“ und ande-
ren. In den ersten schweren Jahrzehnten 
hatten wir ja Genossen dieses Kalibers an 
der Spitze. Man hörte ihnen gerne zu und 
folgte ihren Argumenten. Doch die Mai-
Losungen späterer Jahre oder die Lan-
geweile verbreitenden Parteitagsreden, 
deren Inhalt man – zumindest seit den 
70er Jahren – stets vorausahnen konnte, 
waren da seichterer Natur.
Mit dem mich auf dem Oktober-Spazier-
gang begleitenden „RotFuchs“ war ich 
mir darin einig, daß es bei allem Verdruß 
über das, was andere Wiedervereinigung 
nennen, und dem dabei Herausgekomme-
nen oder noch zu Befürchtenden von Wert 
ist, das Lachen nicht zu vergessen. Es war 
nicht alles schön bei uns, weshalb es ja 
auch peu á peu zu versiegen drohte. 
Dabei gilt: Gesunder Zweifel muß sich 
mit dem Festhalten an Bewahrenswer-
tem mischen. Und vor allem sollte man 
an die Heranwachsenden denken, damit 
sie wenigstens ein Stück vom Staffelstab 
übernehmen können – und zwar nicht 
mehr bei einer so verwirrenden Ver-
eins- und Gruppenvielfalt mit mehr oder 
weniger marxistischer Färbung, wie sie 
zu schildern Götz Dieckmann in seiner 
Rostocker Rede gezwungen war. 

Klaus Horn, Großdobritz
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Ein „präventiver Feuerring“ um China
BRD-Akademie für Sicherheitspolitik nahm Asien ins Visier

Deutsche Außenpolitik-Experten 
rechnen mit massiver Aufrüstung 

in Ostasien und schließen militärische 
Aggressionen der USA gegen China nicht 
aus. Die Vereinigten Staaten verstärkten 
ihre „Militärpräsenz in der Region“ und 
seien gemeinsam mit ihren Verbündeten 
dabei, einen „präventiven Feuerring“ um 
die Volksrepublik zu legen, hieß es im Juli 
auf einer Tagung an der Bundesakademie 
für Sicherheitspolitik in Berlin. Die Teil-
nehmer, darunter hochrangige deutsche 
Militärs, loteten aus, welche Haltung die 
großen Staaten Asiens heute gegenüber 
Beijing einnähmen und ob in den jewei-
ligen nationalen Militärstrategien eine 
Konfrontation mit China als mögliches 
oder wahrscheinliches Zukunftsszenario 
gelte. Das Ergebnis bildet die Zwischen-
bilanz der westlichen Bemühungen ab, 
Verbündete gegen den chinesischen Riva-
len zu gewinnen. Berlin, dessen Aktivi-
täten auf der Bundesakademie-Tagung 
nicht ausdrücklich gewürdigt wurden, 
ist seit Jahren dabei, potentielle Gegner 
der Volksrepublik massiv aufzurüsten, 
darunter Südkorea, das in den vergange-
nen Jahren zeitweise der weltweit größte 
Abnehmer deutschen Kriegsgeräts war. 
Die Bundeswehr ergänzt die Aufrüstung 
der betreffenden Staaten um militärpo-
litische Kooperation.
Als Organisatoren der Tagung des zen-
tralen militärpolitischen „think tanks“ 
(Denktanks) der Bundesregierung traten 
die CDU-nahe Konrad-Adenauer-Stiftung 
und der Trierer Universitätsdozent Mar-
tin Wagener auf. In dessen Seminaren 
wird gefordert, die militärpolitischen 
„Fesseln“ des Grundgesetzes abzuschüt-
teln, um der BRD größeren „Handlungs-
spielraum“ zu verschaffen. 
Dabei halten deutsche Militärs, wie auf 
der Tagung ein Brigadegeneral aus dem 
Bundesministerium der Verteidigung 
erläuterte, das Potential der chinesischen 
Streitkräfte auf absehbare Zeit nicht für 
eine Bedrohung westlicher Interessen. 
Einer „militärischen Auseinandersetzung 
mit den USA“ sei die Volksbefreiungs-
armee keinesfalls gewachsen; vielmehr 
sei sie technologisch „zehn bis zwanzig 
Jahre“ im Rückstand. Zudem sehe sich 
Beijing weiterhin „in der konfuzianischen 
Tradition einer harmonischen Politikge-
staltung, die beispielsweise im Rahmen 
der UNO auf Kooperation setze“, wird der 
Brigadegeneral zitiert. Ziel der chinesi-
schen Regierung sei daher die „Projektion 
von Fähigkeiten zur Abschreckung“. An 
einem „Wettrüsten in der Region“ sei die 
Volksrepublik nicht interessiert.
Ganz im Gegensatz dazu attestierte der 
erwähnte Prof. Wagener den Vereinigten 
Staaten, sich im „allgemeinen Streit um 
die Vorherrschaft in Ostasien“ auf „einen 
potentiellen militärischen Schlagabtausch 

mit der Volksrepublik“ vorzubereiten. Wa-
shington halte nicht nur die Bündnisse 

„mit Japan, Südkorea, Australien, Thai-
land und den Philippinen“ aufrecht, es 
verfüge darüber hinaus auch „über eine 
Vornepräsenz“ von rund 75.000 Soldaten 
in der Region – und das „ohne Hawaii“. 
Washington verbessere seine Raketen-
abwehr, treibe die „Arbeiten am AirSea-
Battle-Konzept“ voran, diversifiziere auch 
sein „Militäraufgebot in Ostasien“ und 
baue „Guam als Ausweichbasis u. a. für 
den Fall aus, daß man die Stützpunkte 
in Nordostasien verliere“. Die US-Mili-
tärpräsenz ähnele „insgesamt (...) einem 
‚Feuerring‘, der präventiv um China gelegt 
wird und den Washington im Konflikt-
fall auch durchaus zu aktivieren gewillt 
ist“, läßt sich Wagener zitieren. 
Eine zumindest potentiell konfrontative 
Haltung gegenüber Beijing ist der Berliner 
Tagung zufolge von zentralen US-Verbün-
deten in der Region zu erwarten. Keinerlei 
Zweifel herrschen im Falle Japans. Zwar 
fahre Tokio „zweigleisig“ und strebe auch 
eine „Einbindung Chinas“ an, hieß es; 
doch fielen „die Ergebnisse dieser Bemü-
hungen eher bescheiden aus“. Daher habe 
die Regierung Japans eine „strategische 
Neuausrichtung“ beschlossen und das 
Militäraufgebot auf Okinawa und den 
Nansei-Inseln verstärkt. Auch suche Tokio 
trotz aller Spar-zwänge „seine militäri-
schen Fähigkeiten zu steigern und das 
Bündnis mit den USA zu stärken“. Ähn-
liches gilt für Südkorea, das umfänglich 
aufrüstet und in den Jahren 2004 bis 2008 
der viertgrößte Käufer auf dem weltwei-
ten Markt für Kriegsgerät war. Über die 
geostrategische Ausrichtung der südko-
reanischen Streitkräfte heißt es beim 
Bonn International Center for Conver-
sion (BICC), die Verteidigungsdoktrin des 
Landes gehe von einer vielfältigen „Bedro-
hungslage“ aus. Man kalkuliere durchaus 
auch Auseinandersetzungen mit China 
ein. Das BICC verweist außerdem auf die 

„starke Präsenz von US-amerikanischen 
Truppen“ in Südkorea.
Skeptisch waren die Experten hinsicht-
lich der Bemühungen des Westens, Indien 
in seine antichinesische Front einzubin-
den. Die „Modernisierung der indischen 
Streitkräfte“ sei „nicht gegen die Volksre-
publik, sondern gegen Pakistan gerichtet“, 
hieß es. Dem Rivalen China hinkten die 
indischen Streitkräfte technologisch so 
weit hinterher, daß kaum eine wirkliche 
Aussicht auf ein Gleichziehen bestehe. 
Ebenfalls diskutiert wurde die Stellung 
Rußlands. In der deutschen Hauptstadt 
wird schon lange gerätselt, ob Moskau 
sich im Falle des Falles auf die Seite Chi-
nas schlagen könne. Diese Befürchtung 
ist nach den Ergebnissen der Berliner 
Tagung unbegründet. Zwar unterstütze 
Moskau Beijing mit Rüstungslieferungen, 

und es gebe – etwa im Rahmen der SCO 
(Shanghai Cooperation Organization) – 
durchaus eine punktuelle militärpoliti-
sche Kooperation mit Stoßrichtung gegen 
die USA. Doch sei diese „aufgrund der sehr 
unterschiedlichen Interessenlagen eher 
instabil und selektiv“. Berlin unterstützt 
das sich abzeichnende Bündnis gegen 
Beijing mit der Lieferung von Kriegsge-
rät in großem Stil. Deutsche Konzerne 
exportierten vor allem Kriegsschiffe nach 
Seoul. Für das Jahr 2008 verzeichnete der 
Rüstungsexportbericht der Bundesregie-
rung Südkorea sogar auf Platz eins der 
weltweiten Rangliste deutscher Waffen-
käufer. Umfangreiche deutsche Rüstungs-
exporte gingen auch an mehrere Staaten 
Südostasiens, die wegen ihrer Territori-
alstreitigkeiten mit China um verschie-
dene Inselgruppen als – zumindest im 
Ernstfall – Verbündete des Westens gel-
ten. Deutsche Panzerlieferungen brachten 
zuletzt Singapur unter die Top 10 deut-
scher Rüstungskäufer. 
Über „Geschäftsabschlüsse“ hinaus strebt 
die Bundeswehr einen Ausbau der Mili-
tärkooperation mit wichtigen Verbünde-
ten des Westens gegen die Volksrepublik 
China an. Dies gilt unter anderem für 
Südkorea, Japan und Indien. 
Im globalen Konkurrenzkampf um den 
Zugriff auf industriewichtige Ressourcen 
kündigte Berlin den Abschluß einer „Roh-
stoffpartnerschaft“ mit der Mongolei an. 
Das Land, das Bundeskanzlerin Angela 
Merkel im Oktober bereiste, gehört zu 
den rohstoffreichsten Staaten weltweit. 
Insbesondere verfügt es über sogenannte 
Seltene Erden, die für die Produktion 
moderner Technologie unverzichtbar 
sind. Mit der „Rohstoffpartnerschaft“ 
sucht die Bundesregierung einen Rah-
men zu schaffen, um BRD-Firmen einen 
privilegierten Zugriff auf die begehrten 
Bodenschätze zu sichern. Als Einstieg in 
die profitable Kooperation gilt ein Milli-
ardenprojekt, das hochwertige mongoli-
sche Kohle für Werke von ThyssenKrupp 
in Europa sichern soll. Die Zusammenar-
beit zwischen der BRD und der Mongolei 
hat eine militärpolitische Dimension und 
gewinnt Bedeutung für die Einkreisung 
Chinas durch den Westen.

Aus: „Informationen zur deutschen 
Außenpolitik“ (german-foreign-policy.com)

Herzlich beglückwünschen wir 

Lydia Just 
aus Berlin, die am 7. Dezember ihren 
80. Geburtstag begeht. Sie gehört von 
Beginn an zur RF-Leserschaft und hat 
sich als treue Genossin durch Zuverläs-
sigkeit und Einsatzbereitschaft ausge-
zeichnet.
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Einziges Kriegsziel: das schwarze Gold
Libyen förderte vor dem NATO-Überfall 2 % des Erdöls der Welt

Die Libyen betreffende Resolution 1973 
des UN-Sicherheitsrates vom 17. März 

2011 bestand im wesentlichen aus drei 
Punkten. Sie forderte einen Waffenstill-
stand zwischen „Aufständischen“ und 
der Regierung sowie das Ende der Gewalt, 
d. h. den Schutz der Zivilbevölkerung; 
die Lösung des Konflikts unter Einbe-
ziehung von Vermittlern; die Einrichtung 
einer sogenannten Flugverbotszone. Aus-
geschlossen wurden die Lieferung von 
Waffen und der Einsatz ausländischer 
Bodentruppen. 
Aus heutiger Sicht war diese Resolution 
eine neue Variante der Eröffnung eines 
Krieges von NATO-Staaten, bei dem es 
unter Ausnutzung der „arabischen Revo-
lutionen“ um den ungehinderten Zugang 
zum Erdöl und die Neuaufteilung der 
Herrschaftsgebiete ging. Es steht ein-
deutig fest, daß die UN-Resolution dem 
völkerrechtswidrigen militärischen 
Eingreifen zunächst einzelner ihrer 
Staaten und dann der NATO in einen 
innerlibyschen Konflikt den Anschein 
von Rechtmäßigkeit verschaffen sollte. 
Sie ermöglichte damit NATO-Staaten 
wie Frankreich und Großbritannien, die 
erwiesenermaßen Bodentruppen bei den 
Auseinandersetzungen einsetzten und die 
libyschen „Rebellen“, die später sogar in 
„Revolutionäre“ umgetauft wurden, mit 
Waffen, Geld und militärischen Infor-
mationen zu beliefern. Die Bodentrup-
pen waren getarnte Spezialeinheiten, die 
neben der Ausbildung von Aufrührern 
direkt mit Waffen und Know-how in die 
Kämpfe eingriffen, um die Herrschaft des 
Revolutionsführers Gaddafi zu beenden. 
Insbesondere die Briten setzten und set-
zen Veteranen der Irak- und Afghanistan-
Kriege sowie reguläre Armeeverbände ein. 
Truppen aus Jordanien und Katar kämpf-
ten an der Seite der NATO. Es fragt sich, 
ob ausländische Kampfverbände nicht 
selbst Kriegsverbrechen begangen oder 
ermöglicht haben.

Etwa 22 000 NATO- und rund 5000 US-
Luftangriffe fanden statt – insgesamt 
also 27 000 Luftschläge gegen die nur    
30 000 Mann umfassende libysche Armee 
und die Bevölkerung. Die Überlegenheit 
der NATO-Kräfte war so erdrückend, daß 
es erstaunlich ist, wie legale libysche 
Truppenverbände sechs Monate lang 
Widerstand leisten konnten. Das Nach-
richtenmagazin „Rußland heute“ wies 
nach, daß Franzosen und Briten regel-
rechte Kommandostäbe in der Umge-
bung der Stadt Es-Suwai-tin im Osten 
Libyens unterhielten, um von dort aus 
die Kriegshandlungen zu koordinieren. 
NATO-Soldaten aus der BRD hatten bei 
all dem „lediglich“ die Aufgabe der „Ziel-
auswahl“ für den Einsatz der NATO-Luft-
waffe. Bereits im Irak-Krieg waren Ziele 
für die amerikanischen Bomber und Rake-
ten durch BND-Leute ausgesucht worden. 
Aber auch Waffen aus bundesdeutscher 
Produktion tauchten bei den „Rebellen“ 
auf. Wie Kriegsberichterstatter wissen 
ließen, waren keineswegs nur militäri-
sche Objekte im Visier der Luftkrieger, 
sondern Libyens gesamte Infrastruktur, 
wie das die NATO bereits auf den Kriegs-
schauplätzen in Irak und im Kosovo prak-
tiziert hatte. 
Unter der Schlagzeile „Die Jagd hat 
begonnen“ freute sich die „Welt kom-
pakt“ vom 2. September darüber, daß es 
im Krieg auf nordafrikanischem Boden 
um den Zugang zum libyschen Erdöl 
gegangen sei. Frankreich werde dabei 
der Hauptnutznießer des Umsturzes sein. 
Die Pariser Zeitung „Liberation“ veröf-
fentlichte einen Brief vom 3. April d. J., 
in dem die „Aufständischen“ Frankreich 
35 Prozent des gesamten libyschen Öls 
als Gegenleistung bei umfassender mili-
tärischer Unterstützung des „Rebellenra-
tes“ zusicherten. Dabei geht es um keinen 
Pappenstiel, bedenkt man, daß in Libyen 
vor dem NATO-Überfall täglich 1,6 Mil-
lionen Barrel gefördert worden sind. 
Sicherlich steht das in engem Zusammen-
hang damit, daß sich Italiens Regierung 
anfangs zögerlich am Krieg gegen sei-
nen arabischen Öllieferanten beteiligte. 
Die Apenninen-Republik dürfte daher 
ihre privilegierte Stellung im Libyen-
Geschäft verlieren. Selbst Katar und die 
Türkei finanzierten die „Rebellen“ von 
NATO-Gnaden, um ein Stück vom Ölku-
chen zu erlangen. In den Startlöchern 
stehen unterdessen die Ölkonzerne BP, 
Total und Qatar Petroleum. 
Desgleichen geht es um die Wahrneh-
mung deutscher Interessen. Die BRD 
bezog 2010 ca. 7,7 % ihrer Erdölimporte 
aus Libyen, während Italien 22 %, Frank-
reich 15,7 %, Großbritannien 8,5 %, Irland 
23,3 % und Spanien 12,1 % von dort erhiel-
ten. Die Großkonzerne BASF (Winter-
hall) und RWE (Dea) unterhalten eigene 

Fördergesellschaften in Libyen. Deren 
Anlagen blieben bei den Kriegshandlun-
gen und ungeachtet massiver NATO-Bom-
bardierungen zu 90 % intakt. Das dürfte 
kein Zufall sein. 
Natürlich geht es auch um den Wiederauf-
bau der teilweise zerstörten Infrastruk-
tur, für den sich britische, französische 
und türkische Bauunternehmen lukra-
tive Aufträge ausrechnen. Erst zerstö-
ren, dann sich die Rohstoffe aneignen 
und schließlich am Wiederaufbau kräf-
tig verdienen – so sieht das Konzept zur 
Plünderung Libyens aus. Das libysche 
Volk muß sich darauf einstellen, daß jetzt 
die NATO-Mächte den Fahrplan für die 
Zukunft ihres ressourcenreichen Landes 
bestimmen. 
Nichts ist ausgeschlossen, auch kein 
zweiter Irak mit bürgerkriegsähnlichen 
Zuständen auf Dauer. 
Das Fazit lautet: Durch die UNO-Resolu-
tion 1973, gegen die – anders als im Falle 
Syriens – kein ständiges Sicherheitsrats-
mitglied ein Veto einlegte, wurde nicht 
nur das Völkerrecht mit Füßen getreten, 
sondern auch die brutale Einmischung 
der NATO in Libyens innere Angelegen-
heiten ausdrücklich sanktioniert. 
 Dr. Ulrich Sommerfeld, Berlin

Am 28. Oktober ist der standhafte 
Kommunist

Leonhard Helmschrott 
aus Schöneiche, Gründungsmit-
glied des Nationalkomitees Freies  
Deutschland, langjähriger Chefre-
dakteur der Tageszeitung „Bau- 
ernecho“ und Mitglied des Staats-
rates der DDR im Alter von 90 Jah-
ren verstorben.
Der „RotFuchs“-Förderverein war 
stolz darauf, einen so erprobten 
Genossen unter seinen Mitgliedern 
zu wissen. Wir trauern um ihn und 
sprechen den Angehörigen unser 
aufrichtiges Beileid aus.
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Obamas Flucht in den „Befreiungsschlag“
Eine zweite Amtszeit des ersten schwarzen Präsidenten im Weißen Haus?

Es ist an der Zeit, den politischen Zirkus 
zu beenden und etwas für die Wirt-

schaft zu tun.“ Mit dieser Aufforderung 
hatte sich Präsident Barack Obama an die 
Abgeordneten und Senatoren des US-Kon-
gresses gewandt. In den letzten Monaten 
– besonders seit dem dramatischen Tau-
ziehen zwischen Präsident und Parteien 
zur zeitweiligen Verdrängung solcher 
Staatskatastrophen wie der drohenden 
Zahlungsunfähigkeit bei bereits redu-
zierter Kreditwürdigkeit der USA – fan-
den im Parlament der Vereinigten Staaten 
heftige politisch-ideologische Auseinan-
dersetzungen zwischen Demokraten und 
Republikanern statt. Besonders taten sich 
dabei die Aktivisten der scharf rechts 
gerichteten Tea-Party-Bewegung unter 
den mehr als 80 republikanischen Frisch-
lingen im Repräsentantenhaus hervor. 
Seitdem befinden sich die Obama-Admi-
nistration und der 112. US-Kongreß auf 
dem Weg zum nächsten politischen Show-
down: Bis zum 23. Dezember müssen sich 
der Präsident und dessen Demokraten mit 
den Republikanern der Grand Old Party 
(GOP) auf massive Haushaltskürzungen 
einigen, da sonst die im Sommer 2011 ver-
einbarten automatischen Mechanismen in 
Kraft träten, die auch den Rüstungs- und 
Streitkräfte-Haushalt massiv tangieren 
würden, was nicht passieren darf. 
Im Sommer erlebte die USA-Bundeshaupt-
stadt einen regelrechten „politischen Zir-
kus“. Obama warnte die derzeit nicht am 
Ruder befindliche GOP vor einer Blok-
kadehaltung und erklärte: „Die Zeit für 
Washingtoner Spiele ist vorbei.“ Auf ihm 
lastete bereits der Druck aller republi-
kanischen Bewerber um das 2012 neu zu 
vergebende höchste Staatsamt. Deren 
gemeinsame Losung lautet: „Keine zweite 
Amtszeit für Barack Obama!“
Ein Befreiungsschlag war also mehr als 
überfällig. Obama entschied sich für 
eine politische Offensive gegen weiter 
rechts stehende Kräfte, vor allem gegen 
die drei übriggebliebenen von zunächst 
neun potentiellen republikanischen Riva-
len: Michelle Bachman, Mitt Romney und 
Rick Perry. 
Basis, Führung und hauptsächliche Geld-
geber der GOP sind mit dem US-Kongreß, 
in dem die Partei zwar die Mehrheit 
eroberte, der aber in der Bevölkerung nur 
geringen Widerhall findet, ebenso unzu-
frieden wie mit den derzeitigen Anwär-
tern auf das Weiße Haus. Man konnte 
bei deren gemeinsamen Fernsehauftrit-
ten ihre unverkennbare Blässe und eine 
gewisse Hektik beobachten. Die GOP-
Spitze sucht deshalb weiter nach einem 
wirklich zugkräftigen Herausforderer 
Obamas, der die Partei und deren Stamm-
wähler einerseits für konservative Grund-
überzeugungen motivieren kann, sich 
aber zugleich moderat zu bewegen weiß.

Im September erfuhr die Öffentlichkeit 
durch die Medien, wie der erste schwarze 
Präsident in der Geschichte der USA sei-
nen Befreiungsschlag zu führen gedenkt, 
um aus der permanenten Job-Krise her-
auszukommen und seine Wiederwahl zu 
sichern. Obamas Konzept besteht aus zwei 
Teilen:
Erstens soll das Beschäftigungsgesetz 
(American Jobs Act) die „Wende auf dem 
Arbeitsmarkt“ herbeiführen und die hohe 
Erwerbslosigkeit drastisch reduzieren. 
Dazu dient eine Finanzspritze von 447 
Mrd. Dollar, um der Konjunktur auf die 
Sprünge zu helfen und mindestens eine 
Million neue Jobs im öffentlichen Dienst 
wie in der Privatwirtschaft zu schaffen.
Am 8. September begründete Obama den 
Gesetzentwurf vor beiden Kammern des 
Kongresses. Nur vier Tage später reichte 
er bereits den endgültigen Text ein und 
ersuchte die Parlamentarier um rasche 
Beschlußfassung. Schwerpunkte des 
Pakets sind: staatliche Investitionen in 
Milliardenhöhe, reduzierte Sozialabga-
ben für Beschäftigte und Unternehmer, 
Steueranreize für Investitionssteigerung, 
Maßnahmen gegen Arbeitslosigkeit sowie 
Finanzspritzen für US-Bundesstaaten 
und Kommunen. 
Am 26. September erhielt Obamas Projekt 
die Zustimmung einer deutlichen Mehr-
heit im Senat, was den Weg zur Budget-
Sicherung im komplizierten nächsten 
Haushaltsjahr bahnte und den staatlichen 
Finanzkollaps zunächst abwendete. Das 
Haushaltsjahr 2012 begann am 1. Oktober, 
und der Regierung darf das Geld im Vor-
feld der nächsten Wahlen nicht ausgehen. 
Auch das Repräsentantenhaus stimmte 
dem Gesetz bald darauf zu. 
Zweitens legte Obama Spar- und Steu-
erprogramme auf. Dabei stehen sowohl 
das Budget als auch spezielle Regelun-
gen auf den Gebieten Arbeit, Steuern und 
Preise zur Debatte. Dieses Standbein sei-
nes „Befreiungsschlages“ verknüpfte der 
Präsident indes nicht mit einer Gesetze-
sinitiative. 
Er berief dazu auch keine offizielle Tagung 
des Kongresses ein, sondern entwickelte 
sein diesbezügliches Konzept auf einer 
sogenannten Ochsentour – einer mehrtä-
gigen Rede- und Werbereise durch einige 
US-Bundesstaaten. Bei einer Ansprache 
im Rosengarten des Weißen Hauses fiel 
dann das den Nerv nicht weniger Wähler 
treffende Wort von einer Reichensteuer, 
was wiederum die Republikaner sofort 
auf die Barrikade trieb.
Am 19. September unterbreitete Obama 
dem Kongreß einen auf zehn Jahre 
berechneten Sanierungsplan für den 
US-Haushalt mit einem Gesamtvolumen 
von drei Billionen Dollar (2,2 Bill. €). Der 
GOP kam er mit dem Vorschlag von Kür-
zungen im sozialen Bereich deutlich 

entgegen. Allein bei Leistungen auf die-
sem Gebiet soll mehr als eine halbe Bil-
lion Dollar gespart werden, vor allem bei 
den Gesundheitsprogrammen für Arme 
und Ältere. Die Realisierbarkeit der in 
Aussicht gestellten Mittelkürzung auch 
im Verteidigungsetat hängt natürlich von 
der angeblich beabsichtigten Beendigung 
der Kriegseinsätze in Irak und Afghani-
stan ab. Käme es dazu, wären erhebliche 
Summen anderweitig verfügbar.
Obamas Kritiker und Gegner im Kongreß 
äußerten sich zu dessen „Befreiungsschlag“ 
folgendermaßen: Michelle Bachman, die 
Ikone der extrem rechtskonservativen 
Tea-Party-Bewegung im Repräsentanten-
haus, forderte die Ablehnung des gesam-
ten Maßnahmepakets mit den Worten: 
„Überlassen wir die Wirtschaft dem freien 
Markt!“ Mitch McConnell, Minderheits-
führer der GOP im Senat, hatte Obamas 
Konzept schon früher zurückgewiesen. 
Es handele sich nicht um einen Plan zur 
Schaffung von Jobs, sondern lediglich 
darum, die Wiederwahl des derzeitigen 
Präsidenten abzusichern. Eric Cantor, der 
GOP-Mehrheitsführer im Haus und dort 
ebenfalls eine Spitzenfigur der Tea-Party-
Gruppierung, bezichtigte Obama, bei sei-
nem „Paket“ mit der Forderung „Alles oder 
nichts“ vor die Abgeordneten getreten zu 
sein. Entrüstet wies er die Ankündigung 
des Präsidenten zurück, sein Sanierungs-
programm „in jeden Winkel des Landes 
zu tragen“. 
Der republikanische Vorsitzende des 
Haushaltsausschusses Paul Ryan bezich-
tigte den gegenwärtigen Residenten im 
Weißen Haus, einen „Klassenkampf“ 
anzuzetteln, wenn er höhere Steuern für 
Besserverdienende einfordere. Obama 
entgegnete: „Ich weise die Idee zurück, 
daß es ein Klassenkampf ist, wenn man 
einen Hedge-Fonds-Manager bittet, den-
selben Steuersatz zu entrichten wie ein 
Klempner oder Lehrer.“
Der „politische Zirkus“, den die beiden 
großbürgerlichen Parteien im US-Kon-
greß veranstalten, ist Ausdruck dessen, 
daß die herrschenden Kreise im mächtig-
sten kapitalistischen Land der Welt kei-
nen Ausweg mehr finden, um die Folgen 
der Wirtschafts- und Finanzkrise, in den 
Griff zu bekommen. Fast 300 Millionen 
Bürger der Vereinigten Staaten müssen 
sie ausbaden.
 Botschafter a. D. Prof. Dr. Rolf Sieber

Berichtigung

In Dr. Vera Butlers Beitrag „Räuber von 
Gottes Gnaden“ (RF 166) muß es statt 
15,7 Milliarden km² heißen: 15,7 Millionen 
km². Wir bitten um Entschuldigung.
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Zu einem Zeitpunkt, zu dem die amerika-
nische Zentralbank – die Federal Reserve 
– ihren Zinssatz praktisch auf Null redu-
ziert hat, um die Wirtschaft anzukurbeln, 
winken den Hedge-Fonds durch Fremdfi-
nanzierung (leverage) Riesenprofite, denn 
sie wetten nicht mit Eigenkapital, sondern 
auf Pump. 
George Soros, der mittels seiner Fonds 
über 27 Milliarden US-Dollar Risikoka-
pital verfügt, hatte kurz vor dem „Ideen-
Dinner“ öffentlich davor gewarnt, daß 
der Euro „zerfallen“ würde, falls die EU 
ihre Finanzen nicht in Ordnung zu brin-
gen verstünde. 
Auf Soros wird gehört. Im September 
1992 orchestrierte er einen massiven 
Fall des britischen Pfunds, was London 
dazu zwang, den Europäischen Wechsel-
raten-Mechanismus (ERM) zu verlassen. 
Großbritanniens Wirtschaft war schwer 
beschädigt, aber Soros „machte“ eine 
Milliarde Dollar, denn er hatte auf den 
Erfolg eines Prozesses gewettet, der von 
ihm selbst in Gang gesetzt worden war. 
Noch im selben Jahr wurde Italiens Lira 
angegriffen und mußte abgewertet wer-
den, wobei nur ein Ausverkauf staatlicher 
Guthaben den Verbleib im ERM ermög-
lichte. Frankreich brachte es mit massiver 
BRD-Hilfe fertig, den „franc fort“ gegen die 
zwar anonymen, aber von Soros organi-
sierten spekulativen Angriffe zu verteidi-
gen – übrigens mit erheblichen Unkosten 
für beide Länder.

„Hier gibt es eine Gelegenheit, viel Geld zu 
machen“, meinte Hans Hufschmid, frü-
her bei Solomon Brothers in führender 
Stellung und heute Manager des Hedge-
Fonds GlobeOp Financial Services, der 
in New York und London angesiedelt ist. 
Andere „Titanen“ unter den in Manhattan 
Anwesenden – so SAC Capital Advisers und 
David Einhorn von Greenlight Capital, der 
seinerzeit hoch gegen Lehmann Brothers 
gewettet und den Bankrott dieses Bank-
hauses beschleunigt hatte – diskutierten 
Anlagestrategien in einem schuldenüber-
ladenen Europa.
Kurz zuvor hatten führende Finanzinsti-
tute wie Goldman Sachs, Merrill Lynch 
und Barclays Bank ihrer Anleger-Kund-
schaft empfohlen, gegen den Euro zu 
wetten. Bereits in der Woche, die dem „Ide-
en-Dinner“ vorausging, hatte der Umfang 
der „Bärenwetten“ gegen den Euro einen 
Rekord von 60 000 Wettverträgen (fu- 
tures contracts) erreicht. Drei Tage danach 
setzte dann eine Verkaufswelle gegen den 
Euro ein, wodurch der Wechselkurs auf 
1 : 1,36 fiel.
Die hohe Verschuldung mehrerer EU-Mit-
gliedsstaaten, die auf die verlockende 
Losung „Wachstum auf Kredit“ (growth on 
credit) hereingefallen waren, wird heute 
spekulativ ausgenutzt. So soll die Euro-
päische Währungsunion aufgesplittert 

Anfang Februar  2010 fand in einem 
Privathaus in Manhattan ein „Ideen-

Dinner“ statt. Zu den Teilnehmern gehörte 
die Crème de la crème der Hedge-Fonds-
Manager, darunter George Soros vom 
berühmt-berüchtigten Quantum Fonds. 
Es ging darum, ob und wann der Euro 
auf das Niveau von 1 : 1 im Verhältnis zum 
US-Dollar sinken wird. Noch im Dezem-
ber 2009 hatte der Kurs auf 1 : 1,51 für den 
Euro gestanden. Im Februar 2010 betrug 
er nur noch 1 : 1,35 US-Dollar. 
Wenn auf den Währungsmärkten speku-
liert wird, geht es stets um Wetten. Wird 
ein gewisser Kurs zu einem bestimmten 
Zeitpunkt steigen oder fallen? Es gibt 
unendlich viele Varianten und Möglich-
keiten, ihn zu beeinflussen. Dabei steht 
fest: Wenn gegen eine bestimmte Währung 
gewettet wird, daß sie – sagen wir – in 
neun Monaten im Verhältnis zum US-Dol-
lar auf Parität sinkt, liegt es im Interesse 
der Pessimisten, der sogenannten Bären, 
daß der Wechselkurs auch tatsächlich 
fällt, denn sonst kann es zu Millionenver-
lusten kommen.
Dem läßt sich abhelfen: Um das Risiko 
zu verringern oder – mehr als das – um 
auf Nummer sicher zu gehen, wird das 
legendäre „Marktvertrauen“ durch gezielte 
Falschinformationen untergraben. Dafür 
braucht man „Analytiker“, „Experten“ und 
willige Journalisten, die als Meinungsma-
cher fungieren.

werden, die seit ihrer Gründung als 
Hauptkonkurrenz zum US-Dollar betrach-
tet wird. Im Unterschied zu der für ihre 
liberale Finanzpolitik bekannten Federal 
Reserve konnte die weltweit operierende 
Hochfinanz die Europäische Zentralbank 
und deren Währungsgebaren bisher nicht 
wesentlich beeinflussen. Das griechische 
Fiasko hat aber plötzlich die Möglichkeit 
entstehen lassen, den Euro durch Markt-
manipulationen zu schwächen und even-
tuell sogar die EU zu zerstören. 
Die derzeit tonangebenden Persönlichkei-
ten unter den europäischen Politikern – vor 
allem Merkel und Sarkozy – sind sich die-
ser Hintergründe durchaus bewußt. Wich-
tig ist jedoch, daß auch die Wählerschaft 
entsprechend aufgeklärt wird, so daß sie 
begreift, was letztlich auf dem Spiel steht: 
die Zukunft eines von den USA unabhän-
gigen Europa. Dr. Vera Butler, Melbourne

Die „Bärenwetten“ der Euro-Killer
Was bei einem „Ideen-Dinner“ mit George Soros ausgebrütet wurde

Euroland
Euroland, Euroland, 
Euroland ist abgebrannt.

Euroschein, Euroschein 
war der Deckel für den Schrein.

Eurozoff, Eurozoff
und der Schalter steht auf „off“.

Eurogeld, Eurogeld,
wer hat das denn nur bestellt?

Eurozocker, Eurozocker 
hauen viele von dem Hocker.

Euroarme, Euroarme, 
Gott erbarme, Gott erbarme.

Euro heute, Euro heute, 
macht aus vielen kranke Leute.

Eurobanken, Eurobanken, 
kennen keine Euroschranken.

Eurokrisen, Eurokrisen, 
führten alle in die Miesen.

Und so ist das Euroland ... 
halt am Ende abgebrannt.

Hermann Friedrich (2010)

Unser ideenreicher und engagierter 
künstlerischer Mitarbeiter 

Heinrich Ruynat 
aus Hoyerswerda begeht am 18. De- 
zember seinen 70. Geburtstag. Der 
„Verdiente Eisenbahner der DDR“ 
stand an wichtigen „Schienensträngen“ 
des sozialistischen Staates auf Posten. 
Heute ist er in der Linkspartei politisch 
aktiv. Heinrich hat sich als autodidakti-
scher Karikaturist bei mehreren Publi-
kationen einen Namen gemacht. Er ist 
den RF-Lesern ein vertrauter Freund 
und enger Kampfgefährte. Herzlichen 
Glückwunsch, lieber Genosse!
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Das ist ihre Krise – sollen sie zahlen!
Belgiens PTB trifft mit dem Vorschlag einer  

Millionärssteuer ins Schwarze

Seit nunmehr drei Jahren will die Par-
tei der Arbeit Belgiens (PTB/PvdA) 

den sch l im msten Coupon-
schneidern im Königreich ans 
Leder. Ihr Vorschlag einer Mil-
lionärssteuer für Superreiche 
hat landesweit wie der Blitz 
eingeschlagen. Ziel der mit 
Kühnheit und Esprit befeuerten 
Kampagne ist die Einführung 
einer einprozentigen Zusatz-
abgabe für alle Vermögen, die 
eine Million Euro übersteigen. 
Bei mehr als zwei Millionen 
geht es um 2 %, bei über drei 
Millionen sollen es 3 % sein. 
Nach Schätzungen würde ein 
solcher Schnitt dem Fiskus 
jährlich rund acht Milliarden 
Euro einspielen.
In den Worten der auf diesem 
Terrain äußerst kompetenten 
Deutschen Bank ist Belgien 
„eine Steuerhölle für Lohn- und 
Gehaltsempfänger, ein Steuer-
paradies für sehr große Vermö-
gen“. Diese würden durch eine 
Sonderabgabe in der geforder-
ten Höhe tatsächlich kaum 
angetastet, während der Bevöl-
kerungsmehrheit bedeutende 
Mittel zuflössen. 
Belgische Ökonomen haben 
errechnet, daß geschätzte 
staatliche Mehreinnahmen von 
8 Mrd. Euro drei Möglichkeiten 
eröffnen würden: 3 Mrd. könn-
ten für die Schaffung zusätz-
licher Jobs und die Verbesserung der 
Leistungen des öffentlichen Dienstes 
ausgegeben werden, 3 Mrd. für Renten- 
erhöhungen und 2 Mrd. für Bildung, 
Lehre und Forschung. In diesen drei 
Bereichen entstünden auf solche Weise 
etwa 100 000 neue Arbeitsplätze.

Nach jüngsten Umfragen spricht sich 
bereits jeder zweite Belgier für die von 

der PTB vorgeschlagenen Maßnahmen 
aus. Was aber wären die Voraussetzun-
gen für deren Umsetzung? Erstens müßte 
ein Vermögenskataster eingeführt wer-
den, zweitens wäre das Bankgeheim-
nis aufzuheben, drittens ginge es um 
notwendige praktische Konsequenzen 

wie die Erfassung aller in Betracht 
kommenden Personen. 
Übrigens sind die von Belgiens 
Kommunisten ins Auge gefaßten 
Veränderungen bereits in einer 
Reihe europäischer Länder Reali-
tät: in Frankreich, Finnland, Nor-
wegen, Schweden und teilweise 
sogar in der Schweiz ist das der 
Fall. 
Allein die zusätzliche Besteue-
rung der zehn reichsten belgischen 
Familien ergäbe einen Betrag von   
1 125 476 400 Euro, wodurch sich die 
monatlichen Bezüge von einer Million 
Rentnern um jeweils 90 Euro aufstok-
ken ließen. 
Die Brüsseler Wochenzeitung „Soli-
daire“ verpflanzte sämtliche 88 000 
Superreichen theoretisch in eine 

einzige Stadt, der sie den Namen Rich 
City gab. Ihre Bewohner seien jene zwei 

Prozent der Bevölkerung, die 
jeweils über ein Vermögen von 
mehr als 1,5 Millionen Euro 
verfügen. „Wenn auch Sie, liebe 
Leser, dort wohnen möchten, 
müßten Sie 250 Jahre lang 
Monat für Monat 500 Euro bei-
seite legen können“, schrieb 
das Blatt sarkastisch. 
Wie aber sieht es wirklich 
aus? In Belgien besitzen 10 % 
der Landesbürger die Hälfte 
aller Reichtümer, während 
die ärmere Hälfte der Bevöl-
kerung über weniger als 10 % 
des Gesamtvermögens verfügt. 
Übrigens: Den zehn Spitzen-
reiter-Familien ist die „Krise“ 
besonders gut bekommen: Zwi-
schen 2001 und 2010 konnten 
sie ihre Besitztümer gleich ver-
sechsfachen – von 6,192 Mrd. 
auf 37,535 Mrd. €. Am reich-
sten sind die de Spoelberchs. 
Ihr Clan verfügt allein über das 
Anderthalbfache des Budgets 
von ONEM – einer Institution, 
die im Jahr 2009 Arbeitslosen-
unterstützung, zeitweilige Kre-
dite und Umschulungsgelder an 
1,3 Millionen Belgier zahlte. 
Wie ist das also mit der durch 
die PTB vorgeschlagenen Mil-
lionärssteuer? Entspringt ihre 
Forderung lediglich parteipo-
litischem Kalkül, oder liegt sie 

im Interesse der erdrückenden Mehrheit 
der belgischen Bevölkerung?
Hinzugefügt sei: Auch der BRD täte es gut, 
den Hundts und ihresgleichen die Kral-

len zu stutzen. Das wäre ein erster kleiner 
Schritt zur Lösung der Eigentumsfrage. 

PS: Die PDL hat auf ihrem Erfurter Par-
teitag ebenfalls eine Millionärssteuer 
eingefordert.

RF, gestützt auf „Solidaire“, Brüssel
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Polens Kommunistenhasser erkennen 
Zbigniew Wiktor den Professorentitel ab

In den ersten Jahren nach 1989, als die 
Rechtskräfte in Polen noch nicht allent-

halben das Sagen hatten, waren linksge-
richtete Hochschullehrer durchaus keine 
Seltenheit. So wurde auch der an der Leip-
ziger Karl-Marx-Universität habilitierte 
Gesellschaftswissenschaftler Dr. Zbigniew 
Wiktor 2003 zum Außerordentlichen Profes-
sor an der Universität Wrocław ernannt. Er 
lehrt dort am Institut für Politologie. Offen-
sichtlich hatte man damals kein größeres 
Problem damit, daß er Mitbegründer und 
Führer des Bundes Polnischer Kommuni-
sten war. Den „RotFuchs“-Lesern und Mit-
gliedern des RF-Fördervereins ist Zbigniew 
Wiktor – heute Mitglied der Kommunisti-
schen Partei Polens – durch aufschlußreiche 
Vorträge und Artikel sowie als liebenswer-
ter Mensch bekannt. In Polen profilierte er 
sich vor allem durch sein Buch über China 
– eine ausgezeichnete Sachanalyse. Alle frü-
heren Versuche, ihn zu verdrängen, scheiter-
ten an seinem wissenschaftlichen Renommé 
und seiner Popularität bei den Studenten.
Nach dem Amtsantritt der scharf rechts 
gerichteten Kaczyński-Brüder im Jahr 2005 
änderte sich die Situation grundlegend. Seit-
dem nimmt die Kommunistenhatz in Polen 
bisher ungekannte Ausmaße an. Mit dem 
Gesetz vom 14. Juni 2010 wurden nicht nur 

kommunistische Symbole, sondern auch 
die verbale Verteidigung Volkspolens ver-
boten und unter Strafe gestellt. So geht die 
„Säuberung“ der Hochschulen von Verfech-

tern konsequent linker Positionen weiter. 
Alle Außerordentlichen Professoren muß-
ten sich einer sogenannten Verifizierung 
stellen. Prof. Wiktor wurde trotz seiner 
wissenschaftlichen Leistungen keine Profes-
sur mehr angeboten. Die Begründung dazu 
ist grotesk: Man unterstellte ihm „mäßige 
wissenschaftliche Leistungen“ nach seiner 
Habilitation. In den meisten seiner Publi-
kationen gäbe es „methodologische Män-
gel“. Im Klartext: Man bezichtigte ihn, als 

Marxist „nicht zu wissenschaftlicher Arbeit 
fähig zu sein“. Überdies warf man ihm vor, 
nicht in akademischen Zeitschriften publi-
ziert zu haben. 
Das alles ist unzutreffend. Prof. Wiktor hat 
zehn Bücher geschrieben und über 200 Bei-
träge in renommierten wissenschaftlichen 
Periodika veröffentlicht. Auch mit seinem 
Werdegang können wohl nur wenige mithal-
ten: Er ist an den Universitäten von Wrocław, 
Moskau, Leipzig, Illinois (USA) und Wuhan 
(China) als Hochschullehrer tätig gewesen. 
In seiner 46jährigen akademischen Lauf-
bahn hat er über 300 Diplomarbeiten und 
etliche Doktoranden betreut. Das allein 
wäre Grund genug, ihm den Professoren-
titel anzutragen.
Das Vorgehen gegen Zbigniew Wiktor wider-
spricht dem Geist der polnischen Verfassung 
und den Statuten der Universität Wrocław. 
Doch das läßt seine politischen Gegner, die 
sonst so lautstark Rechtsstaatlichkeit und 
Toleranz einfordern, völlig kalt. 
Ein Vergleich: Der 2010 verunglückte polni-
sche Präsident Lech Kaczyński – er war der 
Spiritus rector dieser unwürdigen Aktion 
gegen linke Hochschullehrer – wurde 1996 
zum Professor berufen, obwohl seine wis-
senschaftlichen Arbeiten völlig unauffind-
bar sind.  Dr. Bernhard Majorow

Solveig Hansson ist am 20. September in 
Stockholm gestorben. Sie wurde 97 Jahre 

alt. Ihr ganzes Leben war sie eine Frau mit 
reichem und wachem Intellekt. Ihr Name 
ist in Berlin unter älteren Antifaschisten 
sehr bekannt.
Solveig Hansson wuchs in der zweitgröß-
ten Stadt Schwedens, in Göteborg, auf. Hier 
schloß sie sich den Kommunisten an und 
wurde mit nur 20 Jahren zur Komintern 
nach Moskau geschickt, um dort als Tele-
graphistin ausgebildet zu werden. Zurück in 
Göteborg, wählte man sie als jüngstes Mit-
glied in die sonst ausnahmslos aus Älteren 
bestehende Stadtverordnetenversammlung. 
In den Jahren der Hitler-Diktatur und wäh-
rend des Zweitens Weltkrieges, als deut-
sche Antifaschisten auf ihrer Flucht nach 
Stockholm kamen, war Solveig für sie eine 
verläßliche Kontaktperson: Sie hatte von 
der Komintern den Auftrag erhalten, die-
sen politisch Verfolgten zu helfen. Dabei 
arbeitete sie u. a. mit Richard Stahlmann, 
Georg Henke, Karl Mewis und Herbert Weh-
ner zusammen.
Am 18. Februar 1942 führte die schwedi-
sche Polizei eine Razzia in der Stockhol-
mer Wohnung der deutschen Emigrantin 
Frieda Wagner durch: Dort entdeckte sie 
Herbert Wehner. Es folgten lange Verhöre. 

Tiefe Trauer um eine große Schwedin
In deren Verlauf ließ Herbert Wehner wis-
sen, daß Solveig Hansson seine Kontakt-
person in Schweden gewesen sei und ihm 
in Stockholm geholfen habe. Solveig, die 

darüber Stillschweigen wahrte, wurde 
ebenfalls verhaftet. Man stellte beide vor 
Gericht. In ihrem Prozeß verurteilte man sie 
wegen Aktivitäten „mit dem Ziel, die Regie-
rung eines Schweden freundschaftlich ver-
bundenen Landes zu stürzen“. Es handelte 
sich um Hitlerdeutschland. Herbert Weh-
ner erhielt ein Jahr, Solveig Hansson neun 
Monate Gefängnis. 
Nach der Haftentlassung setzte Solveig ihre 
Arbeit mit den antifaschistischen Flücht-
lingen in Stockholm unbeirrt fort. Daraus 

entstanden Kontakte und Freundschaften, 
die ein Leben lang hielten. Ihr hoher Ein-
satz während des Krieges ist in das Buch 

„Ästhetik des Widerstandes“ von Peter Weiss 
eingeflossen. Nach dem Krieg nahm Sol-
veig engagiert am politischen Leben teil, 
besonders im Verband der Schwedischen 
Linksfrauen. Sie war auch in der Interna-
tionalen Demokratischen Frauenfödera-
tion (IDFF) sowie als Vizepräsidentin der 
Freundschaftsgesellschaft Schweden-DDR 
an herausragender Stelle aktiv. 
Als Solveig das Pensionsalter fast erreicht 
hatte, wurde 1974 in Portugal der Faschis-
mus gestürzt. Leidenschaftlich setzte sie sich 
für die Unterstützung der „Nelkenrevolution“ 
ein. Sie war  Mitbegründerin des schwedi-
schen Portugalkomitees und besuchte wie-
derholt das im Umbruch befindliche Land, 
wo sie u. a. mit Klaus Steiniger zusammen-
arbeitete, der ihr in seinem Reportageband 

„Bei Winston und Cunhal“ einen besonderen 
Abschnitt gewidmet hat. 
Während ihres langen Lebens vergaß Solveig 
niemals ihre deutschen Freundinnen und 
Freunde. Sie fuhr des öfteren nach Berlin, 
wo sie ein gern gesehener Gast war. Jetzt 
hat sie uns verlassen. Wir trauern um eine 
große, mutige und kämpferische Frau.

Åke Wilen, Stockholm

Ein lieber Freund:  
RF-Autor Prof. 
Zbigniew Wiktor

 
Solveig Hans-
son las den RF 
seit seinem 
erstmaligen 
Erscheinen im 
Februar 1998.



RotFuchs / Dezember 2011 Seite 23

Linke Sammlung im Land am Nil
In Kairo wurde die Ägyptische Sozialistische Partei gegründet

Obwohl sich die Macht- und Eigentums-
verhältnisse, denen die einheimische 

Kompradoren-Bourgeoisie und führende 
imperialistische Mächte nach wie vor 
ihren prägenden Stempel aufdrücken, im 
Wesen nicht verändert haben, wurde das 
alte Ägypten durch die demokratische 
Volkserhebung vom 25. Januar und die 
nachfolgenden Ereignisse 
merklich aufgemischt. Die 
politisch und ökonomisch 
dominierenden Kräfte sahen 
sich zu einer Reihe kosmeti-
scher Operationen und tak-
tischer Manöver gezwungen. 
Dazu gehörte auch das durch 
Washington „empfohlene“ 
Fallenlassen eines besonders 
kompromittierten Teils der 
alten „Eliten“. Die Prozesse 
gegen den 30 Jahre lang 
am Ruder gehaltenen Hosni 
Mubarak und seinen Klün-
gel beweisen das am augen-
scheinlichsten. Doch trotz 
weiter andauernden Polizei- und Armee-
terrors gibt es auch echte Bewegung in 
der innenpolitischen Szene. Die gegen das 
Mubarak-Regime aufbegehrenden und 
den Sturz des Diktators herbeiführenden 
Volkskräfte vermochten sich nicht nur 
auf dem inzwischen weltweit zur Legende 
gewordenen Kairoer Tahrir-Platz lange 
Zeit zu behaupten, sondern schufen auch 
eine Reihe neuer politischer und gewerk-
schaftlicher Organisationen. Deren legales 
Wirken wäre zuvor undenkbar gewesen. 
Zu dieser Palette gehört die im Juli von 
400 Aktivisten gegründete Ägyptische 
Sozialistische Partei (ÄSP). Sie ist keine 
revolutionäre Vorhut im marxistisch-le-
ninistischen Sinne, sondern trägt eher 
gemäßigtere Züge. In ihren Reihen gibt es 
indes neben Anhängern anderer Ideologien 
auch Personen, die vom wissenschaftli-
chen Sozialismus ausgehen. 
Die ÄSP bezeichnet die antiimperialisti-
sche Volkserhebung – dem allgemeinen 
Sprachgebrauch folgend – als Revolution 
und betrachtet sich als deren Fortsetze-
rin. Sie trifft mit ihren ideologischen Prä-
missen derzeit in Ägypten angesichts der 
weltweiten kapitalistischen Wirtschafts- 
und Finanzkrise sowie im Lande selbst 
gesammelter Erfahrungen auf fruchtba-
ren Boden. Das Nachdenken über sozia-
listische Gesellschaftsoptionen ist dort 
heute durchaus populär. 
Die im Entstehen begriffene ÄSP ist der 
„Sozialistischen Front“ zugehörig, wobei 
sie ihre Partner in der National-Progressi-
stischen-Unionistischen Partei (Tagammu), 
der Demokratischen Arbeiterpartei, der 
Sozialistischen Revolutionären Partei und 
der Ägyptischen KP erblickt. Sie selbst 
sieht sich als neues Glied in der Kette lin-
ker Gruppierungen im Land am Nil. Die 

ägyptischen Sozialisten haben seit 1920 
den Kampf gegen Kolonialismus und Neo-
kolonialismus geführt. Die jetzt von der 
ÄSP eingeforderten ökonomischen Maß-
nahmen zielen vor allem auf die Über-
windung der gravierenden Unterschiede 
zwischen Stadt und Land. Man muß in 
Betracht ziehen, daß 87 % der ärmsten 

Ägypter – sieben von acht Landesbür-
gern – außerhalb der dichtbesiedelten 
Zentren leben. Die Partei setzt sich für 
das Recht der Arbeiter und Erwerbslosen 
zur Formierung freier, vom Staat unab-
hängiger Gewerkschaften und Verbände 
ein. Sie fordert ein gesetzlich verbrief-
tes Recht auf Arbeit für alle in Ägypten 
Lebenden, verlangt die Zahlung angemes-
sener Unterstützung aus dem Arbeitspro-
zeß Ausgegliederter sowie die Anhebung 
der Mindestlöhne und Renten auf 1500 
ägyptische Pfund. 
Hervorzuheben ist die Haltung der ÄSP zur 
gesellschaftlichen Rolle der Frauen. Sie 
seien vom Niedergang der Wirtschaft und 
den Preissteigerungen im letzten Jahr-
zehnt am härtesten getroffen worden. 
Hinzu kämen ihre wesentlich geringeren 
Bildungschancen in einem von Männern 
dominierten Land.
Ahmed Baa, der zu den Vätern der Par-
tei gerechnet wird, unterstrich auf dem 
Gründungskongreß die Forderung der 
ägyptischen Linken nach Beibehaltung 
des säkularen – also nicht an eine Reli-
gion gebundenen – Staates. Er wandte sich 
damit gegen die von gewisser Seite ange-
strebte Änderung der Verfassung, die dar-
auf abzielt, Ägypten zu einem islamischen 
Land zu erklären. Zugleich unterstrich er, 
daß die ÄSP das Christentum, den Islam 
und den jüdischen Glauben als Bestand-
teile des ägyptischen Glaubens bewerte 
und ihre Hand „erleuchteten religiösen 
Führern“ entgegenstrecke, die auf dem 
gleichen Boden stünden wie sie selbst. 
Zu den am Tag der Parteigründung bereits 
angekündigten, aber noch bevorstehenden 
Wahlen konstatierte die ÄSP, man habe 
dafür gesorgt, daß nur „neue Parteien der 
Reichen“ zum Zuge kämen. Jene aber, die 

ein anderes soziales System in Ägypten 
anstrebten, habe man finanziell an die 
Wand gedrückt. Um auf den Stimmzet-
tel zu gelangen, sei von einer neugegrün-
deten Partei nicht nur die Beibringung 
von 5000 Unterschriften verlangt wor-
den, sondern auch eine öffentliche Prä-
sentation der kompletten Kandidatenliste 

mit sämtlichen Klarnamen 
in unerschwinglich teu-
ren Annoncen bei den zwei 
größten Zeitungen des Lan-
des. So werde der ÄSP zwar 
eine Teilnahme am Wahl-
kampf ermöglicht, jedoch ein 
Erscheinen auf dem Stimm-
zettel verwehrt. Die ÄSP hat 
sich vorgenommen, landes-
weite Strukturen zu schaf-
fen, wobei die Teilnehmer am 
Gründungskongreß überwie-
gend aus der Kairoer Region 
stammten. Nur wenige Aus-
wärtige hatten dem Ereignis 
beiwohnen können. 

Der Auftaktveranstaltung ging eine Reihe 
von Grußbotschaften zu. Besondere Beach-
tung fand dabei das Schreiben der links-
gerichteten Volksfront für die Befreiung 
Palästinas (PFLP). Unter den ausländi-
schen Gästen sah man u. a. Vertreter der 
FKP, der KP Spaniens, der Französischen 
Linkspartei, der Rot-Grünen Allianz aus 
Dänemark und der Demokratischen Arbei-
terpartei Südkoreas. Aus der BRD war eine 
Delegation der PDL angereist.
RF, gestützt auf „The New Worker“, London

René Gonzalez (hier vor der Gefängnis-
mauer von Marianna im USA-Bundes-
staat Florida mit seinen Töchtern Ivette 
und Irmita) wurde als erster der fünf 
zu drakonischen Strafen verurteilten 
Kundschafter Kubas zwar freigelassen, 
darf aber die Vereinigten Staaten in den 
nächsten drei Jahren nicht verlassen. 
Die „Cuban Five“ hatten von exilkuba-
nischen Terroristen in Miami und der 
CIA geplante Anschläge auf ihr Land 
ausgespäht und durchkreuzt. 
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Cornelias kleine große DDR (1)
Vom ganz normalen Aufwachsen und Leben im Sozialismus

Im Sommer 1954 verpflanzten mich 
meine Eltern – eine 18jährige Kriegs-

vertriebene und ein 24jähriger Offizier der 
DDR-Grenztruppen – aus dem mecklenbur-
gischen Zarrentin kurzerhand nach Stalin-
stadt an der Oder. Ich war damals gerade 
drei Monate alt. Papa nahm eine Tätigkeit 
bei der SED-Kreisleitung auf, Mama hütete 
mich. Anfangs wohnten wir noch bei mei-
ner Tante, die bereits eine 
schöne Neubauwohnung 
in den sogenannten Sta-
lin-Bauten besaß, bis wir 
selbst ein eigenes Quartier 
zugeteilt bekamen. Zwar 
noch mit Ofenheizung, 
aber immerhin. Da setzt 
übrigens meine frühe Erin-
nerung ein – ob es die Spa-
ziergänge in der im Aufbau 
befindlichen Stadt oder 
meine erste Weihnachts-
feier waren, bei der ich 
neben einem bunten Tel-
ler und einem Holztrek-
ker auch einen Teddy mit 
Wuschelfell bekam. 1957 
wollte Mama endlich eine 
Ausbildung zur Kranken-
schwester aufnehmen, zu 
der ihr der Krieg und das 
Umherirren keine Chance 
gelassen hatten. Sie begann in einer Kin-
derkrippe als Hilfsschwester und erlernte 
dann in der Abendschule ihren Beruf. Ich 
aber mußte in die Krippe, wogegen ich 
mich anfangs lauthals gewehrt haben 
soll. 
Als Dreijährige wechselte ich in den Kin-
dergarten, an den ich einfach nur schöne 
Erinnerungen habe: an das bunte, helle, im 
Grünen gelegene Paradies mit den kleinen 
Liegen, die wir ganz allein aufstellen durf-
ten, aber auch an die Mittagsgeschichten, 
die niedlichen Plastetassen. … Ja, ich rie-
che noch den Duft des Milchkaffees und 
sehe uns in Leibchen und langen braunen 
Strümpfen Hopse spielen. Man erzählte 
mir, ich sei gelegentlich auch mal stiften 
gegangen und hätte im Krankenhauspark 
meine Mama gesucht. Ach, das Kranken-
haus. … Ich hatte immer etwas Bammel 
davor, es war so groß und erschien mir mit 
seinen riesigen hellen Räumen und den 
schönen Pflanzen auf den Fluren wie ein 
Schloß. Wenn mich Mama dann in ihrer 
wunderschönen Tracht wieder einsam-
melte, sah sie zwar wie sonst aus, roch 
aber so gesundmachend. Seit dieser Zeit 
war ich nur noch die Tochter von Schwe-
ster Edith.
Ende 1957 bekamen wir eine neue Woh-
nung mit Fernheizung. Man erzählte mir, 
der „große Ofen“ (des EKO) mache dafür 
Eisen, daß ich es so bequem haben könne. 
Jetzt hatten wir vier Zimmer mit Bad. Alles 
war schön und geräumig. Ein langer Flur 

lud zum Rollern ein. Das Wohnzimmer 
besaß einen Balkon und eine Glastür, hin-
ter der sich das Arbeits- oder Besucher-
zimmer befand. Die Küche bot Platz für 
einen großen Eßtisch. Vor allem hatte ich 
nun mein eigenes Zimmer. Im Hof befand 
sich ein herrlich begrünter Spielplatz mit 
Schaukel und Rutsche, gleich nebenan ein 
Planschbecken.

Schon bald ging Papa nach Berlin, um – 
wie man mir sagte – „Partei zu studie-
ren“. In seinem Schrank standen jetzt viele 
braun und blau eingebundene Bücher. 
Die Männer mit den dicken Weihnachts-
mannbärten darin durfte ich auch mal 
anschauen.
Bald konnte ich Mamas Bauch streicheln. 
Da war nämlich mein Schwesterchen drin, 
auf das ich mich freute und das im Juni 
1958 geboren wurde.
Jeden Tag sah ich die Stadt weiter wach-
sen. Das war für mich eigentlich gar 
nichts Besonderes, da ich ja nichts ande-
res kannte. Unser Kindergartenspiel mit 
den Bauklötzen ähnelte dem sehr. Ich kann 
mich noch an das Haus der Organisatio-
nen mit Papas Kreisleitung und an das 
bunte Mosaik darin erinnern, auch an 
das Bild am Kaufhaus. Beide hatte Wal-
ter Womacka entworfen, dessen Bewun-
derin ich später wurde. Vor Augen stehen 
mir auch der „Aktivist“ – eine sehr großzü-
gige Ausflugsgaststätte  –, die Leninallee 
mit dem besonders geliebten Schreibwa-
rengeschäft, der Blumenladen vor dem 
Krankenhaus, das Friedrich-Wolf-Thea-
ter mit dem sonntäglichen Kinderkino. 
Daneben befanden sich ein Kunstgewerbe-
geschäft zum Naseplattdrücken, die herr-
liche Eisdiele und das Lese-Café, wohin 
ich schon mal zu literarischen Veranstal-
tungen mitgenommen wurde. Im Gedächt-
nis geblieben sind mir die Spaziergänge 
am Kanal und in den Diehlower Bergen 

mit der „Huckel“-Gaststätte, wo sonntags 
immer Tanztee war, aber auch die Volksfe-
ste auf dem Rummelplatz vor dem Eisen-
hüttenkombinat-Ost, unserem EKO. Oma 
ging des öfteren in die HO-Baracke zum 
Nähutensilien-Kauf oder auf den Wochen-
markt am Haus des Handwerks, das unser 
Dienstleistungszentrum war. Überall gab 
es Kinderspielplätze mit viel Trubel.

1960 wurde ich einge-
schult. Jungpioniere hol-
ten uns von daheim ab. Ich 
sehe mich mit 30 weiteren 
Abc-Schützen im Klassen-
raum sitzen, weiß sogar 
noch, daß meine Zucker-
tüte weinrot war, doch die 
Erinnerung an die Feier-
stunde ist einfach weg. Nun 
ging ich in eine ganz neue 
Schule. Sie war groß und 
schön, mit Hort, Turnhalle 
und Aula. … Sie roch immer 
etwas nach Bohnerwachs. 
Frau Cramer, unsere Leh-
rerin, war streng, aber lieb, 
unsere Hortnerin Fräulein 
Krämer lieb und blond und 
ich stets neugierig. Dabei 
hatte ich viel zu erzäh-
len, was nicht immer gut 
ankam. Die roten Einträge 

in meinem Heft mußte ich den Eltern dann 
unterjubeln. Für gute Leistungen gab es 
bei uns keine Bienchen wie anderswo, son-
dern einen Sputnik-Stempel, den man nach 
dem Flug Juri Gagarins ins Weltall ein-
geführt hatte. Der stand für das Höchste, 
was ein Mensch erreichen konnte.
Schon in der 2. Klasse wurde es feierlich: 
Ich durfte Pionier werden. Ach, was waren 
wir stolz in den weißen Blusen mit dem 
blauen Halstuch! Endlich gehörten auch 
wir Knirpse dazu. Doch nun hieß es, sich 
an die zehn Pioniergebote zu halten, was 
so einem lebhaften Bündel wie mir nicht 
leichtfiel. Doch wenn uns die Patenbrigade 
– eine große Gärtnerei – einlud, waren wir 
zwischen den langen Gurken, den Toma-
ten und den Alpenveilchen alle die rein-
sten Engel.
In unserem Hort wurde viel gelesen. Als 
wir „Timur und sein Trupp“ in die Hände 
bekamen, gab es kein Halten mehr. Wir 
Zweitklässler bildeten sofort Timur-Bri-
gaden und schwärmten aus, älteren Leuten 
zu helfen. Das stieß bisweilen auf Skepsis, 
gehörte es doch keineswegs zum Üblichen, 
daß sich wildfremde Kinder zum Kohleho-
len oder Einkaufen anboten. Aber die mei-
sten Rentner waren für unsere kleine Hilfe 
dankbar. Auch die Jagd nach Altstoffen 
machte Spaß. Der Erlös kam in die Klas-
senkasse, wollten wir doch unbedingt den 
Kindern in Kuba helfen. Sogar im Mathe-
Unterricht rechneten wir aus, wie viele 
Hefte und Bleistifte für das eingenommene 

Cornelia (1. Reihe, 4. von rechts) kurz nach der Einschulung



RotFuchs / Dezember 2011 Seite 25

Tod eines Kulturhauses
Wie man im mecklenburgischen Hagenow mit einem Kleinod  

aus DDR-Tagen verfuhr

Geld gekauft werden könnten. Die inter-
nationale Solidarität haben wir wirklich 
sehr ernst genommen.
Auch unsere „ABC-Zeitung“ half mit, daß 
wir uns als Kinder in der Gesellschaft 
zurechtfanden. Und die Schulbücher 
waren liebevoll auf den ganz norma-
len Alltag ausgerichtet. Wenn es um den  
1. Mai, den Frauentag oder den Kindertag 
ging, stand da alles Wichtige drin.

Stalinstadt besaß noch eine Besonderheit 
– den Stadtfunk. Die Leute blieben stehen, 
wenn Täve Schur für den Frieden radelte, 
der Sputnik ins All flog oder unser Prä-
sident Wilhelm Pieck starb. Solche Über-
tragungen haben wir uns alle gemeinsam 
angehört, mitgefiebert, mitgejubelt oder 
bei Schmerzlichem mitgelitten.
Manchmal mußten wir feststellen, daß 
einer aus unserer Klasse von heute auf 

morgen nicht mehr zur Schule kam. Von 
Umzug war dann die Rede, bis wir begrif-
fen, daß die Eltern mitsamt ihren Kin-
dern einfach „abgehauen“ waren. Ich hatte 
keine Ahnung, wie es im Westen aussah, 
denn meine ganze Verwandtschaft lebte in 
der DDR, wo ich alles besaß, was ich mir 
wünschte und was ich brauchte. (Wird 
fortgesetzt.) 

Cornelia Noack, Beeskow

Als der Rat des Kreises Hagenow 1968 
davon unterrichtet wurde, vier Jahre 

später fänden im Bezirk Schwerin die 
Arbeiterfestspiele der DDR statt, wobei das 
Bergarbeiter-Ensemble des VEB Braunkoh-
lenkombinats Lauchhammer in die Stadt 
komme, war das ein willkommener Anlaß, 
einen lange gehegten Wunsch aber-
mals höheren Ortes vorzutragen: 
den Bau eines Kulturhauses für 
den flächenmäßig größten Kreis 
der DDR. Nun hielt unsere „Obrig-
keit“ Ausschau, welche Kultur- 
einrichtungen wohl am ehesten als 
Beispiel dienen könnten. Schließ-
lich meinte die Kreisentwurfs-
gruppe, das Kulturhaus der NVA 
in Marxwalde (heute heißt der Ort 
wieder Neuhardenberg) entsprä-
che am meisten unseren Vorstel-
lungen. Und so wurde mit Hilfe von 
Fachleuten aus Berlin zunächst ein 
Vorprojekt erarbeitet. Man veran-
schlagte Kosten von 13,8 Millionen 
Mark der DDR. Dagegen wurden 
Einwände erhoben. Die Projektan-
ten machten Zugeständnisse: Man 
könne ja den Keller samt Sauna 
und Bowlingbahn sowie das Obergeschoß 
für ein Lese-Café und die Kreisbibliothek 
weglassen. Nach einer Neuberechnung 
kam man auf 7,2 Millionen für Erschlie-
ßungsarbeiten, Haus, Heizhaus und Park-
platz.
Die Grundsteinlegung erfolgte am 3. Juni 
1970. Nach einem reichlichen Jahr wurde 
ein Baustop verfügt, weil Disproportio-
nen in der Volkswirtschaft der DDR auf-
getreten waren. Das Stahlgerüst für den 
Saal aber stand bereits, nur die Mauern 
waren noch hochzuziehen. Man fand eine 
Lösung: Der Leiter des VEB Bau Hagenow 
beauftragte 30 Maurerlehrlinge damit. 
Das brachte ihm zwar eine Rüge der Par-
tei ein, doch niemand hinderte ihn daran, 
den Nachwuchs weiterarbeiten zu lassen. 
Selbst der Kreisratsvorsitzende zuckte nur 
mit den Schultern: „Ja, wenn Du Lehrlinge 
ausbilden mußt …“ 
Als man im Frühjahr 1973 bereits an die 
Feierlichkeiten zum 25. Jahrestag der 

DDR dachte, stellte das unfertige Kultur-
haus ein Ärgernis dar. So wurde abermals 
bilanziert. Die Hagenower machten nun 
die halbe Republik mobil: Eine Dreistu-
fenhubbühne müsse her, Akustik erster 
Güte, Elektronik und vieles andere. Selbst 
Stukkateure vom Palast der Republik 

nahmen sich des Saals an, während die 
einheimischen Bautischler mit feinstem 
ausländischem Furnier arbeiteten. Die 
Gaststätte wurde mit hübschen Kerami-
ken einer im Kreis ansässigen Künstlerin 
geschmückt. Im Foyer lenkte ein riesiges 
Wandbild die Blicke auf sich. 
Am 4. Oktober 1974 erfolgte die Schlüs-
selübergabe. Im rückständigen Südwe-
sten Mecklenburgs war das Hagenower 
Kulturhaus ein Kleinod. Der Saal faßte 
700 Besucher, hinzu kamen eine Galerie 
mit 96, eine Gaststätte mit 150, ein Klub 
mit 32 Plätzen und eine Tanzbar. Eine 
moderne Küche, Räume für Ballett, Zirkel 
und Arbeitsgemeinschaften sowie auftre-
tende Künstler standen zur Verfügung.
Namhafte Ensembles und Solisten aus 
dem In- und Ausland, aber auch die 

„Dörpschaft“ – ein örtliches Eigengewächs, 
das heimatliche Folklore brachte – traten 
auf. Besonders freuten sich die 80 jungen 
Tänzerinnen und Tänzer des Hagenower 

Kinderballetts über ihre gediegene Heim-
statt. Selbstverständlich nutzten die fünf 
Parteien, sämtliche Massenorganisatio-
nen – vor allem auch der Kulturbund 
– Industriebetriebe und Landwirtschaft-
liche Produktionsgenossenschaften die 
Räume und die gute Bewirtung. Allein 

1978 zählte man 120 376 Besu-
cher.
Das KKH war gerade 16 Jahre alt, 
als „der Westen“ über uns her-
fiel. Sämtliche 2000 von der DDR 
gebauten Kulturhäuser wurden 
nacheinander zugrunde gerich-
tet, weil in ihnen die „Unkultur 
der Kommunisten“ ihr Domizil 
gehabt hätte. 
Mit dem Hagenower Kulturhaus 
passierte folgendes: Haus und 
Grund lagen nun beim Landrat. 
Der aber besaß für solche Zwecke 
kein Budget. So bemühte man sich, 
das einstige KKH in städtisches 
Eigentum zu überführen. Doch 
auch die Stadt paßte: kein Geld. 
Schließlich erfolgte dann doch 
noch die Übernahme durch das 
Landratsamt. Die von ihm veran-

laßte Verkaufsausschreibung blieb lange 
ohne Resonanz. Zwar meldeten sich zwei 
Westberliner, um dort ein großes Bet-
tenhaus zu errichten. Doch sie zahlten 
nicht. Strafanzeige, Gerichtsverhandlung, 
Gefängnis, Rückübertragung reihten sich 
aneinander. Endlich fand sich ein seriöser 
Käufer: die Kreissparkasse Ludwigslust. 
Sie ließ das Kulturgebäude beseitigen 
und an dessen Stelle einen Palast aus 
Stahl und Glas hinsetzen. Der Wechsel 
bewies, daß dort, wo zu DDR-Zeiten die 
Kultur angesiedelt war, nun das Geld sei-
nen Tempel errichtete. 
Besonders demütigte die Hagenower, daß 
man ihr Kulturhaus Vandalen überließ, 
die im Innern alles kurz und klein schlu-
gen, nachdem sie die großen Scheiben der 
Eingangstüren zertrümmert hatten. Und 
selbst beim Abriß gab es noch einen Stich 
ins Herz, als der Bagger seine Stahlzähne 
kurzerhand in das Foyer-Gemälde bohrte.
 Siegfried Spantig, Hagenow
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Nebel um Stammheim
Mysteriöse Selbstmordserie im BRD-Hochsicherheitstrakt  

bis heute unaufgeklärt

Wer über die Nacht vom 17. zum  
18. Oktober 1977 – die sogenannte 

Todesnacht – in Stammheim etwas schreibt, 
ohne die Vorgeschichte zu benennen, unter-
liegt leicht der Gefahr, das Geschehen als 
selbstgewählte Folge individueller Gewalt 
zu bewerten.
Die BRD-Geschichte der 60er Jahre war die 
Fortsetzung einer beispiellosen Hetze gegen 
alle, die sich auch nur links einzuordnen 
wagten. Selbst ziviler Widerstand gegen die 
zunehmende Aushöhlung der bürgerlichen 
Demokratie geriet ins Visier der Repres-
sionsorgane. „Höhepunkte“ dabei waren 
der brutale Polizeiterror gegen die Teil-
nehmer der Studentendemonstration am  
5. Februar 1966 in Berlin, bei der beson-
ders die USA-Aggression in Vietnam ange-
prangert wurde, und gegen Demonstranten 
beim Schah-Besuch. An jenem Tag wurde 
Benno Ohnesorg erschossen. Die lebens-
gefährliche Schußverletzung, die Rudi 
Dutschke am 11. April 1968 bei Protesten 
gegen das Wüten der USA in Indochina 
erlitt, gehörte ebenso dazu wie die Einfüh-
rung der „Notstandsgesetze“ am 27. Juni 
1968 oder die ungehemmte Brutalität der 
Büttel des kapitalistischen Staates in einer 
Reihe von Großstädten der BRD. 
Am 28. Januar 1972 beschloß die SPD-ge-
führte Koalitionsregierung unter Willy 
Brandt „Grundsätze zur Frage der verfas-
sungsfeindlichen Kräfte im öffentlichen 
Dienst“. Diese gingen als „Radikalen- 
erlaß“ und „Berufsverbotsgesetz“ in die 
Geschichte ein und führten schon in den 
ersten Jahren zur Überprüfung von 1,4 
Millionen Bundesbürgern. Am 18. August 
1976 folgte der § 129a über die Strafbarkeit 
der Bildung einer terroristischen Vereini-
gung. Der Stammheim-Prozeß und das als 
gemeinschaftlicher Selbstmord deklarierte 
Ableben von Ulrike Meinhof, Andreas Baa-
der, Gudrun Ensslin und Jan-Carl Raspe 

veränderten das Gesicht der BRD. Es ist 
ein Verdienst des Pahl-Rugenstein-Verlags, 
sich dieser Thematik wiederholt angenom-
men zu haben. Das unlängst erschienene 
Buch von Helge Lehmann „Die Todesnacht 
in Stammheim“ ist ein erneutes Bemühen, 
sich der bis heute unbewiesenen offiziellen 
Version des Geschehens aus faktenbeton-
ter Sicht entgegenzustellen. Sein schein-
barer Nachteil erweist sich schon bald als 
Vorzug. Die Lektüre ist anstrengend, da 
der Autor akribisch jene Beweise präsen-
tiert, welche zu liefern eigentlich Aufgabe 
der Untersuchungsorgane und der Justiz 
gewesen wäre. Beide verzichteten indes 
aufgrund politischer Vorgaben des Staa-
tes bewußt darauf.
Der Autor will durch eine Indizienkette 
die offizielle Darstellung des gewaltsa-
men Todes der RAF-Aktivisten sowie der 
lebensgefährlichen Verletzung Ingrid Moel-
lers widerlegen. Dies ist ihm eindrucksvoll 
gelungen. Er regt die RF-Leser dazu an, das 
Buch mit seiner datenreichen zusätzlichen 
CD selbst in die Hand zu nehmen. 
Helge Lehmann stellt nämlich fest: Ein 
Waffenschmuggel durch die Rechtsanwälte 
war zu keiner Zeit möglich. Eine Absprache 
der tot Aufgefundenen zu einem „kollek-
tiven Selbstmord“ blieb technisch ausge-
schlossen. Wahrgenommene Lichtzeichen 
und Autogeräusche im nächtlichen Hof fan-
den im Todesermittlungsverfahren kei-
nerlei Beachtung. Von außen kommende 
Nachrichten über die Flugzeugentführung 
in Mogadischu konnten Inhaftierte realisti-
scherweise nicht empfangen. Die Schüsse 
der „Selbstmörder“ wurden von keinem der 
Strafvollzugsbeamten  gehört, Schalldämp-
fer aber nicht gefunden, ebensowenig Fin-
gerabdrücke auf den Waffen. Die Nottreppe 
vom Hof in den Zellentrakt hätte von Perso-
nen aus einem oder mehreren Fahrzeugen 
unbeobachtet benutzt werden können, da 

die Videoaufzeichnung nicht funktionierte. 
Der Hauptbelastungszeuge Volker Speitel 
vom Rechtsanwaltsbüro Croissant konnte 
einiges, was er den staatlichen Ermittlern 
erzählt haben soll, gar nicht wissen. Da 
die Zellen nicht sofort kriminaltechnisch 
untersucht wurden, müssen spätere Waffen- 
und Sprengstoff-Funde als unglaubwür-
dig erscheinen. Durch den Abriß fast der 
gesamten Zellen wurden mögliche Beweis-
mittel pulverisiert. 
Obwohl nicht vor 9 Uhr die ersten Ermitt-
lungsbeamten in Stammheim eintrafen, 
verbreitete dpa bereits um 8.53 Uhr die 
Eilmeldung: „Baader und Ensslin haben 
Selbstmord begangen.“
Helge Lehmann resümiert, im dargestell-
ten Fall seien die legalen Grenzen staat-
lichen Handelns überschritten worden, 
Das Ergebnis habe den Erwartungen der 
Ermittlungsführer wie ihrer Auftraggeber 
entsprochen.
Im Januar 1979 erklärte der damalige Bun-
deskanzler Helmut Schmidt: „Ich kann nur 
nachträglich den deutschen Juristen dan-
ken, daß sie das alles nicht verfassungs-
rechtlich untersucht haben.“ (!)
Den Toten von Stammheim ist bis heute 
keine Gerechtigkeit widerfahren. Um so 
mehr sollten sich Sozialisten und Kom-
munisten gefordert sehen, angesichts 
zunehmender faschistoider Tendenzen in 
der Bundesrepublik gerade auch die Ent-
wicklungen ihrer Gesellschaft in den 60er 
und 70er Jahren genauer unter die Lupe zu 
nehmen. Konstantin Brandt, Berlin

Helge Lehmann. Die Todesnacht in Stamm-
heim. Eine Untersuchung. Indizienpro-
zeß gegen die staatsoffizielle Darstellung 
und das Todesermittlungsverfahren. Unter 
Mitarbeit von Olaf Zander. Mit Dokumen-
ten-CD. Pahl-Rugenstein, Bonn 2011, 240 S., 
19,90 Euro. ISBN: 978-3-89144-437-5

Redaktion und Förderverein gratulieren den fortan 85jährigen Genossen Werner Engelhardt (16. 12.) aus Berlin und Willi Pose 
(21. 12.) aus Ballenstedt zu ihren großen Feiertagen.
Wir übermitteln unsere aufrichtigen Wünsche zum 80. Geburtstag an Willi John (8. 12.) aus Dahlewitz und Siegfried Bohn 
(30. 12.) aus Berlin.
Ihren 75. Geburtstag begehen Joachim Hempel (22. 12.) aus Strausberg und Manfred Schild (24. 12.) aus Rostock. Herzlichen 
Glückwunsch!
Zum 70. Geburtstag grüßen wir unsere Genossen Dieter Hein (6. 12.) aus Berlin, Jürgen Kloß (10. 12.) aus Rostock und Günter 
Oldenburg (28. 12.) aus Wusterwitz.
Der „RotFuchs“ wird zwei neue 65jährige in seinen Reihen zählen: Jürgen Breitsprecher (9. 12.) aus Rostock und Brigitte 
Mietzsch (25. 12.) aus Cottbus. Von Herzen alles Gute!
Unsere „Nachwuchs“-Kader Barbara Kliefoth-Hickstein (11. 12.) aus Berlin, Norbert Dobberthin (26. 12.) aus Pasewalk und 
Jürgen Bonitz (28. 12.) aus Dresden sollen nicht vergessen werden: Sie vollenden ihr 60. Lebensjahr.

Wir wünschen allen Geburtstagskindern, auch den hier nicht erwähnten, maximale Gesundheit und Kraft.

Herzlichen Glückwunsch unseren Jubilaren des Monats Dezember ! 
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Er ist der Dichter jener Poesie und Prosa, 
die wir aus dem Leben unserer Menschen 

nicht mehr wegdenken können“, bemerkte 
Franz Fühmann 1957 in seiner Gedenkrede 
auf den erst 48jährig gestorbenen Dichter, 
Denker und Kämpfer Louis Fürnberg. 
1954 äußerte er, der aus Prag in die DDR 
übergesiedelt war, er wolle sich auch um 
Weimars literarischen Nachwuchs küm-
mern. Für mehrere junge Autoren wie 
Walter Werner, Christa Wolf, Eckart Krumb-
holz, Kurt Steiniger, Franz Fühmann, Rai-
ner Kirsch, Harry Thürk, Hanns Cibulka, 
Werner Bräunig und andere wurde er zum 
Lehrmeister und Berater. Der Dichter und 
engagierte Kommunist setzte genaue Beob-
achtung voraus, um mit der größten Präzi-
sion etwas auszudrücken. Er verwarf platte 
und flache Reimereien, regte zum Überden-
ken und Ausfeilen an und ermutigte, was 
viele Briefe Fürnbergs bezeugen. Er überar-
beitete die Manuskripte des Nachwuchses 
und setzte sich für manche Erstveröffentli-
chung ein. Eckart Krumbholz schrieb über 
seine „Nachhilfestunden bei Louis Fürn-
berg“ in dem Bändchen „Eine Blume in mei-
ner Hand“ (1975). Walter Stranka äußerte in 
seinen „Erinnerungen an Louis Fürnberg“, 
der Dichter habe in die junge Generation 
besondere Hoffnungen gesetzt, die berech-
tigt waren und sich fast ausnahmslos erfüll-
ten, wenn man an Schriftsteller wie Christa 
Wolf, Walter Werner, Rainer Kirsch oder 
Hanns Cibulka denke.
1964 begann der Aufbau-Verlag mit der Edi-
tion von Fürnbergs Gesammelten Werken 
in sechs Bänden. An deren Zusammenstel-
lung und Redaktion war Lotte Fürnberg 
maßgeblich beteiligt. 1973 lag die Werkaus-
gabe komplett vor. Die Bände I und II ent-
hielten die Gedichte, die Bände III und IV 
vereinten die künstlerische Prosa und einige 
Stücke. Erinnerungen an Zeitgenossen, 

Essays, Reden und Publizistik wurden in 
die Bände V und VI aufgenommen. Damit 
wurden zwar Lyrik, Prosa, Essayistik und 
Publizistik des „Dichters des Wahren und 
Guten“ (Hans Richter) vorgestellt, doch es 
fehlten noch seine Briefe. Rosemarie Posch-
mann und Gerhard Wolf gaben 1978 den 

„Briefwechsel zwischen Louis Fürnberg und 
Arnold Zweig“ heraus. In mühseliger Klein-
arbeit trugen Rosemarie Poschmann und 
Lotte Fürnberg weitere 2000 Briefe zusam-
men, die zwischen 1932 und 1957 verfaßt 
worden waren. Eine Auswahl davon enthielt 
rund 700 Briefe Fürnbergs mit 500 teilweise 
ausführlichen Anmerkungen. Lotte Fürn-
berg steuerte ihren recht interessanten Auf-
satz „Ein Leben in Briefen“ bei. 
Unter den ausgewählten Schriftstücken 
befanden sich u. a. Briefzeugnisse von F. C. 
Weiskopf, Egon Erwin Kisch, Johannes R. 
Becher, Bertolt Brecht, Wieland Herzfelde, 
Hugo Huppert, Ludwig Renn, Anna Seghers, 
Rosemarie Schuder und Marie Majerova. Die 
zwei Bände „Briefe 1932 bis 1957“ erschie-
nen 1986.
1959 legte die Akademie der Künste „Louis 
Fürnberg – Ein Buch des Gedenkens zum 
50. Geburtstag“ vor. Aus gleichem Anlaß 
verlieh die Stadt Weimar dem Dichter und 
furchtlosen Kämpfer für eine sozialisti-
sche Welt post mortem die Ehrenbürger-
schaft. 1961 erschien Gerhard Wolfs Buch 

„Der Dichter Louis Fürnberg“, das bereits 
eine umfangreiche Fürnberg-Bibliographie 
enthielt. Im gleichen Jahr wurde in Weimar 
eine überlebensgroße Bronzebüste des Dich-
ters enthüllt, die der Prager Bildhauer Mar-
tin Reiner geschaffen hatte. 1964 gestaltete 
der Thüringer Otto Knöpfer ein Gemälde für 
die damalige Louis-Fürnberg-Oberschule 
in Weimar. 1967 wurde eine Gedenktafel 
am Wohnhaus in der Rilkestraße enthüllt. 
Für die Reihe „Schriftsteller der Gegenwart“ 

des Verlags Volk und Wissen schrieb Henri 
Poschmann die Monographie „Louis Fürn-
berg. Leben und Werk“ (1967), in der er Dich-
ten, Denken und Handeln des Schriftstellers 
in jeder Etappe seines Lebens als Einheit 
erkennbar zu machen versuchte. Posch-
manns Monographie kam 1977 neu heraus 
und erschien 1982 auch in der BRD. Hans 
Richter erschloß 1966 in seiner gleichnami-
gen Studie „das lyrische Werk Louis Fürn-
bergs“ mit Hilfe einer Methodik, die der 
Arbeits- und Publikationsweise des Poeten 
weitgehend entsprach. 1967 erschien das 
„Fürnberg-Lesebuch“, dem 1977 eine erwei-
terte Ausgabe folgte. 
In der Fachzeitschrift „Deutschunterricht“ 
(4/1977) wiesen Pädagogen nach, wie Fürn-
bergs Gedichte an den DDR-Schulen im 
Literaturunterricht Eingang fanden, u. a. 
„Spätsommerabend“ (6. Kl.), „Am frühen 
Morgen“ (7. Kl.) und „Alt möcht ich werden“ 
(8. Kl.).
Lutz Hellmuth und Dietmar Lenz schufen 
1982 für ein Weimarer Neubauviertel die 
Skulptur „Hommage à Louis Fürnberg“ und 
Hans Bräunlich bearbeitete im selben Jahr 
Fürnbergs Stück „Ein Mensch ist zu ver-
kaufen“ als Hörspiel, wozu Peter Gotthard 
die darin enthaltenen Songs neu vertonte. 
Es erhielt beim Internationalen Hörspiel-
Wettbewerb in Warschau den 1. Preis und 
wurde auch in der BRD unter dem Titel „Der 
arme Heinrich“ gesendet. 
Zum 75. Geburtstag Fürnbergs entstand 
1984 für das Fernsehen der DDR der Doku-
mentarfilm „Das Abenteuer zu leben“ (Regie: 
Peter Rocha). In einem Fernsehgespräch 
erinnerte sich Lotte Fürnberg an zwei 
Jahrzehnte Gemeinsamkeit mit Louis. Zum  
100. Geburtstag des Dichters erschienen 2009 
in der Reihe „Weimarer Texte“ Fürnbergs 
„Mozart-Novelle“ und „Die Begegnung von 
Weimar“ in einem Band. Dieter Fechner

Lyriker mit Löwenherz
Das kurze, aber erfüllte Leben des Louis Fürnberg 

Einer, der nie von der Fahne ging
Jupp Mallmanns Bekenntnisse 

Als ich Jupp Mallmanns Bericht über das 
bewegte Leben eines Kommunisten in 

Händen hielt, kam mir manches vertraut 
vor. Bilder aus den ersten Nachkriegs-
jahren standen mir vor Augen. In Ost 
und West setzten wir uns damals für die 
Beseitigung der ungeheuren Kriegsschä-
den ein und handelten in der Überzeu-
gung, daß sich ein solches Völkermorden 
nie wiederholen dürfe. 
Das Deutschlandtreffen der FDJ 1950, die 
III. Weltfestspiele der Jugend und Stu-
denten im darauffolgenden Jahr, der bru-
tale Überfall der Stumm-Polizei an den 
Grenzen zu Westberlin und der Schuß aus 
einer Polizeipistole, der Philipp Müller in 

Essen tötete, prägten eine ganze Genera-
tion. Unsere Erfahrungen im Osten unter-
schieden sich grundlegend von denen 
Gleichaltriger im Westen. Während wir 
als Arbeiterkinder in der DDR studie-
ren konnten und unseren jungen Staat 
mit aufbauten, saß Jupp bei Adenauer im 
Gefängnis. Ohne Urteil entlassen, erhiel-
ten er und seine Freunde keinerlei Haft-
entschädigung.
Im August 1956 folgte das bis heute 
bestehende KPD-Verbot. Für Jupp waren 
damit Verfolgung und Illegalität auf viele 
Jahre verbunden. Insgesamt wurden in 
der BRD 250 000 Ermittlungsverfahren 
gegen Kommunisten und alle, die sich 

dem Kalten Krieg entgegenstellten, ange-
strengt. Jupp, 1925 in Düsseldorf gebo-
ren, gehörte zu den Justizopfern jener 
Zeit. Mit der DKP-Gründung 1968 reihte 
er sich wieder in den legalen Kampf ein. 

„Durch unsere Aktivitäten haben wir man-
chen Zeitplan der Herrschenden durch-
einandergebracht“, schreibt er. Trotz des 
Sieges der Konterrevolution fordert Jupp 
dazu auf, die Fahne um keinen Preis ein-
zurollen. Dr. Marga Beyer, Berlin

Jupp Mallmann hat aufgeschrieben. Mit 
Anmerkungen zur BRD-Sonderjustiz von 
Erich Buchholz. Verlag Wiljo Heinen, Berlin 
2011, 110 S., 6 €, ISBN 978-3-939828-68-6
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Archie, Pia und der fliegende Papst

Als Archie mühsam und beladen die 
wacklige Gangway der Bulgarian 

Airlines mit Gepäck über der Schulter 
und in der Hand schwer atmend hoch-
ächzte, erblickte er in einem Augenblick 
des Innehaltens zwei adrette Stewardes-
sen der Linie, die gut seine Enkeltöchter 
hätten sein können, ihm 
aber nicht zur Hand 
gingen. Mißtrauisch 
beäugte er das Innere 
der uralten Boeing, die 
noch einen Ausgang am 
Heck hatte, und fragte 
sich, wie es wohl sei, 
wenn der Papst durch 
die Lüfte fliegt. Kurz 
zuvor hatte ihn näm-
lich seine Urenkelin 
ausgefragt, ob dieser 
auch fliegen könne und 
dergleichen mehr. „Wie 
kommst du denn dar-
auf?“, wollte der Ange-
sprochene in Erfahrung 
bringen. Die wißbegie- 
rige, quirlige Pia, die 
wirklich so heißt, drang 
weiter in Archie ein und 
erkundigte sich nun, ob 
der Papst wohl wisse, 
wo der liebe Gott wohnt. 
„Er tut so, als wüßte er 
es, aber ob er es wirk-
lich weiß, steht in den 
Sternen“, zog sich Opa Archie aus der 
Affäre. „Na, gut“, sagte Pia, „manchmal 
weiß man eben nicht genau, wo jemand 
zu Hause ist, aber man kennt die Rich-
tung, nicht wahr, Opa?“ Dabei zeigte sie 
mit ihrem Kinderfinger zum Himmel. 

„Du hast recht“, entgegnete Archie, „die 
Richtung stimmt, denn in der Gegenrich-
tung“ – dabei zeigte er mit dem Daumen 
nach unten – „soll ja der Teufel wohnen. 
Dort, wo die Erde noch heiß und flüssig 
ist und das Fegefeuer lodert.“ 
Pia gab energisch zurück: „Nein, das 
meine ich ja gar nicht. Ich will wissen, 
was über den Wolken ist.“ Archie nahm 
Zuflucht zu einer Binsenweisheit: „Über 
den Wolken ist viel Luft, und dann gibt 
es dort noch Sonne, Mond und Sterne.“ 
Pia beharrte: „Aber der Papst spricht 
doch mit dem lieben Gott, sonst wäre 
er ja nicht Papst, oder?“ Archie wand 
sich: „Ja, er hält Zwiesprache mit Gott, 
heißt es. Aber ob er ihn erreicht oder 
ob Gott ihm überhaupt antwortet, das 
weiß keiner, das bleibt ein Geheimnis 
des Papstes.“ 
Archie mußte auf der Hut sein, denn die 
etwas altkluge Pia, diese kleine, liebe 
Nervensäge, geht im Berliner Bezirk 
Prenzlauer Berg auf eine „Freie Evan-
gelische Schule“ und hat dort seit der 
1.Klasse das Fach „Andacht“. Pias Mut-
ter hatte Opa Archie am Telefon erklärt, 
dies sei eine sehr seriöse Schule mit 

besonders guten Lehrern, allerdings 
vom eigenen Viertel ein bißchen weit 
entfernt. Auf die nahegelegene Schule 
aber gingen über 90 % Kinder mit Migra-
tionshintergrund und geringen Deutsch-
kenntnissen. Was sollte Opa Archie dazu 
sagen, schließlich hat er ja nichts mehr 

zu melden. Also muß er wohl oder übel 
mit seiner Urenkelin Gespräche über 
den lieben Gott führen. Pia hatte schon 
ihre Mutter, Opa Archies Enkeltochter 
Anne, mit der Gretchenfrage nach deren 
Religion in arge Verlegenheit gebracht. 
Auch war Pia bereits aus der „Andacht“ 
mit dem erhellenden Satz nach Hause 
gekommen: „Wenn ich glaube, kann ich 
alles!“ „Nur nicht dein Zimmer aufräu-
men“, fügte die Mutter hinzu.
Nach dem Gespräch mit dem Uropa 
zog Pia nun folgenden Schluß: „Wenn 
der Papst weiß, wo Gott wohnt und 
er mit ihm im Himmel spricht, müßte 
er eigentlich fliegen können.“ Archie 
fragte zurück: „Wer, Gott?“ Pia: „Nein, 
der Papst.“ Archie erwiderte: „Das ist 
doch Unsinn, der Papst nimmt natür-
lich das Flugzeug und fährt dann mit 
dem Papa-Mobil.“ Prompt legte Pia nach: 
„Gibt es auch ein Mama-Mobil?“ Archie 
sagte leicht genervt: „Nein, der Papst 
hat keine Frau.“ Da wurde nachgefragt. 
„Warum nicht?“ Antwort: „Das würde 
ihn vom lieben Gott ablenken.“
Archie wollte weiteren Fragen entrinnen, 
aber Pia ließ nicht locker: „Und seine 
Leute?“ Archie: „Du meinst die Priester?“ 
Pia: „Ja, die auf der Kanzel in der Kirche.“ 
„Die dürfen auch keine Frauen haben.“ 
Pia schnürte den Sack zu: „Dann ist die 
Papst-Kirche also nur etwas für Vatis?“ 
„Ja, das stimmt, deshalb heißt der Ort, 

an dem der Papst wohnt, ja auch Vati-
kanstadt.“ Pia klatschte in die Hände 
und rief: „Vati-Kahn-Stadt.“ Sie war 
begeistert. „Dort wohnen fast nur Män-
ner“, meinte Archie. „Die katholische 
Kirche ist nämlich eine Männer-Kirche. 
Lauter Männer unter sich.“ Da rief Pia: 

„Ja, und sie sind alle 
so seltsam verkleidet. 
Ich weiß das aus dem 
Fernsehen.“ Plötzlich 
sagte sie erschrocken: 

„Aber wenn sie keine 
Frauen haben dürfen, 
dann sterben sie ja aus.“ 
Archie seufzte: „Wenn 
das so einfach wäre.“ 
„Opa, sag mal, kannst 
du Priester gar nicht 
leiden?“ „Einige schon.“ 
Pia blieb am Ball: „Und 
den Papst?“ Nun spielte 
Archie mit offenen Kar-
ten: „Liebe Pia, das ist 
nicht mein Papst, nein, 
ich mag ihn nicht. Er 
hat anscheinend über 
dem lieben Gott die 
Menschen vergessen, 
jedenfalls die meisten.“ 
„Und war um jubeln 
ihm dann so viele zu?“, 
wollte sie wissen. „Sie 
können nicht anders, 
sie empfangen jeden 

Papst so, weil sie an Gott glauben.“ Pia: 
„Das verstehe ich nicht.“ Archie: „Ich 
auch nicht.“ „Glaubst du an Gott, Opi?“ 
„Ich würde es gern, aber ich kann es 
nicht.“ „Na, vielleicht wird es ja noch“, 
sagte Pia zuversichtlich. Archie gab ihr 
versöhnlich ein Küßchen. Das Ende des 
Gesprächs ließ ihn aufatmen und in den 
Stoßseufzer flüchten: „Oh, Pia mia!“ 

Manfred Hocke

Dieses Spruchband fotografierte Karsten Tittel auf dem Rudolstädter Markt.

Allen Leserinnen und Lesern, allen 
Freunden und Sympathisanten des RF 
sowie unseren fairen Kritikern wün-
schen wir 

eine erbauliche weihnachtliche 
Verschnaufpause und guten 
Rutsch ins neue Jahr 2012!

Redaktion und Förderverein

Achtung, liebe Leser! 
Unsere nächste Ausgabe gelangt infolge 
der Feiertage und des Jahreswechsels 
erst am 6. Januar zum Versand.
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Leserbriefe an
RotFuchs

Am 18. Oktober rief die legendäre DDR-Kinderärztin 
und Hochschullehrerin Prof. Dr. Ingeborg Rapo-
port, Autorin des Erfolgstitels „Meine ersten drei 
Leben“, in der Redaktion an, um sich mit viel jünger 
wirkender Stimme für die RF-Glückwünsche zu 
ihrem 99. Geburtstag zu bedanken. Auf Grund einer 
Sehbehinderung würden ihr Freunde einzelne Artikel 
aus dem „RotFuchs“ vorlesen, den sie für die beste 
linke Publikation in Deutschland halte. Inge sagte 
zum Schluß: „Liebe Genossen, ich bin immer bei 
Euch!“ RF

Im biblischen Alter von 96 Jahren möchte ich mit 
meinen Mitteln und Möglichkeiten noch etwas zur 
Ausleuchtung der abwechslungsreichen Szene im 
kapitalistischen Krisentheater beitragen.
Der Afghanistanbesuch von Bundespräsident 
Wulff und dessen Begegnung mit Karsai war eine 
weitere Kasperiade. Hatte sein Vorgänger, der 
frühere Treuhand-Oberaufseher Köhler, noch den 
Zorn der Prominenz aus Politik und Wirtschaft auf 
sich gelenkt, weil er die Wahrheit auf den Markt 
trug, so kräht längst kein Hahn mehr danach, was 
unter Partnerschaft mit Afghanistan nach 2014 zu 
verstehen ist. Die Drohnen in der Luft werden gegen 
andere Drohnen ausgetauscht. „Alles fließt“, heißt 
es. Ich füge hinzu: besonders das Öl.

Dr. Käthe Seelig, Rangsdorf

Ich habe nicht immer die Freude, Euch lesen zu 
können. Aber wenn, dann bin ich begeistert: Es sind 
meine Deutsch-Stunden! Ich bedanke mich.

Pete Runge, Alliston (Ontario), Kanada

Ich soll ein Dankeschön aus Toronto unweit der 
Niagarafälle an Euch weiterleiten. Der RF-Vertrieb 
sendet jetzt unsere Zeitung dorthin an einen 
russischen Journalisten. Der Mann hat zuvor bei 
der Moskauer Deutschen Zeitung gearbeitet und 
ist vor einigen Jahren mit seiner Familie nach 
Kanada ausgewandert. Er freut sich über unseren 

„RotFuchs“, den er nun schon zweimal bekommen 
hat und sehr aufmerksam liest.
 Gerhard Masuch, Leipzig

Da ich der Erfinder von „Spur der Steine“ bin, 
wird niemand bestreiten, daß ich mich sowohl 
im Leben als speziell auch in der Kunst der DDR 
auskenne. Ja, auch ich bin observiert worden und 
auch meine Romane, Erzählungen und anderen 
Texte sind, trotz literarischer Auszeichnungen 
andererseits, von Drangsalierungen bis hin zum 
Verbot betroffen gewesen. Das hat geschmerzt 
und stets auch Zweifel ausgelöst. In einem jedoch 
nicht: in dem Bewußtsein, daß zum ersten Mal auf 
deutschem Boden eine Gesellschaft zu errichten 
versucht wurde, die frei von kapitalistischen Banken 
und Konzernen ist, befreit vom Adel und seinen 
Rittergütern; in der das Geld nicht alle Werte des 
Menschseins bestimmt und der das eine nahezu 
heilig war: die Erhaltung des Friedens.
Das alles, weil es das eigentlich Revolutionäre 
ist, war und bleibt mir wichtiger als das eine und 
andere Versagen dieses noch in seinen Anfängen 
steckenden und stets unter Beschuß stehenden 
staatlichen Versuchs von Sozialismus. Dafür habe 
ich mich eingesetzt. Und um so arroganter finde 
ich es, wenn jemand, der in seiner Gegend nicht 
einmal ein Ein-DM-Stück zum Erbarmen gebracht, 
nicht einen Stein vom anderen der alten Sozietät 
bewegt hat, naseweis daherkommt, ohne histori-
sches Verständnis, und die schwere Arbeit anderer 
in den Schmutz zieht.
Ich beziehe mich auf den Artikel „Proletarische 
Klasse und Ramschtisch im KaDeWe“ im ND vom 
21. September. Erik Neutsch, Halle/Saale

„Aus vertrauenswürdiger Quelle wurden wir darüber 
informiert, daß die Parlamentsfraktion der hiesigen 
Nazi-Partei Jobbik einen Gesetzesvorschlag zu 
unterbreiten gedenkt, alle kommunistischen Orga-
nisationen in Ungarn zu verbieten.“
Das teilte mir György Tenner aus Budapest mit. Er 
bat darum, die RF-Leser und die linke öffentliche 
Meinung der BRD von der Absicht der ungarischen 
Faschisten in Kenntnis zu setzen, damit sie ent-
sprechende Schritte der Solidarität unternehmen 
können. Eberhard Kornagel, Leipzig

Da maßt sich ein deutscher „Wirtschafts“-Minister 
öffentlich an, eine Insolvenz-Empfehlung für 
einen anderen europäischen Staat – Griechen-
land – auszusprechen. Niemand aber erwähnt 
die Tatsache, daß die BRD-Regierung abermals 
jegliche Wiedergutmachung für von der faschisti-
schen Wehrmacht im Zweiten Weltkrieg in Hellas 
verübte Massaker abgelehnt hat. Als Beispiel ist 
hier Distomo zu nennen. Besonders auch auf der 
bei BRD-Urlaubern beliebten Insel Kreta wurden 
im deutschen Namen schwerste Verbrechen 
begangen. Dieses Unrecht kann nicht wieder 
gutgemacht werden, doch wäre zumindest eine 
finanzielle Entschädigung längst überfällig.

Dr. Eva Ruppert, Bad Homburg

Unlängst verstarb der Dirigent und Komponist Kurt 
Sanderling. Bei der postmortalen „Würdigung“ 
dieser außergewöhnlichen Persönlichkeit – in Berlin 
zelebrierte man ein Konzert unter Leitung seiner 
Dirigenten-Söhne – wurde „übersehen“, daß der 
Weltstar ein gestandener jüdischer Antifaschist, 
Freund der DDR und der Sowjetunion war. Von 
einem Journalisten befragt, warum er ausge-
rechnet in die UdSSR emigriert sei, antwortete 
Sanderling: „Sie müssen bedenken, daß damals 
die ‚demokratischen‘ Länder bemüht waren, den 
‚Führer‘ nicht zu ‚verärgern‘. Niemand nahm deut-
sche Antifaschisten, selbst Juden, gerne auf. Das 
tat allein die Sowjetunion.“
Nach dem Krieg gab es um Kurt Sanderling ein 
diplomatisches Gerangel zwischen dem „großen 
Bruder“ und der DDR. Deren Führung besann sich 
nämlich darauf, daß Sanderling – inzwischen Chef-
dirigent des Leningrader Symphonie-Orchesters 
– den Berliner Philharmonikern gut zu Gesicht 
stünde. So wurde Moskau ersucht, die Rückkehr 
des Musikers zu genehmigen. Nach einigem Hin und 
Her willigte die Sowjetunion ein, zumal Sanderling 
selbst diesen Wunsch geäußert hatte. 

Walter Ruge
Diesen Brief hat uns der Verfasser nur wenige Tage 
vor seinem Tod geschrieben.

Davon, daß der Afghanistan-Krieg jetzt schon ein 
zehnjähriges Völkermorden ist, sprechen die Wenig-
sten. Es betrifft sie ja nicht persönlich, also läßt sich 
das Thema verdrängen. Die Schutzbehauptung 
lautet, man könne ja sowieso nichts dagegen unter-
nehmen. So einfach ist das für viele, die sich nicht 
rühren möchten. Hetzer hoher Ränge aber lassen 
sogar verlauten, wenn „wir“ nicht in Afghanistan 

„für Ruhe und Ordnung“ sorgten, würden „diese 
Asiaten“ eines Tages an unseren Grenzen stehen 
und „ihren Terror“ hierher exportieren. Also habe 
die Teilnahme am Völkermord der Amis sogar eine 

„wichtige Schutzfunktion“!
Burkhard Kammhoff, Templin

Im ZDF-Sommerinterview wurde Gesine Lötzsch 
inquisitorisch befragt, wie sie es mit „dem Kom-
munismus“ halte. Sie gab eine wohlformulierte 
Antwort. Besser und richtiger wäre es gewesen, 
wenn die Kovorsitzende der Linkspartei mit der 
Gegenfrage gekontert hätte, was die Interviewerin 
denn eigentlich darunter verstehe.
Die Lohnschreiber des Kapitals verbinden mit 
diesem Begriff ja etwas ganz anderes als wir, für 
die sich Kommunismus nach dem Manifest von 
Marx und Engels definiert. Sie wenden den Betriff 
entweder auf die politische Ordnung der UdSSR zu 
Stalins Zeiten oder jene in der DDR an. Doch beide 

Staaten und deren führende Parteien haben die 
Gesellschaftsordnung in UdSSR und DDR niemals 
als kommunistisch bezeichnet. Im Kampf der Ideen 
geht es verstärkt auch um Begriffe wie Menschen-
rechte, die linke Inhalte haben. „Die Internationale 
erkämpft das Menschenrecht!“ heißt es doch in 
der Arbeiterhymne.
Linke sollten sich eine Weisheit aus gegnerischer 
Quelle ins Stammbuch schreiben: „Wer die Begriffe 
definiert, bestimmt die Politik!“

Siegfried R. Krebs, Legefeld

Was Klaus Steiniger im Leitartikel der Oktober-
ausgabe schreibt, findet meine volle Zustimmung. 
Ich bin himmelhochjauchzend, wenn ich Gregor 
Gysis Bundestagsreden vernehme, aber zu Tode 
betrübt über das, was ich manchmal von ihm lese. 
Im ND-Gespräch zu dem Thema: „Wie weiter mit 
den Linken?“ halte ich vieles für richtig, daß aber 
von unerträglichen Aussagen begleitet wird. „Ich 
bin Zentrist, das ist eine schwierige, gelegentlich 
auch einsame Rolle zwischen den Stühlen“, erklärte 
Gysi dort. Zentrismus ist doch wohl eine gegen den 
Marxismus gerichtete Strömung, getragen von der 
Ideologie der Anpassung, der Unterordnung unter 
das herrschende gesellschaftliche System. Sie 
folgt einem opportunistischen Sozialreformismus, 
der sozialistische Ideale aufs Spiel setzt.
Auch seine Aussage im ND-Interview, es gebe 
Parteimitglieder, welche die DDR in einer Weise 
verteidigten, wie sie es nicht verdient habe, weise 
ich entschieden zurück. Die Mehrheit in den 
Basisorganisationen hat über 40 Jahre unseren 
Staat unter schwersten Bedingungen aufgebaut 
und gegen alle Angriffe geschützt. Sie hat mit 
der DDR kein Problem. 

Oberst a. D. Hans Linke, Suhl

Da ich gesundheitlich leider nicht mehr in der Lage 
war, an der Gesamtmitgliederversammlung teilzu-
nehmen, möchte ich allen Genossen, die unseren 

„RotFuchs“ so erfolgreich voranbringen, meine 
herzlichen Grüße übermitteln.
Angesichts des Herum-Eierns der Lederer, Liebich 
und anderer Berliner PDL-Funktionäre, die sich vor der 
Verantwortung für das jüngste Wahldebakel drücken 
und ihre Ansichten immer noch erheblichen Teilen 
der Mitgliedschaft schmackhaft zu machen wissen, 
kamen mir Parallelen aus der Zeit der Vereinigung 
von KPD und SPD in den Sinn. Ich habe damals in 
Leipzig mit erfahrenen Genossen oft stundenlange 
Gespräche über Grundfragen und politische Details 
geführt. Dabei war eines unter Jungen und Alten, 
Sozialdemokraten und Kommunisten unstrittig: 
daß die Vereinigung nötig sei und bald erfolgen 
solle. Doch wir waren so naiv anzunehmen, daß 
an der Basis Geklärtes auch auf Leitungsebene 
so gesehen werde. Auf zentralen Veranstaltungen 
erlebten wir, wie sich führende SPD-Funktionäre 
drehten und wanden: „Natürlich ja, Genossen, aber 

…“ Erfahrene Versammlungsleiter fälschten die vor-
getäuschte Zustimmung zu Forderungen der Basis 
in ein „Abwarten, Genossen…“ um. Die Mehrheit 
des Leipziger Vorstandes wurde nämlich durch 
Schumachers Clique in Hannover gesteuert. 
Mir scheint, daß in der Berliner PDL auch nicht 
gerade die Meinung der Basis zählt.

Dr. sc. Fritz Welsch, Berlin

Nach 48jähriger ununterbrochener Zugehörigkeit 
zu SED, PDS und Linkspartei bin ich aus der PDL 
ausgetreten. Mein Entschluß dürfte von manchen 
Funktionären wohlwollend betrachtet werden, trägt 
er doch zur „Reinheit“ der Partei bei. Die unsägliche 

„Aufarbeitung“ der Geschichte des MfS bestärkte mich 
als dessen ehemaligen Offizier in meiner Entschei-
dung. Wiederholte Angebote, innerhalb der Partei 
an einer objektiven Aufarbeitung dieses Themas 
mitzuwirken, wurden dahin gehend beantwortet, daß 
es in der PDL kein entsprechendes Gremium gebe. 
Wen wundert es, daß man sich lieber mit Lügen und 
Halbwahrheiten zufriedengibt, wenn man aus einem 
unlängst erschienenen Buch erfährt, was sich am  
3. Dezember 1989 in Dresden ereignet hat. Bei einem 
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Treffen von Gregor Gysi, Hans Modrow, Wolfgang 
Berghofer und Markus Wolf soll dem Autor zufolge 
der Gedanke geäußert worden sein, im Interesse der 
Rettung der Partei einen Schuldigen für die Misere 
zu suchen. Dabei komme nur die Staatssicherheit in 
Frage, sei in der Runde entschieden worden. 
 Dieter Dethloff, Wittenförden 

Der Oktober-RF offenbarte im Leitartikel und 
mehreren Beiträgen eine bedrückende Sorge um 
den Zustand der Linkspartei. Zu Kriterien werden 
ihre innere „Streitkultur“, ihre Ausstrahlung und ihre 
Wahlergebnisse gemacht. Solche Überlegungen 
sind auch Nichtparteimitgliedern keineswegs zu 
verdenken.
Ich war wiederholt Delegierter zu PDS-Bundes-
parteitagen und bemühe mich in Magdeburg seit 
Jahren um die politische Bildung.
Auf dem Gebiet der Ideologie hat die Gegenseite 
ihr Wirken nicht reduziert. Sie setzt den Kalten 
Krieg fort. Ständig steigert sie den Aufwand bei 
der Verbreitung von Antikommunismus, Antihuma-
nismus und Scheinhumanismus – oft mit „verfei-
nerten“ Methoden. Im Zentrum ihrer aggressiven 
Kampagne steht die Verteufelung der DDR als 

„Unrechtsstaat“ und „zweite deutsche Diktatur“. Dies 
wirkt in Sachsen-Anhalt indes nur bedingt. Schon 
2009 blieben 94 % der durch „Monitor“ Befragten 
zumindest bei dem Urteil, in der DDR sei „nicht 
alles schlecht“ gewesen. 

Dr. Heinz Sonntag, Magdeburg

Am 24. September erlebte ich die zentrale RF-Ver-
anstaltung in Rostock. Mich bewegte sehr, daß der  
65. Jahrestag der Vereinigung von KPD und SPD zur 
SED eine so eindrucksvolle Würdigung erfuhr. Mit 
dem Gewicht des Historikers hat uns Götz Dieckmann 
die Verbrüderung zweier Arbeiterparteien als das 
bedeutendste Ereignis vermittelt, das sich nach 
der Zerschlagung der faschistischen Barbarei auf 
deutschem Boden vollzog. Mir wurde noch stärker 
bewußt, welche einmalige geschichtliche Chance 
in den letzten Jahren der DDR dadurch vertan 
worden ist, daß keine fundierten Bemühungen um 
eine echte Stabilisierung der Partei als führender 
Kraft der Gesellschaft unternommen worden sind. 
Rostock war ein Bekenntnis dazu, daß Marxis-
mus und Leninismus zusammengehören. Der RF 
beschränkt sich nicht auf leere Worte, sondern 
handelt entsprechend.
 Walter Krüger, Dudinghausen

Gerade aus Rostock zurückgekehrt, drängt es mich, 
den Initiatoren, Organisatoren und allen Mitwirkenden 
von ganzem Herzen zu danken. Das Programm der 
Veranstaltung war gehaltvoll und gut aufeinander 
abgestimmt. Den Vortrag des Genossen Dieckmann 
möchte ich wegen seiner inhaltlichen und rhetorischen 
Brillanz als besonders anregend und begeisternd 
hervorheben. Das russische Vokalensemble „Na-
deshda“ animierte mit seinem Schwung – beginnend 
mit dem „Kalinka“-Lied – das schon etwas bejahrte, 
aber durchaus begeisterungsfähige Publikum zum 
Mitsingen und rhythmischen Klatschen.
Ganz besonders freute ich mich darüber, liebe 
Genossen aus dem Ferienheim „Heideruh“ wiederzu-
treffen. Die Hafenrundfahrt bot reichlich Gelegenheit 
zum Gedankenaustausch und zum Auffrischen von 
Erinnerungen. Ein wunderschöner, ereignisreicher 
Tag, der Kraft und Mut gibt. Danke!

Heinz Butzke, Neubrandenburg

Der Beitrag von Christine Buchholz zur Militarisie-
rung der BRD-Politik machte deutlich, wie dreist die 
Verteidiger der „Freiheit am Hindukusch“ inzwischen 
ihre geostrategischen Absichten eingestehen.
Ein diesbezügliches Erlebnis hatte ich kürzlich als 
Teilnehmer einer Konferenz in Szczecin, als wir beim 
Besuch des NATO-Stabes Nordost auf die Frage, ob 
denn dieses Bündnis und die Bundeswehr überhaupt 
noch nötig seien, erfuhren, wo BRD-Streitkräfte 
inzwischen an militärischen Operationen beteiligt 
sind. Auf der uns gezeigten Weltkarte tauchten 
neben den Standorten stets auch Zahlen auf, 

welche die jeweiligen Fördermengen von Öl und 
Gas auswiesen.
Auf die Frage, ob ein Zusammenhang zwischen 
diesen Zahlen und der Anwesenheit von Bundes-
wehrsoldaten bestehe, erklärte ein Oberstleutnant 
S. wörtlich: „Als deutscher Offizier bin ich stolz 
darauf, für die Energiesicherheit meines Landes 
sorgen zu dürfen. Ich bin schließlich kein Bundes-
präsident …“ Eine tolle moralische Legitimation für 
die „Armee im Einsatz“!

Prof. Dr. Herbert Barten, Greifswald

In einer Hinsicht könnte ich mir einen konstruktiven 
Wandel im Verhältnis zwischen den bestehenden 
kommunistischen Gruppierungen und der DKP 
wünschen und vorstellen. Seit 1989 ist hinreichend 
viel Zeit verflossen, um die Spreu vom Weizen zu 
trennen. Diejenigen, die sich auf Marx, Engels 
und Lenin berufen, haben lange genug auch über 
den Wert des realen Sozialismus als Teil unseres 
gemeinsamen Erbes nachgedacht. Der „Prüfstein 
UdSSR/DDR“ wurde mittlerweile entweder „ver-
worfen“ oder in die eigenen programmatischen 
Vorstellungen hinsichtlich des Fortgangs der 
Entwicklung vom Kapitalismus zum Sozialismus 
positiv eingebaut. Ich meine bei all jenen, welche 
dieses Erbe akzeptieren.
Unter denen müßte es möglich sein, das Resümieren 
über die Vergangenheit und das Spekulieren über 
die Zukunft zu beenden, um sich der Gegenwart 
zuzuwenden. Es ist doch eine Tatsache, daß die 
derzeitige Zersplitterung der sich in zentralen 
Fragen eigentlich einigen Kommunisten/Marxisten-
Leninisten höchst unerfreulich ist – eine absurde 
Vergeudung von Kräften.
Der nachwachsenden Generation bieten wir ein solches 
Bild der Zersplitterung, daß sie sich eigentlich nur 
von uns abwenden kann. Das mag man noch fünf bis 
zehn Jahre durchhalten, dann aber sind die meisten 
von uns entweder tot oder außer Gefecht.
Soll’s das gewesen sein – mit uns, den Erben von 
KPD und SED, von Thälmann und Pieck? Was für ein 
Irrsinn! Welche Logik oder Eitelkeit steckt dahinter? 
Ich sehe darin nur sektenhafte Besserwisserei und 
Dummheit. Das ist meine sehr persönliche Meinung.
 Dr. Hans-Peter Brenner, Bonn

Die ausgezeichnete Rede Götz Dieckmanns haben 
wir mit großem Interesse zur Kenntnis genommen. 
Wie Ihr wißt, haben wir leider nicht die Mehrheit in 
der Parteiführung. 
Ich bin sicher, daß wir dennoch Wege finden werden, 
um die Einheit voranzutreiben.

Renate Münder, Redaktion T & P, München

Die Rede des Genossen Dieckmann habe ich gelesen 
und verstehe sein Anliegen. Es ist ja nicht nur das 
Seinige. Die DKP existiert seit über 40 Jahren als 
die legale kommunistische Partei unseres Landes. 
Sie ist aus der illegalen KPD hervorgegangen und 
hat tiefe Wurzeln in der marxistischen Arbeiterbe-
wegung unseres Landes. Überdies besitzt sie eine 
erfahrungsreiche Geschichte. Mit ihren heute knapp 
4000 Mitgliedern – natürlich ist das lächerlich wenig 
– stellt sie dennoch die derzeit größte und älteste 
kommunistische Organisation unseres Landes dar. 
Es geht also nicht um irgendwelche selbsternann-
ten Gurus …, sondern um eine Partei mit einem 
marxistischen Programm. Das verpflichtet sie auch 
zu Bemühungen um die Zusammenführung kom-
munistischen Potentials in unserem Land. Es gibt 
Versuche, Briefwechsel, Absprachen. Wenigstens 
zwei Probleme aber sollte man nicht außer acht 
lassen: Bevor man sich vereinigt, muß man sich 
erst einmal gründlich auseinandergesetzt haben. 
Das stammt von Lenin. Es muß also schon einiges 
an gemeinsamen Auffassungen herausgearbeitet 
werden, was bisher noch nicht gelungen ist. Und 
zweitens: Dieser Prozeß wird auch verhindert, wenn 
man die DKP eine revisionistische Partei nennt.

Dr. Robert Steigerwald, Eschborn

Der Hauptaussage des Beitrags von Dr. Vera 
Butler „Wie sich eine Weltmacht selbst liquidierte“ 

(RF 164) stimme ich zu. Einige Details überzeugen 
mich jedoch nicht. Ich würde Andropow u. a. eine 
bewußte Abweichung vom sozialistischen Weg 
nicht unterstellen. Das blieb dem letzten KPdSU-
Generalsekretär vorbehalten, der gegenüber Egon 
Bahr freimütig bekannte, schon immer Sozialdemokrat 
gewesen zu sein. 
Es mag aus marxistisch-leninistischer Sicht in jeder 
Nachkriegsetappe Fehler und Irrtümer gegeben 
haben. Der Personenkult hat sie sicher begünstigt, 
wobei ich der Meinung bin, daß kein Parteiführer die 
Verantwortung dafür allein getragen hat. 
Übrigens sah Stalin bereits die Notwendigkeit, sich 
von starren Formen zu verabschieden. In seiner Schrift 

„Ökonomische Probleme des Sozialismus“ – sie war 
aus meiner Sicht ein Musterbeispiel an gedanklicher 
Klarheit und sprachlicher Schlichtheit – deutete er 
erforderliche Veränderungen an.
In der UdSSR hatten sich zwei getrennte Wirtschafts-
strukturen entwickelt: die militärische, welche exakt 
funktionierte, und die zivile, die allmählich kollabierte. 
Juri Andropow, in dessen nur kurzer Amtszeit sich 
das Brutto-Inlandsprodukt der UdSSR immerhin 
um 8 % erhöhte, trägt die Verantwortung für einen 
absoluten Mißgriff: die Auswahl Gorbatschows. 

Dr. Manfred Böttcher, Berlin

Gott war auch in Baden-Württemberg! Wir alle haben 
es gelesen: „Grüß Gott in Baden-Württemberg!“ 
Nicht aber „Grüß den Papst in B.-W.!“ Oder ist 
der Papst etwa Gott? Sehr wahrscheinlich, denn 
er entscheidet in allen Situationen selbstherrlich 
als Staatschef ohne Parlament. Der Papst duldet 
keinen Widerspruch und untersagt jeglichen Fort-
schritt im Denken. Er ist allmächtig. Aber auch der 
Allmächtige?
Welch ein Unterschied zu Fidel Castro, dem Geburts-
tags-Glückwünsche zu übermitteln verpönt war, 
obwohl er durch seine Politik humane Leistungen 
bedrängten Völkern hat zuteil werden lassen. 

Hermann Thomas, Wilsdruff

Wir widersprechen dem Artikel „Absage an Vollbe-
schäftigung“ von Dr. Dr. Ernst Albrecht (RF 165). 
Das bedingungslose Grundeinkommen ist eine 
monatliche Geldauszahlung, die jedem Menschen 
von der Geburt bis zum Tod garantiert wird, ohne 
daß eine Gegenleistung erbracht werden muß. Auch 
bei Gelderwerb wird es weitergezahlt.
Eine Vollbeschäftigung ist im Kapitalismus nicht 
mehr vorgesehen. Das Konzept Hartz IV wurde 
so angelegt, daß praktisch kaum jemand wieder 
in den normalen Arbeitsmarkt integriert wird. 
Gezielt werden Erwerbslose massenhaft über 
entmenschlichende Verfahren ruhiggestellt oder 
prekär beschäftigt. Um Albrechts Kritik vom Kopf 
auf die Füße zu stellen, bedarf es einer Definition, 
was unter Arbeit zu verstehen ist. Nach Albrecht 
handelt es sich ausschließlich um Erwerbsarbeit. Der 
Begriff meint aber alle schöpferischen Tätigkeiten 
des Menschen, nicht nur die durch den Kapitalismus 
auf Erwerbsfelder eingegrenzten. 
Das bedingungslose Grundeinkommen ist eine 
Antwort auf die anhaltende Massenarbeitslosigkeit, 
die Ausweitung von Billiglohnjobs und die sich vor 
allem durch Hartz IV vergrößernde Armut. Das  
170 Jahre alte Kampfparadigma „Einkommen 
durch Arbeit“ wird damit in „Arbeit durch Einkom-
men“ umgekehrt. Das ist eine neue Revolution im  
21. Jahrhundert.

Karsten Jagau, Gerd Greve, Torsten Müller, 
Basisorganisation „Aufbruch LINKS“  

der PDL Schwerin

Dr. Dr. Albrecht ist für seinen Artikel zum „bedin-
gungslosen Grundeinkommen“ zu danken. Er gibt 
uns viele gute Argumente gegen diese Form der 
Volksverdummung und des Abhängigmachens 
vom bürgerlichen Staat. So weist er besonders auf 
die angestrebte Ruhigstellung eines größeren Teils 
der sonst Arbeitslosengeld Beziehenden und die 
Verführung von Unternehmen zum Lohndumping 
sowie die straffe Bindung des Bürgers an den 
kapitalistischen Staat hin. Es ist eine Schande 
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für diese Gesellschaft, wenn sich immer mehr 
Lohnabhängige nicht mehr von ihrer Hände Arbeit 
menschenwürdig ernähren, geschweige denn leben 
können. Verhältnisse wie in den USA lassen grüßen! 
Dort sind bis zu drei Arbeitsstellen zum Bestreiten 
des Lebensunterhalts notwendig!
Das Grundeinkommen ist ein Angriff auf Tarifverträge 
und zielt darauf ab, die Gewerkschaften überflüssig 
zu machen.
Wäre es daher nicht gerade für Linke notwendig, 
alle Kraft auf die Durchsetzung des Mindestlohnes 
zu konzentrieren? Ernst Albrechts Schlußfolgerung 
trifft völlig zu: Eine Reformierung des Kapitalismus 
ist ausgeschlossen, es bedarf der Änderung der 
Macht- und Eigentumsverhältnisse.

Dr. paed. Peter Nitze, Wittenberg

War der Artikel „Absage an Vollbeschäftigung“ 
unseres Doppel-Doktors aus Dormagen etwa 
satirisch gemeint? Die Schrift von Friedrich Engels 
heißt „Anteil der Arbeit an der Menschwerdung des 
Affen“, aber nicht „Anteil der Lohnarbeit …“ Das 
hat seinen Grund. Arbeit ist nicht schon immer 
und ihrem Wesen nach Lohnarbeit. Was aber von 
dieser zu halten ist, stellt Marx klar, wenn er sie 
als Synonym für Zwangsarbeit oder Lohnsklaverei 
bezeichnet.
Wer Lohnarbeit und Arbeit gleichsetzt, begibt sich 
ins Schlepptau der bürgerlichen Ideologie. Grenz-
wertig ist es mit Hausarbeit und Kinderbetreuung. 
Die ist zwar zur Reproduktion der Arbeitskraft und 
zur Erzeugung von Proletariernachwuchs notwendig, 
wird aber nicht auf der Grundlage eines Arbeitsver-
trages mit Geld entlohnt.
Wer von den politischen Machthabern ein „bedin-
gungsloses“ Grundeinkommen bezöge, hinge 
von deren politischem Kalkül ab. Wer aber seine 
Arbeitskraft gegen Lohn an die wirtschaftlichen 
Machthaber verkauft, ist ums Verderben von den 
Produktionsmittelbesitzern abhängig: davon, daß 
sie ihn gebrauchen (genauer: ausbeuten) können.
Nebenbei bemerkt: Die Kapitalisten-Klasse kann 
gar nicht an einer gesellschaftlichen Vollbeschäf-
tigung interessiert sein. Dadurch würden die 
Lohnkosten steigen, weil anders die Lohnarbeiter 
nicht an einzelne Unternehmen zu binden wären. 
Den Kapitalisten sind viele Arbeitslose als große 
Reservearmee erwünscht, um bei Bedarf eine 
gestiegene Nachfrage nach Lohnarbeitern unver-
züglich befriedigen zu können.
Noch einmal sei Marx zitiert: „Statt des konservativen 
Mottos: ‚Ein gerechter Tagelohn für ein gerechtes 
Tagewerk!‘ sollte sie (die Arbeiterklasse N. K.) auf ihr 
Banner die revolutionäre Losung schreiben: ‚Nieder 
mit dem Lohnsystem‘!“ (MEW 16/152)
Ich wünsche Eurer sonst so hervorragenden Zeit-
schrift Erfolg. Norbert Kornau, Hannover

Merkel durfte in Vietnam Menschenrechte und 
Meinungsfreiheit anmahnen und vor Studenten in 
Ho-Chi-Minh-Stadt sprechen. Ich dachte dabei an 
die 30 Jahre Kampf der Vietnamesen für ihre Befrei-
ung; an die Begegnung mit Onkel Ho und seinen 
Pionieren bei deren Bambustanz in Dresden; an ihre 
militärischen Auslandsstudenten, welche die einstige 
Kadettenanstalt in Naumburg besuchten; an ihre 
drei Oberstleutnants im Wohnheim in der Moskauer 
Kropotkinskaja und an der Generalstabsakademie; 
an die Hilfe von Genossen meines Kombinats beim 
Ausbau des Ho-Chi-Minh-Pfades … und an die Rolle 
der BRD in all dieser Zeit. Aber auch an den Jubel 
der Berliner am 1. Mai 1975 entlang der Aufstellung 
unserer Paradetruppen, als über Lautsprecher die 
Botschaft kam: „Vietnam ist frei!“
 Klaus Horn, Großdobritz

Heinz Gliemann hat aus meiner Sicht weder Sahra 
Wagenknecht noch ihr Buch richtig verstanden. Erst 
warf man ihr einen unversöhnlichen Linksdrall vor, 
jetzt verdächtigt man sie, marxistische Grundsätze 
verwässern zu wollen. 
Es wäre nach meiner Auffassung kurzsichtig, an 
früheren Sozialismusvorstellungen zu hängen, ohne 
Fehlabläufe in Basis und Überbau zu durchdenken. 

Der reale Sozialismus in der DDR und im übrigen 
Osteuropa schlug fehl, weil wesentliche gesell-
schaftliche Entscheidungen in der Ökonomie und im 
sozialen Bereich immer mehr einen undemokratischen 
Kommandocharakter annahmen. Natürlich lag dies 
auch ganz wesentlich an permanenten westlichen 
Störmanövern und anderen Belastungen. 
Dennoch zeichnete sich die DDR trotz solcher 
Hemm- und Hindernisse durch einen respektablen 
Lebensstandard, niedrige Mieten, ein fürsorgliches 
Gesundheitssystem und eine effiziente polytechni-
sche Bildungspolitik aus. Und ein solches Umfeld 
– für die Schönen und Reichen im Kapitalismus 
unzumutbare Kostenfaktoren – war für mich als 
einstigen DDR-Bürger meine Heimat! Mit den reali-
tätsfremden Renditejägern und deren zweifelhaften 
Kriterien habe ich nichts gemein. 
Freiheit statt Kapitalismus! heißt in meinem Ver-
ständnis, daß diese erst nach der Überwindung 
der Aktiendominanz und der Vergesellschaftung 
der DAX-Unternehmen möglich wird. So habe ich 
Sahra Wagenknecht verstanden.

Mario Kettler, Reichenbach/Vogtland

Den Beitrag von Rolf Bullerjahn „Der Knall mit dem 
Urknall“ empfand ich geradezu als einen geistig 
hochstehenden Befreiungsschlag. Nicht nur, daß 
wirkliche Kardinalfragen aufgegriffen wurden, son-
dern auch das gedanklich starke und ausdrucksvolle 

„Wie“ hatte es in sich. 
Ich erinnere mich, zu DDR-Zeiten an der TH die 
These gehört zu haben: Das gesamte All bestand 
ursprünglich aus Wasserstoff. Das war ja wohl auch 
schon so etwas Hirnverbranntes.
 F. Grupe, Merseburg

Am 22. Juli 1922 fand in Suhl die erste Reichs-
konferenz der Kommunistischen Kindergruppen 
Deutschlands statt. 800 bis 1000 Kinder wurden 
damals von den Bürgern unserer Stadt liebevoll 
aufgenommen. Im Mittelpunkt der Konferenz 
standen der Proletarische Internationalismus, die 
Solidarität mit dem jungen Sowjetstaat sowie der 
Kampf gegen den reaktionären Ungeist an den 
Schulen. Die Arbeitsgruppe Geschichte des Stadt-
verbandes Suhl der Partei Die Linke berät derzeit 
darüber, wie der 90. Jahrestag dieser Konferenz 
würdig begangen werden kann. 
Wir fragen die RF-Leser: Kennt jemand Nachkom-
men von Zeitzeugen, die auf Grund mündlicher oder 
schriftlicher Überlieferungen etwas zum damaligen 
Ereignis sagen könnten? Jeder Hinweis wäre für uns 
eine große Hilfe. Mitteilungen bitte an dschmidt.
suhl@gmx.de, Tel. 03861/720296

Dagmar Schmidt, Suhl

Inspiriert von der Titelseite der Beilage mit Prof. 
Dieckmanns Rostocker Text, möchte ich linken 
London-Besuchern ein paar Tips geben. Sie sollten 
unbedingt die Marx-Gedenkstätte in Clerkenwell 
Green besichtigen. Das Marx-Grab ist auf dem 
Highgate Cemetery im Londoner Osten (East). 
Ein kolossales Wandgemälde in der Cable Street 
unweit des Tower ist der 1936 dort ausgetragenen 
Straßenschlacht antifaschistischer Arbeiter gegen 
die britischen Nazis gewidmet. Ende November 
hatte das Musical „Goodbye Barcelona“ in Lon-
don Premiere. Es erinnert an den 75. Jahrestag 
der Interbrigaden.
 Reinhardt Silbermann, Hamburg

Mit Erstaunen habe ich Ihre Homepage geöffnet. 
Ich bin erfreut, daß man in dieser Zeit so etwas 
Aufschlußreiches lesen kann. Meine Heimat – ins-
besondere die politische – war, ist und bleibt die 
Deutsche Demokratische Republik. Vieles, was ich 
bei Ihnen lese, deckt sich mit dem, was auch ich 
über bestimmte Ereignisse denke. Ich war lange 
Zeit selbständiger Handelsvertreter und bin jetzt 
Zeitarbeiter. Ich glaube, ich werde künftig öfter mal 
bei Ihnen hineinschauen.

W. Grabowski, Schwerin

Die Oktoberausgabe war wieder sehr lesenswert. 
Besonders gefielen mir die Beiträge über Wilhelm 
Pieck und Täve Schur. Wir haben zu beiden einen 
besonderen Bezug. Meine Frau begegnete unserem 
Präsidenten als Pionier auf der Wartburg. Noch 
heute bewahrt sie einen Artikel auf, der über dieses 
Zusammentreffen berichtet. Ich selbst gehörte 1960 
zu einer Abordnung unserer in Berlin stationierten 
NVA-Einheit, die Wilhelm Pieck an dessen Bahre 
die letzte Ehre erwies. Solche Augenblicke vergißt 
man nicht.
Zur Behandlung Täve Schurs durch die neuen 
Machthaber bedarf es keines Kommentars. So gehen 
die Helfershelfer des Kapitals eben mit Menschen 
um, die sich in der DDR Verdienste und Ansehen 
erwarben. Horst Schuchardt, Erfurt

Der Beitrag „Krelles Kralle“, RF 165, muß geradezu 
Entsetzen auslösen. Auch ich gehöre zu einer Gene-
ration, die an der Berliner Humboldt-Universität bei 
wunderbaren Professoren eine fundierte und solide 
rechtswissenschaftliche Ausbildung erfahren hat. 
Ich war immer stolz darauf, mein Studium an dieser 
Universität absolviert zu haben. Mich beeindruckte 
besonders, daß sich unter unseren Lehrern so viele 
gestandene Antifaschisten befanden. Da ist es ein 
Schock, erfahren zu müssen, daß ein ehemaliger 
SS-Sturmbannführer vor etwa zwei Jahrzehnten dort 
seine menschenfeindliche Ideologie durchsetzen 
und die Hochschule von Humanisten „säubern“ 
durfte. 
Ich blicke dankbar auf jene Jahre zurück, als ich 
meinen Fuß über die Schwelle der HU gesetzt habe, 
in deren Foyer mir sofort das ins Auge springende 
Marx-Wort auffiel: „Die Philosophen haben die 
Welt nur verschieden interpretiert, es kommt aber 
darauf an, sie zu verändern.“
 RA Ralph Dobrawa, Gotha 

Heute war sie da – die lang erwartete Post mit dem 
„RotFuchs“. Herzlichen Dank für Euer bemerkens-
wertes Engagement! Ihr leistet damit einen nicht zu 
unterschätzenden Beitrag, um der grassierenden 
Verdummung unserer Landsleute entgegenzuwirken! 
Wir haben zwar eine Schlacht verloren, nicht aber 
den Krieg! Gerhard Mory, Taucha

Der Vorschlag, Griechenland solle mit einer Treuhand-
anstalt nach Kohls Muster für Ostdeutschland auf 
Kurs gebracht werden, wurde öffentlich unterbreitet. 
Sein Urheber war aber nicht etwa Hella von Sinnen, 
sondern ein sehr namhafter Finanzexperte. Ich 
muß die RF-Leser nicht darüber aufklären, was die 
Treuhand der BRD bei uns angerichtet hat, sondern 
nur zwei Zahlen anführen. Erstens: Ostdeutschland 
hat nach dem letzten Stand 5,26 Millionen sozial-
versicherungspflichtig Beschäftigte, von denen 
man jedoch eine Million mitgezählte Westberliner 
abrechnen muß. Zweitens: Der Osten hängt mit 
jährlich 80 Mrd. Euro am Infusionstropf, damit das 
auf Hochglanz polierte Kartenhaus nicht plötzlich 
zusammenfällt. Wer es nicht glaubt, darf in Helmut 
Schmidts Buch „Außer Dienst“ nachschlagen. Dort 
findet er übrigens auch eine vernichtende Kritik an 
der Wirtschaftspolitik der CDU-Kanzler Kohl und 
Merkel sowie seines famosen SPD-„Genossen“ 
Schröder. Was aber würde passieren, wenn die 
Wirtschaftsflüchtlinge und Zwangspendler aus der 
Zeit nach 1990 auf einen Schlag zurückkämen und 
allesamt Arbeitslosengeld einforderten?
Die Linkspartei vergreift sich übrigens am bürgerli-
chen Wort-Pool, indem sie die mit wirtschaftlichen 
Zwangsmitteln Vertriebenen verharmlosend als 
„Abwanderer“ bezeichnet. Nicht übersehen sollte 
man auch, daß der untertarifliche Niedriglohnsektor 
eine ständig steigende Tendenz aufweist. 
Im Unterschied zu den stillhaltenden ostdeutschen 
Duckmäusern traue ich den Griechen zu, daß sie im 
Falle des Überstülpens einer auf sie zugeschnittenen 

„Treuhand“ den Generalstreik zum revolutionären 
Kampf ausweiten. Noch haben viele das Monsterspiel 
nicht ganz durchschaut. Das könnte sich allerdings 
ändern. Joachim Spitzner, Leipzig
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Am 3. Dezember um 10 Uhr findet 
in der Drogenmühle Heidenau, 
Dresdner Str. 101, eine Veranstaltung 
der RF-Regionalgruppe Dresden mit 
Dr. Norbert Podewin statt. Er spricht 
über das Thema 

Mit dem Braunbuch gegen  
die Faschisten

Die RF-Regionalgruppe Bautzen/Oberlausitz lädt 
Mitglieder, Leser und Interessenten herzlich zu ihrer 
Jahresabschlußveranstaltung am 15. Dezember 
um 15 Uhr in die Räume des Unabhängigen 
Seniorenverbandes, Löhrstraße 33, ein. Thema:
Neue Entwicklungen in Kuba
Darüber berichten Besucher und Bürger des 
Karibikstaates.

Am 16. Dezember um 16.30 Uhr findet in 
der Begegnungsstätte der Volkssolidarität, 
Torstraße 203–205, eine Veranstaltung 
der RF-Regionalgruppe Berlin statt. 
Eingeladen wird zu einer heiteren 
Buchlesung mit Autor Günter Herlt

„Der verdammte Ossi in mir“

Schirmherrschaft Grafik von Klaus Parche


